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REG (UL) IEREN – ABER WIE?

Liebe Leserinnen,  
liebe Leser,
Eine US-amerikanische Kabarettsendung, die ich aufgrund ih-
rer schlauen Beobachtung der amerikanischen Gesellschaft sehr 
gerne schaue, befasste sich vor ein paar Monaten mit dem Thema 
Nahrungsergänzungsmittel. Diese sind, im Gegensatz zu Deutsch-
land, bei vielen Familien in den USA sehr beliebt. In dem Beitrag 
ging es darum, dass ein bekannter Fernseharzt sich vor Gericht 
verantworten musste, weil er Tabletten zur Gewichtsreduzierung 
in seiner Sendung als „magische Wunderpillen“ bezeichnete. Und 

dass, obwohl Wissenschaftler sogar herausfanden, dass deren Inhaltsstoffe bei Laborratten zu 
Diabetes geführt hatten. Doch sowohl der US-amerikanische Kongress als auch die zuständigen 
Bundeshandelskommission (FTC) und die Lebensmittelüberwachungsbehörde (FDA) konnten 
wenig tun, um solche Betrügereien effektiv zu verbieten. Der Grund: Nahrungsergänzungsmittel 
sind in den USA extrem schlecht reguliert. 

Die FDA kann erst dann die Inhalte von Nahrungsergänzungsmitteln erforschen, wenn Kon-
sumentInnen bereits davon krank geworden sind. Ein Versuch der FDA, mehr Kompetenzen 
zu erhalten, endete in den 1990ern damit, dass Millionen aufgebrachte BürgerInnen dem Senat 
schrieben, sich nicht in ihren Vitaminkonsum einzumischen – dazu existiert merkwürdigerweise 
sogar ein von der Industrie bezahlter Werbespot mit Mel Gibson, der mit erhobenen Händen 
vor einem halben Duzend vermummter Räuber steht, die ihm seine Vitamine abnehmen wol-
len. Unternehmen in den USA dürfen Nahrungsergänzungsmittel ohne Zustimmung der FDA 
bewerben, können die Gesundheitsförderlichkeit einfach so behaupten und müssen noch nicht 
einmal die Sicherheit oder Wirksamkeit ihres Produktes beweisen. Mit gravierenden Folgen: Der 
jährliche Umsatz der Nahrungsmittelergänzungsindustrie umfasst mittlerweile 32 Milliarden 
USD, dabei sind in vielen Produkten noch nicht einmal Spuren der angeblichen Heilpflanzen 
enthalten. Außerdem hat der Verzehr bestimmter Nahrungsergänzungsmittel bei Konsumen-
tInnen sogar zu Leberversagen, inneren Blutungen und Todesfällen geführt. Warum existieren 
diese Nahrungsergänzungsmittel dennoch auf dem Markt? Der Moderator, John Oliver, fasst es 
zusammen mit dem Worten: „Unternehmen haben Zugang zu der einzig wahren Wunderpille: 
Lobbymacht.“

Das Beispiel Nahrungsergänzungsmittel veranschaulicht sehr gut, welchen Einfluss Regulie-
rungen oder ihr Fehlen auf unser aller Leben haben. Und welche Macht Unternehmen haben 
können, wenn bestimmte Regulierungen ihre Profite in Gefahr bringen könnten. Mit der vor-
liegenden Rundbriefausgabe wollen wir uns deswegen dem  komplizierten Thema der Regulie-
rungen zuwenden. Warum brauchen wir Regulierungen? Und welche überhaupt? Und wo liegt 
das richtige Maß? Wer hat welche Macht beim Einbringen von Regulierungen? Und wer welche 
Interessen? Und was hat das alles mit internationaler Handelspolitik und den Verhandlungen 
um das EU-USA-Freihandelsabkommen zu tun?  

Marie-Luise Abshagen
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REGIEREN HEISST REGULIEREN
Warum „regulatorische Harmonisierung“ in einem  
Handelsabkommen nichts zu suchen hat 

Auch wenn das Wort „Regulierung“ vielleicht etwas neumodisch ist – was 
damit gemeint ist, ist im Kern die Grundlage menschlichen Zusammenle-
bens seit der Steinzeit. Ungeschriebene Gesetze und Moralkodexe wur-
den abgelöst durch königliche oder päpstliche Dekrete und später durch 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsverfahren, beschlossen durch mehr 
oder weniger demokratisch-rechtsstaatliche Verfahren. Damit werden 
Regeln und Grenzen gesetzt für eine Gesellschaft, für Individuen, Unter-
nehmen, Organisationen und nicht zuletzt auch für die Staatsgewalt. Die 
Abwägung, wieviel und welche Regulierung notwendig ist und was man 
vielleicht auch unreguliert lassen kann, das ist der Kern der demokratisch-
politischen Auseinandersetzung. Wenn sich eine Gesellschaft nicht mehr 
so regulieren kann, wie sie es für richtig hält, dann steht die Demokratie 
auf dem Spiel. 

W er zu viel reguliert, schnürt 
die Gesellschaft in ein Kor-
sett, macht sie unflexibel, 

bürokratisch und schränkt die Frei-
heit mehr ein, als sein muss – und 
dagegen wehrt sich die Gesellschaft 
irgendwann. Wer zu wenig reguliert, 
überlässt zu viel dem freien Spiel der 
Kräfte, und macht damit die Starken 
und Reichen stärker und reicher. Auch 
dagegen wehrt sich die Gesellschaft ir-
gendwann. Wer falsch reguliert, lenkt 
die Entwicklung von Gesellschaft und 
Wirtschaft in falsche Bahnen. 

Wessen Interessen eigentlich?
Richtige Regulierung ist eine wahre 
Kunst, letztlich ist sie der Kern der 
Politik. Aber Politik findet eben nur 
in der Theorie im Interesse der All-
gemeinheit statt. Der Streit um die 
richtige Regulierung wird nicht nur 
davon geprägt, was am besten für die 

Allgemeinheit ist, sondern meist noch 
viel mehr dadurch, was den Interes-
sen der handelnden Akteure selbst am 
meisten dient, auch wenn das natür-
lich niemand zugibt. Der Streit um 
die richtige Regulierung – und das 
richtige Ausmaß von Regulierung – 
ist deshalb immer auch ein Streit, wes-
sen Interessen die Regulierung oder 
Nicht-Regulierung dienen soll. 

Wenn etwa Nichtregierungsorgani-
sationen (NGOs) für eine nachhalti-
gere, ressourcensparendere, sozialere 
Gestaltung der wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen eintreten, wol-
len sie eine andere Regulierung. Nicht 
unbedingt mehr Regulierung, aber je-
denfalls eine Regulierung, die andere 
Prioritäten setzt als die heutige. Nach-
haltigkeit kommt nicht von alleine, 
sondern dafür muss man etwas tun. 
Der regulatorische Status quo ist keine 
Option, wenn man für die berühmte 

„Transformation“ zu mehr Nachhaltig-
keit eintritt. Aber der Status quo ist 
auch für diejenigen keine Option, die 
die neoliberale Deregulierungsagen-
da der letzten 20 Jahre verfolgen. Für 
diese Leute ist jede Form von Regu-
lierung ein (manchmal notwendiges) 
Übel, aber sie finden: nach wie vor 
gibt es viel zu viel Regulierung. Für 
sie sind die meisten Regulierungen 
„nichttarifäre Handelshemmnisse“, 
behindern die Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts und dergleichen. Seit 
der Finanzkrise 2008 wird der Ruf 
nach Deregulierung nicht mehr so 
laut und offensiv vertreten, aber hin-
ter den Kulissen wird diese Agenda 
mit einer bemerkenswerten Zähigkeit 
weiterverfolgt. Neidisch blicken diese 
Leute in die USA. Seit der konservati-
ven Gegenrevolution mit dem Amts-
antritt Ronald Reagans ist man dort 
viel weiter gekommen mit dem Abbau 
von Regulierungen, die der Wirtschaft 
nicht passen.

Regulierungen in der EU
Die Öffentlichkeit glaubt immer noch, 
die EU-Kommission arbeite haupt-
sächlich daran, immer mehr unsinnige 
Regulierungen zu erfinden (Stichwort 
krumme Gurken). Spätestens mit der 
Mitteilung „Global Europe. Compe-
ting in the world“ 1 von 2006 will die 
Kommission die EU aber vor allem 
zum „wettbewerbsfähigsten Wirt-
schaftsstandort der Welt“ machen. Sie 
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arbeitet daran, diejenigen Regulierun-
gen zurückzudrängen, die diesem Ziel 
angeblich im Weg stehen. Mit dem im 
letzten Herbst vom EU-Rat beschlos-
senen, sogenannten Entbürokratisie-
rungsprogramm REFIT geht sie ge-
nau in diese Richtung, „intelligente 
Regulierung“ nennt sie das, als ob sie 
bisher nicht intelligent gewesen wäre. 

Worum es geht, sprach der Gene-
raldirektor des Wettbewerbskommis-
sars Daniel Calleja Crespo bei einer 
Wirtschaftskonferenz in Brüssel am 
1. Juli 2014 mit dem Titel „Challen-
ges for Transatlantic Business under 
New European Leadership“ offen aus. 
Wörtlich erklärte er, wir bräuchten 
eine radikale Vereinfachung des Re-
gulierungsrahmens in Europa. Alle 
Regeln, die Europas Wettbewerbsfä-
higkeit im Weg stünden, müssten ge-
ändert werden. Als Beispiel nannte er 
das Chemikalien-Regulierungssystem 
REACH. 

Zu dieser Deregulierungs-Agenda 
gehört aber nicht nur, existierende 
Regulierungen abzubauen oder abzu-
schwächen. Ein mindestens genauso 
wichtiger Bestandteil ist es, Versuche 
neue Regulierungen einzuführen, so 
weit wie möglich zu erschweren. Auch 
hierfür sind die USA das Vorbild. Wie 
umständlich es in den USA ist, neue 
Regulierungen einzuführen, wird an 
anderer Stelle in diesem Rundbrief 
von US-Autoren gut beschrieben.

TTIP und Regulierungen
Mit dem geplanten TTIP-Abkom-
men (Transatlantische Handels- und 
Investitionspartnerschaft) würde die 
europäische Politik in genau dasselbe 
Korsett gezwängt – und dieses Kor-
sett würde völkerrechtlich verbind-
lich festgeschrieben. „Regulatorische 
Konvergenz“ ist eines der Hauptziele 
des Abkommens, das heißt Annähe-
rung der Regulierungssysteme. Das 
Ergebnis klingt auf den ersten Blick 
paradox: Regulierung wird damit so 
bürokratisch und kompliziert, dass 
sie gar nicht mehr zustande kommt – 
Deregulierung der Wirtschaft durch 
Bürokratisierung der Regulierungs-
behörden. Die mit TTIP angestreb-
te „regulatorische Harmonisierung“ 
würde jede Art von Regulierung noch 
viel umständlicher, langwieriger, bü-
rokratischer machen, als sie ohnehin 
schon ist. 

Hier läutet nicht nur bei Umwelt-
verbänden die Alarmglocke, sondern 
bei nahezu allen anderen Interessen-
gruppen auch. Wer Deutschland oder 
Europa (oder auch die USA) nachhal-

tiger, ressourceneffizienter, sozialer, 
zukunftsfähiger machen will, muss 
gestaltend regulieren, intelligent re-
gulieren, nicht unbedingt mehr regu-
lieren, aber anders regulieren. 

Wie auch immer eine Politik, eine 
regulatorische Rahmensetzung für 
mehr Nachhaltigkeit aussieht – es 
wird wirtschaftliche Gewinner und 
Verlierer geben, und es wird Branchen 
und Unternehmen geben. Die (nicht 
unbedingt echten) Verlierer werden 
versuchen, eine solche Politik zu ver-
hindern. Es wäre daher keine gute 
Idee, diesen realen oder vermeintli-
chen Verlierern möglichst viele Mittel 
in die Hand zu geben, eine Politik für 
mehr Nachhaltigkeit möglichst lange 
zu verzögern. TTIP wäre aber ein ex-
zellentes Mittel, um genau das zu tun. 
Denn mit einer solchen Politik würden 
sich zwangsläufig die regulatorischen 
Unterschiede zu den USA und natür-
lich auch zu anderen Ländern (Kana-
da beispielsweise) vergrößern und das 
ist dann auch richtig so. 

Innovationen brauchen regulatorische 
Unterschiede
Die Geschichte von Innovationen, von 
Fortschritt für mehr Nachhaltigkeit ist 
eine Geschichte von Vorreitern, die re-
gulatorische Unterschiede vergrößert 
haben, von Europäern genauso wie 
von Amerikanern. Unter dem Gebot 
der regulatorischen Harmonisierung 
wäre der Katalysator in Kalifornien 
nie eingeführt worden, das war nicht 
mal mit dem Rest der USA harmo-
nisiert, von 28 EU-Staaten ganz zu 
schweigen. Europas Automobilindu-
strie hat die Einführung des Katalysa-
tors heftig bekämpft, und in Europa 
um viele Jahre hinausgezögert. Mit 
TTIP hätte sie beste Chancen gehabt, 
den Katalysator schon in Kalifornien 
zu stoppen. 

Genau das ist das Interesse vieler 
Industrielobbyisten, die derzeit so 
viel Stimmung für TTIP machen. 
Syngenta will die unwissenschaftli-
chen Verbote von bienengefährlichen 
Pestiziden in der EU unterlaufen, wie 
ihr Vorstandschef John Atkin beim Fo-
rum on the Future of Agriculture 2014 
kürzlich erklärte 2. Das geplante TTIP 
würde die „Komplexität der Stan-
dards“ reduzieren, damit den Handel 
vereinfachen. Lebensmittel- und Ver-
braucherschutzstandards müssten 
harmonisiert werden, das seien un-
nötige Handelshemmnisse. Ähnliche 
Äußerungen gibt es jede Menge, so 
etwa von der American Soybean As-
sociation – es sei das Wesen von Han-

delsabkommen, dass alle Seiten ihre 
Gesetze und Regulierungen ändern 
müssen.

Es würde von den konkreten Ver-
tragsbestimmungen abhängen, wie 
sehr TTIP unsere politischen Hand-
lungsspielräume beschneiden würde, 
sowohl in Deutschland als auch in 
der EU, falls es überhaupt je kommt. 
Aber in jedem Fall ist klar: selbst 
wenn TTIP regulatorische Fortschrit-
te in Richtung mehr Nachhaltigkeit 
nicht direkt völkerrechtlich verbieten 
würde, sofern sie nicht im Konsens 
mit den Amerikanern beschlossen 
werden, so würde es doch in jedem 
Fall zu einem Wettbewerbsnachteil, 
wenn man diese einführte – und da-
mit politisch extrem schwer durchzu-
setzen. Das ist die ganze Logik dieser 
falschen Politik. Ein Beispiel: wenn 
wir in Europa in fünf Jahren zu der 
Meinung kommen, die Probleme mit 
dem Antibiotikaeinsatz in der Massen-
tierhaltung hätten ein solches Ausmaß 
angenommen, dass man sie verbieten 
oder scharf zurückdrängen müsse – 
könnten wir das dann überhaupt 
noch, wenn die Amerikaner sagten, 
sie sähen das anders?

Wir sollten uns nicht in die Irre füh-
ren lassen, wenn die EU-Kommission 
erklärt, regulatorische Kooperation 
hätten wir doch schon, das sei nichts 
Neues. In dem Ausmaß und der Ver-
bindlichkeit, in dem diese mit TTIP 
geplant wird, gab es das noch mit 
keinem Staat, in keinem Freihandels-
abkommen. Wir würden uns geradezu 
verpflichten, weite Teile unseres poli-
tischen und gesellschaftlichen Lebens 
immer mehr mit den USA zu harmoni-
sieren. Wer gestalten will, muss regu-
lieren können. Wer das aus der Hand 
gibt, setzt in der Tat die Demokratie 
aufs Spiel. 

 

 

 

  Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forum 
Umwelt und Entwicklung.

1	 Vgl. Global Europe – Die neue 
EU-Handelspolitik im Wahn 
der Wettbewerbsfähigkeit. Ein 
Diskussionspapier aus der AG Handel im 
Forum Umwelt & Entwicklung,  
http://www.forum-ue.de/fileadmin/
userupload/publikationen/aghan_2007_
globaleurope.pdf. 

2	 http://www.vieuws.eu/food-agriculture/
ttip-syngenta-chief-calls-for-harmonized-
safety-standards/.

http://www.forum-ue.de/fileadmin/userupload/publikationen/aghan_2007_globaleurope.pdf
http://www.forum-ue.de/fileadmin/userupload/publikationen/aghan_2007_globaleurope.pdf
http://www.forum-ue.de/fileadmin/userupload/publikationen/aghan_2007_globaleurope.pdf
http://www.vieuws.eu/food-agriculture/ttip-syngenta-chief-calls-for-harmonized-safety-standards/
http://www.vieuws.eu/food-agriculture/ttip-syngenta-chief-calls-for-harmonized-safety-standards/
http://www.vieuws.eu/food-agriculture/ttip-syngenta-chief-calls-for-harmonized-safety-standards/
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KOSTEN UND NUTZEN EINER 
NEUEN „PARTNERSCHAFT“
Wie durch TTIP regulatorische Standards zulasten der  
BürgerInnen abgeschafft werden sollen

Die derzeit laufenden Verhandlungen über die Transatlantische Handels- 
und Investitionspartnerschaft (Transatlantic Trade and Investment Part-
nership, TTIP) sind keine Verhandlungen über ein Handelsabkommen im 
eigentlichen Sinne. Da die Zölle zwischen der Europäischen Union und 
den USA sich bereits auf einem historischen Tiefstand befinden, haben 
die Gespräche wenig mit der Begrenzung von Einfuhrsteuern zu tun. 
Stattdessen konzentriert sich die Debatte auf eine lange Wunschliste von 
Unternehmen, deren vorrangiges Ziel ist, Verbraucher-, Gesundheits-, Si-
cherheits-, Umwelt- und andere regulatorische Standards abzuschwächen, 
oder zumindest die Verabschiedung strengerer Standards zukünftig zu 
erschweren. 

D ie TTIP-Verhandlungsführer 
geben zu, dass regulatorische 
Fragen bei dem Abkommen im 

Zentrum stehen, sie leugnen jedoch, 
dass ihre Bemühungen zu einer Ab-
schwächung von Standards führen 
werden. Tatsächlich wollen aber 
beide Seiten, insbesondere die EU, 
industriespezifische regulatorische 
Standards abschwächen, von denen 
sie annehmen, dass ihre Industrien 
dadurch benachteiligt würden. Im 
Auftrag ihrer Finanzunternehmen ist 
die Europäische Union darauf aus, 
wichtige Bestimmungen des ameri-
kanischen Gesetzes zur Finanzmarkt-
reform (Dodd-Frank Wall Street Re-
form and Consumer Protection Act) 
rückgängig zu machen. Die USA 
wiederum suchen nach Wegen, die 
strengen Datenschutzbestimmungen 
für Verbraucher in der EU zu umge-
hen – und dadurch die Interessen von 

Google, Facebook und anderen US-
Internetgiganten zu fördern. Unter-
nehmen beider Seiten, insbesondere 
in den USA, haben eine erstaunliche 
Liste von Vorschriften zusammenge-
stellt, die sie gern zurückgenommen 
oder sabotiert sehen wollen.

Bei Verhandlungen geht es nicht um 
spezielle Vorschriften 
Es gibt zwar insbesondere auf euro-
päischer Seite Interesse, eine „Har-
monisierung“ zu fördern. Dies sind 
Bemühungen, gemeinsame Regu-
lierungsstandards in der EU und 
in den USA zu entwickeln, norma-
lerweise durch eine Absenkung der 
Standards auf den kleinsten gemein-
samen Nenner. Die Aufmerksamkeit 
der Verhandlungsführer scheint sich 
jedoch besonders auf den Regulie-
rungsprozess zu richten. An die Öf-
fentlichkeit gelangte, europäische 

Papiere sowie öffentliche Kommen-
tare von Handelsdiplomaten beider 
Seiten weisen darauf hin, dass es im 
Abkommen um „Transparenz“ im 
Regulierungsprozess und das Erlas-
sen von Vorschriften nach dem US-
amerikanischen Prinzip „öffentliche 
Bekanntmachung und Stellungnah-
me“ (notice-and-comment); Kosten-
Nutzen-Analysen und die Schaffung 
eines Rats zur Regulatorischen Zu-
sammenarbeit (Regulatory Coope-
ration Council) geht. 

Transparenz und Offenheit
Offenheit in den TTIP-Verhandlun-
gen und der Zugang zum sowie die 
öffentliche Kommentierung des Ver-
handlungstextes sind enorm wichtig. 
Die USA haben zwar die Forderung 
nach mehr Offenheit immer wieder 
zurückgewiesen, gleichzeitig beste-
hen sie aber auf mehr Transparenz im 
Regulierungsprozess der EU, damit 
privilegierte Insider nicht auf unfaire 
Art und Weise durch Einflussnahme 
auf den Erlass von Vorschriften pro-
fitierten. Die USA haben deshalb vor-
geschlagen, dass ihr eigenes Verfahren 
zum Erlass von Rechtsvorschriften 
nach dem „notice-and-comment“-
Prinzip als Modell dienen könne.

Prinzipiell spricht manches für 
das „notice-and-comment“-System 
der USA. Eine Behörde, die eine 

©
©

C
la

us
-P

. S
ch

ul
z 

/ p
ix

el
io

.d
e

Erfolgreiche Regulierung in den USA: die Finanzmarktreform



SCHWERPUNKT

5Rundbrief 3 / 2014

neue rechtliche Vorschrift vorschlägt 
(beispielsweise eine neue Norm für 
Pestizide, eine neue Vorschrift über 
Emissionen bei Kohlekraftwerken 
oder neue Standards für Lebensmit-
telsicherheit), muss einen Entwurf 
dieser Vorschrift veröffentlichen. Sie 
muss außerdem Kommentare der 
Öffentlichkeit zu dem Vorschlag an-
nehmen und berücksichtigen und 
anschließend eine finale Version der 
Vorschrift herausgeben. 

In der Praxis der vergangenen 30 
Jahre hat sich dieses Verfahren beim 
Vorschriftenerlass allerdings dahin 
entwickelt, dass es regulierte Unter-
nehmen1 stark bevorzugt, unzähli-
ge Unterlagen eingefordert werden 
und sich der Erlass von Vorschriften 
inzwischen durch lange Verzögerun-
gen, unglaubliche Komplexität und 
Neigung zur Untätigkeit auszeichnet. 
Man verlässt sich auf von der Indus-
trie vorgelegte Informationen (ins-
besondere hinsichtlich der geschätz-
ten Kosten neuer Vorschriften) und 
Unternehmen haben Gelegenheit zu 
verhindern, dass die Vorschriften Gül-
tigkeit erlangen. Angesichts eines so 
komplizierten, schwierigen Terrains 
sind Behörden vorsichtig, Vorschrif-
ten zu erlassen. Wenn die Behörden 
den Spießrutenlauf im Hinblick auf 
die erforderlichen Folgenabschätzun-
gen einmal hinter sich haben, stehen 
sie oft vor dem Problem, dass Unter-
nehmen ihre Maßnahmen kritisieren 
und behaupten, erforderliche Bewer-
tungen wären nicht berücksichtigt 
worden. Der Reiz des „notice-and-
comment“-Systems wird in mehrfa-
cher Hinsicht durch die Vorrechte 
für Unternehmen zunichte gemacht, 
da es viele Komponenten beinhaltet, 
die über das formelle „notice“ und 
„comment“ hinausgehen. Es gibt 
gute Gründe anzunehmen, dass im 
Kontext der TTIP-Verhandlungen 
die schlechtesten Elemente des US-
Systems überwiegen werden. 

Auch die EU hat eigene Vorschlä-
ge zur Transparenz vorgelegt. Diese 
beinhalten das Recht auf vorherige 
Überprüfung durch die EU und die 
USA, bevor eine der beiden Seiten 
der Öffentlichkeit die vorgeschlage-
nen Vorschriften zugänglich macht. 
Der EU-Vorschlag besagt, dass diese 
Vorabinformationen auch betroffenen 
Akteuren übermittelt werden sollten; 
in der Praxis würde dies ausländische 
Unternehmen in die Lage versetzen, 
gegen Vorschriften Lobbyarbeit zu 
betreiben, bevor diese überhaupt for-
mell vorgeschlagen werden.

Kosten-Nutzen-Analyse
Aktuelle Vorschläge, Kosten-Nutzen-
Anforderungen in TTIP miteinzube-
ziehen, kommen von der EU. Es ist 
bisher nicht bekannt, ob die USA 
ähnliche Vorschläge eingebracht ha-
ben. US-Unternehmen haben aber 
bekräftigt, europäische Regulie-
rungsbehörden dazu zu verpflich-
ten, auch Kosten-Nutzen-Analysen 
durchzuführen. Man behauptet, eine 
Kosten-Nutzen-Analyse sei lediglich 
ein Instrument zur Aufrechnung der 
erwarteten Gesamtkosten und des 
Nutzens. In der Praxis hat sich die 
Kosten-Nutzen-Analyse jedoch zu 
einer von Unternehmen dominierten 
Pseudo-Wissenschaft entwickelt, die 
im US-Kontext die Regulierung stark 
blockiert. 

Zentrale Probleme der US-Kosten-
Nutzen-Analyse
Für ihre Bemühungen, die voraus-
sichtlichen Kosten neuer Vorschriften 
zu ermitteln, sind die Regulierungsbe-
hörden normalerweise auf Schätzun-
gen aus der Industrie angewiesen. 
Diese sind aufgrund der Voreinge-
nommenheit der Industrie und weil 
kostensenkende Innovationen und 
Einsparungen nicht mitberücksich-
tigt werden, normalerweise deutlich 
zu hoch angesetzt. Eine formelle Kos-
ten-Nutzen-Analyse ist kompliziert 
und zwingt die Behörden, sehr viel 
Zeit und Geld für sorgfältig ausge-
arbeitete Analysen aufzuwenden, um 
sich gegen spätere juristische Ausei-
nandersetzungen zu wappnen. Auch 
besteht zwischen Kosten-Nutzen-Ana-
lysen und dem Vorsorgeprinzip ein 
Spannungsverhältnis. Während beim 
Vorsorgeprinzip unbestimmte, noch 
nicht erforschte Risiken im Vorder-
grund stehen, liegt der Schwerpunkt 
einer Kosten-Nutzen-Analyse auf be-
reits bekannten Fakten. Eine Chemi-
kalie beispielsweise kann daher nach 
dem Vorsorgeprinzip auf Grundlage 
noch nicht näher bestimmter Risiken 
vom Markt genommen werden; bei 
der Kosten-Nutzen-Analyse werden 
diese Risiken höchstwahrscheinlich 
ignoriert oder bestenfalls erheblich 
heruntergespielt. Und schließlich be-
ziehen Kosten-Nutzen-Analysen im 
Allgemeinen Katastrophenrisiken, wie 
beispielsweise eine globale Finanzkri-
se, nicht mit ein. 

Rat zur Regulatorischen 
Zusammenarbeit 
Die EU hat einen Rat zur Regulato-
rischen Zusammenarbeit vorgeschla-

gen, dessen Rechtsprechung und 
Machtbefugnisse unklar sind. Ver-
handlungsführer aus den USA be-
haupten zwar, sie hätten keinerlei Vor-
schläge in diese Richtung gemacht, 
jedoch gibt es in den USA ein ähn-
liches, sehr beunruhigendes Vorbild. 
Das Office of Information and Regu-
latory Analysis (OIRA) ist eine Behör-
de im Weißen Haus, die alle wichti-
gen Vorschriften, die von Behörden 
vorgeschlagen werden, überprüft und 
dabei häufig für erhebliche Verzöge-
rungen beim Erlass von Vorschriften 
sorgt. Das OIRA wird weithin als ein 
Ort betrachtet, an dem Unternehmen 
eine zweite Chance bekommen für die 
Verwässerung oder Verhinderung von 
Vorschriften, die sie vorher nicht stop-
pen konnten. Wenn ein Rat zur Regu-
latorischen Zusammenarbeit so ausse-
hen würde wie das OIRA in den USA, 
befände er sich in der Position, den 
Erlass von Verordnungen auf beiden 
Seiten des Atlantiks auszubremsen. 
Und die BürgerInnen hätten wenig 
Gelegenheit, den Prozess überhaupt 
zu beeinflussen. Es ist wahrlich kein 
Zufall, dass die EU und die USA 
behaupten, an einer neuen „Partner-
schaft“ zu arbeiten, das nichtssagen-
de Akronym TTIP verwenden und als 
Ziel eine regulatorische „Zusammen-
arbeit“ angeben. Dadurch verschlei-
ern sie den tatsächlichen Hintergrund 
des Abkommens und vermeiden eine 
Rechenschaftslegung gegenüber der 
Öffentlichkeit.

 

 

 

  Robert Weissman

Der Autor ist Präsident von 
Public Citizen. Public Citizen 
ist eine gemeinnützige 
Verbraucherschutzorganisation und 
Think Tank mit Sitz in Washington D.C., 
welche sich vorrangig mit der 
Rechenschaftspflicht von Unternehmen 
sowie staatlicher Regulierung 
in den Bereichen Transport, 
Gesundheitsfürsorge und Atomkraft 
beschäftigt.

Aus dem Englischen von Angela 
Grossmann

1	 Regulierte Unternehmen sind 
börsennotierte Unternehmen, welche 
im unterschiedlichem Maße unter 
Einfluss des Staates stehen. Dieser kann 
beispielsweise Anbieterzahl, Produkte 
und Rahmenbedingungen beeinflussen.
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INDUSTRIEKONTROLLE VS. 
SICHERHEIT
Das unwirksame US-Regulierungssystem für Chemikalien 

Derzeit sind mehr als 84.000 Chemikalien in den USA zugelassen. Auf-
grund des unwirksamen US-Regulierungssystems wurde die Mehrheit 
dieser Chemikalien jedoch nicht im Hinblick auf ihre potenziellen Gefahren 
für menschliche Gesundheit und Umwelt überprüft. Die hohen Hürden, 
die die Regierung beim Regulierungsprozess für chemische Risiken über-
winden muss, und die zahlreichen Einflussmöglichkeiten der Industrie 
haben dazu geführt, dass in den USA nur minimale Kontrollen im Hinblick 
auf die Gefährdung der Öffentlichkeit durch giftige Industriechemikali-
en existieren. Vorschläge zur regulatorischen Kohärenz im Rahmen der 
Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (Trans-Atlantic 
Trade and Investment Partnership, TTIP) bringen ein erhebliches Risiko 
mit sich. Die Bemühungen in Europa und in US-Bundesstaaten chemische 
Risiken zu kennen und auszuräumen, könnten untergraben werden, wenn 
Komponenten des unwirksamen US-Chemikalien-Regulierungsprozesses 
in TTIP aufgenommen würden.

Immer mehr Wissenschaftler sind 
sich sicher, dass Chemikalien beim 
Auftreten und der Verbreitung 

vieler Krankheiten, wie Krebs, Fort-
pflanzungs- und Entwicklungsstörun-
gen, eine maßgebliche Rolle spielen. 
Schwächen im Gesetz zur Kontrolle 
toxischer Substanzen (Toxic Substan-
ces Control Act, TSCA), dem US-Ge-
setz zur Regulierung von Chemikali-
en, haben jedoch dazu geführt, dass 
die US-Umweltschutzbehörde (Envi-
ronmental Protection Agency, EPA) 
nicht in der Lage ist, in Anbetracht 

bekannter Gesundheitsgefahren zu 
reagieren oder eine Überprüfung 
bestimmter, unsicherer Chemikalien 
anzuordnen.

Zum Zeitpunkt seiner Verabschie-
dung 1976 waren im TSCA sämtliche 
damals im Handel befindlichen 62.000 
Chemikalien von jeglicher Sicher-
heitsüberprüfung ausgenommen. In 
den vergangenen Jahrzehnten wurde 
seitens der US-Regulierungspolitik 
für Chemikalien angenommen, dass 
zehntausende Industriechemikalien 
kein entscheidendes Risiko für Ge-

sundheit und Umwelt darstellen. Da 
keine eindeutigen Beweise für Schä-
den vorlagen, durften Unternehmen 
solche Chemikalien größtenteils pro-
duzieren und verwenden. 

Diese Politik unterscheidet sich 
stark vom Ansatz der Europäischen 
Union (EU) zur Regulierung von In-
dustriechemikalien im Rahmen der 
Verordnung zur Registrierung, Be-
wertung, Zulassung und Beschrän-
kung chemischer Stoffe (REACH) 
von 2007. Das Gleiche gilt auch für 
die US-Politik im Hinblick auf ande-
re Arten von Chemikalien wie Arznei-
mittel und Pestizide, deren Sicherheit 
die Hersteller vor der Markteinfüh-
rung beweisen müssen. Für Industrie-
chemikalien müssen der EPA jedoch 
bereits ausreichende Informationen 
vorliegen, die ein potenzielles Risiko 
oder zumindest eine umfangreiche 
Aussetzung mit der Chemikalie do-
kumentieren, damit eine Risikobe-
wertung erstellt werden kann. 

Beim gegenwärtigen US-Konzept 
zur Regulierung von Industrieche-
mikalien trägt die Regierung die Be-
weislast, dass von bestimmten Che-
mikalien ein unzumutbares Risiko 
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für die öffentliche Gesundheit oder 
die Umwelt ausgeht. Selbst wenn die 
EPA herausfindet, dass eine Chemi-
kalie ein unzumutbares Gefahren-
risiko darstellt und versucht deren 
Gebrauch einzuschränken, muss sie 
den Nutzen der Substanz für andere 
Anwendungen mitberücksichtigen, 
ebenso wie die Verfügbarkeit von Er-
satzstoffen und die wirtschaftlichen 
Konsequenzen der Einschränkung. 
Dies macht es für die EPA quasi un-
möglich, die Verwendung chemischer 
Stoffe gesetzlich zu regeln. Im Ergeb-
nis wissen die US-Regierung, die Öf-
fentlichkeit und oft die Unternehmen, 
die diese Chemikalien herstellen und 
nutzen, sehr wenig über die potenziel-
len Risiken der meisten Chemikalien. 

Erheblicher Einfluss der chemischen 
Industrie 
Bei der Regulierung von Indust-
riechemikalien in den USA müssen 
unzählige prozedurale Hürden be-
wältigt werden, darunter detaillierte 
Überprüfungen von: 1) Toxizität, 
Gefährdung, gesundheitlichen und 
ökologischen Risiken; 2) Kosten 
und Nutzen der Regulierung; und 
3) potenzielle Auswirkungen auf 
Kleinunternehmen. Die Erarbeitung 
dieser Analysen für Regulierungsvor-
schläge dauert üblicherweise mehrere 
Jahre oder sogar Jahrzehnte. Die EPA 
prüft die wissenschaftliche Literatur 
eingehend, um Risiken von Chemi-
kalien für die menschliche Gesund-
heit zu bewerten. Außerdem hat sie 
für die mehr als 550 Chemikalien im 
sogenannten Integrated Risk Infor-
mation System (IRIS) risikobasierte, 
zumutbare Belastungsgrenzwerte ent-
wickelt. Zusätzlich erarbeitet das U.S. 
National Toxicology Program Berich-
te, in denen Informationen über 240 
Substanzen (zumeist Chemikalien) 
ausgewertet werden, die nachweislich 
oder mit hoher Wahrscheinlichkeit 
krebserregend sind.

Die Industrie dominieren jedoch 
die Treffen der EPA, die dazu dienen, 
Ergebnisse dieser Untersuchungen 
zu bewerten und behindern den Pro-
zess enorm. Vorgeschlagene Rechts-
vorschriften und die ihnen zugrunde 
liegenden Untersuchungen müssen 
vom US-Office of Management and 
Budget (OMB) überprüft und be-
fürwortet werden, bevor sie erlassen 
werden können. Dies kann zu weite-
ren Verzögerungen, über Monate oder 
Jahre, bei der Veröffentlichung einer 
Regulierung führen. Die Industrie 
beeinflusst aktiv diesen zentralisierten 

Überprüfungsprozess, was oft dazu 
führt, dass Änderungen der Regulie-
rungen verlangt werden, die zu einem 
geringeren Schutz führen, als dem ur-
sprünglich von der EPA gewünschten. 
Wenn der OMB-Prüfprozess für eine 
Regulierung abgeschlossen ist, muss 
sie anschließend einen formalen Pro-
zess der öffentlichen Bekanntma-
chung und Kommentierung durch-
laufen. Ein solcher Vorgang dauert 
normalerweise weitere drei Monate 
oder länger. Während dieses Zeit-
raums üben Industrievertreter erneut 
massiven Einfluss aus. 

Das gescheiterte Asbestverbot 
Durch die hohen Hürden, die das 
Gesetz in den USA für Maßnahmen 
vorschreibt, konnte die EPA in den 
fast vier Jahrzehnten seit der Verab-
schiedung des TSCA bei lediglich 
fünf Substanzen die Verwendung 
einschränken. Eine dieser Maßnah-
men, die Einschränkung der Asbest-
nutzung, wurde gerichtlich gestoppt, 
aufgrund fehlender Beweise, dass eine 
weniger restriktive Regelung als ein 
Verbot nicht ausreichend sei. 

Asbest ist für seine krebserregende 
Wirkung beim Menschen bekannt. Es 
wird in vielen Bereichen verwendet, in 
Produkten wie feuerfesten Materialien, 
Wärmedämmung und Reibmateriali-
en, wie Bremsbelägen. Im Gegensatz 
zu den USA haben die EU und eine 
Reihe anderer Länder alle oder fast 
alle Asbest- und asbesthaltigen Pro-
dukte verboten. Die EPA hat zur Un-
tersuchung eines Asbestverbots und 
der Erarbeitung einer Regulierung 
zehn Jahre gebraucht. Auf Grundlage 
der Auswertung von mehr als 100 Stu-
dien über Asbest-Gesundheitsrisiken 
sowie öffentlicher Kommentare zur 
vorgeschlagenen Verordnung kam die 
EPA zu dem Schluss, dass Asbest ein 
krebserregender Stoff sei, bei dem es 
keine Unbedenklichkeitsgrenze gäbe. 
In der EPA-Verordnung von 1989 wur-
den deshalb die künftige Herstellung, 
der Import, die Verarbeitung und der 
Vertrieb von Asbest bei fast allen Pro-
dukten verboten. Als Reaktion darauf 
reichten einige Hersteller Klage gegen 
die EPA ein, mit dem Argument, dass 
die Verordnung nicht auf hinreichen-
den Beweisen für ein unzumutbares 
Risiko basiere. 

In einer Entscheidung von 1991 
gab der U.S. Court of Appeals den 
Herstellern Recht und kam zu dem 
Schluss, dass die EPA keine hinrei-
chenden Beweise vorlegen konnte, 
um ein Astbestverbot zu rechtfertigen. 

Die EPA habe nicht alle erforderlichen 
Nachweise geliefert und sei nicht in 
der Lage zu belegen, dass ihr Verbots-
vorschlag die Verordnung mit dem 
möglichst geringsten Regulierungs-
grad darstelle. Die EPA hatte aber 
kein mittleres Regulierungsniveau 
erarbeitet, weil sie richtigerweise da-
von ausging, dass es bei Asbest keine 
Unbedenklichkeitsgrenze gibt. Das 
Gericht wies jedoch darauf hin, dass 
die EPA nur gesetzeskonform hande-
le, wenn sie alle gesetzlich möglichen 
Regulierungsoptionen, beginnend mit 
dem geringsten Regulierungsgrad so-
wie Kosten und Nutzen jeder Option 
einbezögen.

In Reaktion auf diese Gerichtsent-
scheidung hat die EPA seither nicht 
noch einmal versucht, die Verwen-
dung von Asbest in Produkten zu ver-
bieten und der Import einer großen 
Palette von asbesthaltigen Produkten 
ist in den USA auch heute noch an 
der Tagesordnung. Seit 1989 hat die 
EPA aufgrund des Präzedenzfalls im 
Falle von Asbest nur noch eine einzige 
andere Verordnung zum Verbot oder 
zur eingeschränkten Nutzung einer 
vorhandenen Chemikalie erlassen: 
Die Verordnung zu sechswertigem 
Chrom im Jahr 1990. 

Konsequenzen
Bemühungen um „Harmonisierung“ 
von Komponenten des US-Manage-
mentsystems chemischer Risiken mit 
dem mehr Schutz bietenden, wirksa-
meren Konzept der EU geben der che-
mischen Industrie die Gelegenheit, ih-
ren weitreichenden Einfluss auch auf 
das europäische Konzept auszuüben. 
Vorschläge wie beispielsweise ein ge-
meinsamer EU-US-Wissenschaftsrat, 
der einen Konsens zu Risikobewer-
tungsmethoden erarbeiten und dafür 
sorgen soll, dass bei Verordnungen 
Kosten-Nutzen-Analysen erforderlich 
sind, die auch Bewertungen über die 
Auswirkungen auf den Handel bein-
halten, stellen für den Umgang mit 
chemischer Risiken keine Verbesse-
rung dar. 

 

 

 

  Ronald White 

Der Autor ist Direktor für 
Regulierungspolitik beim Center 
for Effective Government, einer 
Nichtregierungsorganisation, die sich 
für eine offene, rechenschaftspflichtige 
Regierungsführung einsetzt. 

Aus dem Englischen von Angela 
Grossmann
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VERBRAUCHERSCHUTZ  
GLEICH NULL
Wie sich TTIP auf die Produktsicherheit und den  
Regulierungsprozess auswirkt 

Bei der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (Trans-
atlantic Trade and Investment Partnership, TTIP) handelt es sich nicht 
um ein traditionelles Handelsabkommen über Zölle, vielmehr ist es ein 
Abkommen über die Gesetze und Vorschriften zum Verbraucherschutz. 
TTIP umfasst dabei genau jene Aspekte, mit denen sich der Verbraucher-
verband in Amerika (Consumer Federation of America, CFA) und andere 
Verbraucherverbände tagtäglich beschäftigen. Insbesondere könnten 
wichtige Bestimmungen zur Produktsicherheit und andere Vorschriften 
im Rahmen von TTIP durch regulatorische Vorwegnahme abgeschwächt 
werden. Und ferner gibt es ernste Bedenken im Hinblick auf die regula-
torische Konvergenz, wie sie durch TTIP umgesetzt werden könnte. Auch 
die fehlende Transparenz bleibt weiterhin problematisch. 

C FA ist ein gemeinnütziger 
Verein, bestehend aus 300 Ver-
braucherschutzgruppen, die 

Millionen von Menschen vertreten, 
und bemüht sich seit 1998 Verbrau-
cherinteressen durch Forschung, 
Lobbyarbeit und Bildungsmaßnah-
men aktiv zu repräsentieren. CFA ist 
auch Mitglied des Transatlantischen 
Verbraucherdialogs, eines Forums, in 
dem sich Verbraucherverbände aus 
den USA und der EU über politische 
Empfehlungen im Hinblick auf grenz-
überschreitende Fragen des Verbrau-
cherschutzes verständigen. 

Produktsicherheit 
Ein wichtiges Gesetz zur Produkt-
sicherheit, das Consumer Product 

Safety Improvement Act (CPSIA), 
wurde 2008 in den USA mit großer 
Zustimmung beider Parteien verab-
schiedet. Dieses wichtige neue Ge-
setz führte zu mehr Sicherheit bei 
Verbraucherprodukten. Es schreibt 
vor, dass Spielzeug und Säuglings-
produkte vor dem Verkauf auf die 
Einhaltung verbindlicher Normen 
getestet werden müssen. Gleichzei-
tig werden durch das Gesetz Blei und 
Phthalate in Kinderprodukten prak-
tisch verboten. Das CPSIA umfasst 
alle entscheidenden Verbesserungen, 
die die Kommission für Produktsi-
cherheit bei Verbrauchsgütern (Con-
sumer Product Safety Commission) 
seit ihrer Gründung in den 1970er 
Jahren vorgeschlagen hat. 

Eine der entscheidendsten Vor-
schriften im CPSIA ist, dass Spielzeug 
sowie Säuglings- und Kleinkindpro-
dukte von unabhängiger Seite an-
hand verbindlicher Normen getestet 
werden müssen. Das TTIP-Abkom-
men wird jedoch erhebliche Auswir-
kungen auf diese wichtige Verbrau-
cherschutzklausel haben. Die USA 
haben nicht nur mit die strengsten 
Normen weltweit, beispielsweise für 
Kinderbetten, auch die Standards für 
viele andere Produkte wie Spielzeug 
unterscheiden sich von denen in der 
EU. Des Weiteren müssen Produkte 
wie Spielzeug in der EU nicht von 
unabhängiger dritter Seite getestet 
werden, Selbstdeklarationen gelten 
als ausreichend. 

In den USA hingegen müssen Kin-
derbetten, Spielzeug und Spielplätze 
nicht nur verpflichtenden Normen ge-
nügen, sie müssen auch von Dritten 
getestet werden, um zu gewährleisten, 
dass die Normen erfüllt sind. Das ist 
ein grundlegender Bestandteil des 
CPSIA. 2007 wurden viele Kinder-
produkte wegen zu hohem Bleigehalt 
und anderen Gründen zurückgerufen. 
Dabei wurde deutlich, dass unsere 
globale Zuliefererkette keinen beson-
deren Wert auf Sicherheitsstandards 
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legte. Die Klausel zur unabhängigen 
Produktprüfung wurde anschließend 
in das Gesetz aufgenommen als wich-
tiges Instrument Verletzungen von 
verpflichtenden Sicherheitsvorschrif-
ten, aber auch um Defekte zu identifi-
zieren, die ein Risiko für Verbraucher 
darstellen könnten. 

Die Internationale Dachorganisati-
on für Prüfdienstleister (International 
Federation of Inspection Agencies) – 
ein Fachverband von internationalen 
Prüf-, Inspektions- und Zertifizie-
rungsunternehmen – führte 2012 und 
2013 zwei Studien durch, in denen 
untersucht wurde, inwiefern selbst-
deklarierte und unabhängig geteste-
te Produkte in Europa den Normen 
entsprachen. 2012 kam man zu dem 
Schluss, dass 82 % der Produkte nicht 
den Normen entsprachen; 8  % wurden 
als gefährlich eingestuft und 15 kri-
tische, fehlerhafte Produkte wurden 
den Behörden gemeldet. Die 2013er 
Studie kam zu ganz anderen Ergeb-
nissen: Die Durchfallquote betrug 
25% und ein fehlerhaftes Produkt 
wurde identifiziert. 

Angesichts dieser signifikanten Un-
terschiede bei den Überprüfungsme-
thoden der Produktsicherheit in der 
EU und den USA und der potenziell 
ernsten Auswirkungen auf den Ver-
braucherschutz kann und sollte die-
ses Problem nicht durch TTIP gere-
gelt werden, sondern in jeder Region 
demokratisch gelöst werden. Ande-
renfalls könnte ein wichtiges Gesetz 
zum Verbraucherschutz in den USA 
durch diese Verhandlungen ausgehe-
belt werden. 

Regulatorische Vorwegnahme
Die Verhandlungsführer auf beiden 
Seiten des Atlantiks und auch US-
Präsident Obama haben erklärt, 
dass es nicht ihre Absicht sei, den 
Verbraucherschutz zu verschlechtern; 
sie wollten lediglich unnötige Hinder-
nisse für den grenzüberschreitenden 
Handel beseitigen. Vielen Unterneh-
men und Handelsverbänden in der 
EU und in den USA geht es jedoch 
in erster Linie darum, die Verabschie-
dung künftiger Verbraucherschutzbe-
stimmungen zu verhindern, insbeson-
dere solcher, die sie nicht mögen und 
die den Status Quo verändern. Etwas, 
das schon seit vielen Jahren prakti-
ziert wird. TTIP könnte für diese Un-
ternehmen eine Gelegenheit bieten, 
den Verbraucherschutz zu schwächen 
und zwar durch einen Prozess der 
wesentlich intransparenter und un-
demokratischer ist als die normalen 

Rechts- und Regulierungssysteme in 
den USA. 

Regulatorische Konvergenz 
Das an die Öffentlichkeit gelangte 
EU-Positionspapier zur regulatori-
schen Konvergenz 1 ist alarmierend. 
Die Vorstellung, dass ein neues, 
schwammiges Modell internationaler 
„Zusammenarbeit“ ins Leben gerufen 
werden soll, das den Erlass von Ver-
ordnungen in der EU und den USA 
verändert, ist äußerst problematisch. 
Der amerikanische Verbraucherver-
band und andere ähnliche Gruppen 
sind zwar nur unzureichend über die-
se „Zusammenarbeit“ informiert. Sie 
fürchten jedoch, dass dadurch ein un-
demokratisches internationales Mega-
Regulierungsgremium entsteht, das 
von Unternehmen mit umfangreichen 
Ressourcen genutzt werden könnte, 
den Verbraucherschutz zu blockieren. 
Außerdem könnte diese regulatori-
sche Konvergenz auch bedeuten, dass 
Kosten-Nutzen-Analysen und Unter-
suchungen über Auswirkungen auf 
den Handel im Hinblick auf vorge-
schlagene Rechts- und Regulierungs-
initiativen genutzt werden. Diese Art 
von Analysen als politisches Instru-
mentarium zu gebrauchen, gäbe zwar 
nicht notwendigerweise ein Grund 
zur Sorge, problematisch ist aller-
dings, sie als den primären Maßstab 
zur Messung der Notwendigkeit von 
Regulierung zu nutzen, insbesondere 
im Hinblick auf die Auswirkungen auf 
Handel. Schließlich können nicht alle 
Vorteile quantitativ gemessen werden. 

Der CFA befürchtet, dass der Rat 
zur Regulatorischen Zusammenarbeit 
(Regulatory Cooperation Council, 
RCC)2 eventuell dazu benutzt werden 
könnte, vorhandene Vorschriften zum 
Verbraucherschutz abzuschwächen 
oder ihnen zuvorzukommen, und 
gleichzeitig ein System zu schaffen, 
mit dem künftige Sicherheitsvor-
schriften verhindert werden. Er be-
fürchtet, dass beim RCC Gesundheit 
und Sicherheit der Verbraucher sowie 
ein fairer Markt nicht gewährleisten 
werden. 

Transparenz
Transparenz ist der Schlüssel zum 
Erfolg dieser Verhandlungen, leider 
fehlt sie jedoch. Der CFA und andere 
Verbraucherschutzgruppen können 
keine Abkommen akzeptieren, die 
im Geheimen verhandelt werden. Der 
Textentwurf des TTIP-Abkommens 
muss während des Verhandlungspro-
zesses regelmäßig der Öffentlichkeit 

präsentiert werden. Das ist ein wich-
tiges demokratisches Prinzip, das er-
forderlich ist, um zu gewährleisten, 
dass alle betroffenen Akteure die Ge-
legenheit erhalten, ein Feedback zu 
geben. Ein solcher Zugang zum Text 
kann nicht aufgrund von Sicherheits-
beschränkungen verweigert werden. 
Wir verstehen die Bedenken, dass die 
Verhandlungen durch die Veröffent-
lichung von Textentwürfen eventuell 
komplizierter werden könnten. De-
mokratie und Offenheit können die 
Dinge zwar manchmal komplizierter 
machen, sie produzieren jedoch besse-
re Ergebnisse und sind unabdingbar, 
wenn es darum geht zu verhindern, 
dass unsere hart erkämpften Rechte 
und Verbraucherschutzbestimmun-
gen in den Verhandlungen aufgege-
ben werden sollen. 

Der CFA ist ernsthaft besorgt über 
die Reichweite von TTIP und die ne-
gativen Folgen, die das Abkommen 
auf Produktsicherheit, den regulato-
rischen Prozess und die Transparenz 
haben könnte. Internationale Han-
delsabkommen sollten den Verbrau-
cherschutz nicht schwächen. Leider 
kann es sein, dass TTIP genau dies 
tun wird. 

 

 

 

  Rachel Weintraub

Die Autorin ist geschäftsführende 
Direktorin (Legislative Director) und 
Senior Counsel der Consumer Federation 
of America.

Aus dem Englischen von Angela 
Grossmann

1	 Auf der Website von Corporate Europe 
einsehbar: http://corporateeurope.
org/sites/default/files/ttip-regulatory-
coherence-2-12-2013.pdf.

2	 Die Europäische Kommission schlägt 
vor, dass der Regulatory Cooperation 
Council (RCC, Rat zur Regulatorischen 
Zusammenarbeit) von hochrangigen 
Vertretern der Regulierungs- und 
Aufsichtsbehörden und Handelsvertretern 
sowie dem Generalsekretariat der 
Kommission und des US-Office of 
Information and Regulatory Affairs 
(OIRA) aufgebaut wird. Der RCC soll 
zweimal im Jahr tagen und ein jährliches 
Regulationsprogramm vorbereiten. 
Wie genau die Aufgabenbereiche 
zwischen dem RCC und den 
Entscheidungsinstanzen der EU unter 
dem TTIP ausgestaltet werden, soll später 
entscheiden werden.
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VOM GREEN NEW DEAL  
BIS REFIT
Der Abstieg der europäischen Umweltpolitik  
unter José Manuel Barroso

Im Jahr 2008 verkündete der Präsident der Europäischen Kommission, 
José Manuel Barroso mit den EU-Klima- und Energiezielen für 2020 habe 
man einen „Green New Deal“ erreicht, der die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas verbessern würde.¹ Im Jahr zuvor hatte er geschrieben: „Die 
biologische Vielfalt ist entscheidend für Wohlstand und Lebensqualität 
der EU-Bürger“ ². Doch inzwischen ist klar: Mit seinen Deregulierungsini-
tiativen hat der scheidende Kommissionspräsident die weltweit bewun-
derte EU-Umweltpolitik ins Stocken gebracht. Sein Nachfolger Jean-Claude 
Juncker muss umsteuern.

V or allem in seiner zweiten 
Amtszeit hat Barroso syste-
matisch umweltpolitische 

Vorhaben gebremst. Der Präsident 
ließ eine Fülle von Umweltvorhaben 
beerdigen, darunter die geplante Bo-
denschutzrichtlinie, die Richtlinie 
zum Zugang zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten oder Nachhaltig-
keitskriterien für Biomasse. Eine von 
Umweltkommissar Janez Potočnik 
geplante Richtlinie zur besseren 
Kontrolle von Umweltvorschriften 
blockiert er. Stattdessen unterstützt 
er nach Kräften das transatlantische 
Freihandelsabkommen (TTIP) – und 
gibt den entschlossenen Deregulierer. 

Deregulierung in Brüssel als 
populistischer Ausweg für hilflose 
Regierungen?
Die Schockwellen der Euro- und Wirt-
schaftskrise verursachen bei vielen 

europäischen Politikern nach wie vor 
Ratlosigkeit. Gerade erst entwickelte 
Ansätze Wohlstand und Wachstum 
neu und nachhaltig zu denken, ver-
schwinden wieder in der Schublade. 
Regierungen aller Couleur kehren 
zurück zur Wirtschaftspolitik alter 
Schule: schnelles Wachstum ohne 
Rücksicht auf Natur und Klima. Um-
weltgesetze stören, vor allem wenn sie 
aus Brüssel kommen. 

Außerdem wollen viele Regierun-
gen unbedingt Handlungsfähigkeit 
demonstrieren, aus Angst vor erstar-
kenden radikalen Parteien. Viele ge-
hen dabei einen einfachen, aber ge-
fährlichen Weg: Sie machen die EU 
für die Krise verantwortlich, fordern 
„Bürokratieabbau“ in Brüssel und das 
Zurückholen von Kompetenzen in die 
Hauptstädte. Die EU-Umweltrichtli-
nien werden dabei oft als ein Hinder-
nis für das Wiedererstarken der heimi-

schen Wirtschaft identifiziert. Dabei 
werden auch in Deutschland gele-
gentlich wieder die alten Mythen von 
Molch und Hamster beschworen, die 
wichtige Infrastrukturprojekte und 
tausende Arbeitsplätze blockieren. 

Von einem Präsident der Euro-
päischen Kommission hätte man in 
dieser Situation starke Gegenimpul-
se erwartet. José Manuel Barroso er-
wies sich jedoch als williges Instru-
ment besagter Regierungschefs und 
verschrieb sich der Deregulierung. 
Nach mehreren Vorstufen unter den 
Schlagworten „better“ oder „smart“ 
regulation, stellte Barroso im Dezem-
ber 2012 das Regulatory Fitness and 
Performance Programme (REFIT) 
vor, zu Deutsch „Programm zur Ef-
fizienz und Leistungsfähigkeit der 
Rechtsetzung“. 

Luftnummer oder neoliberaler 
Masterplan? 
Laut Europäischer Kommission wer-
den mit REFIT Möglichkeiten zur 
Verringerung des Verwaltungsauf-
wands und zur Vereinfachung beste-
hender Rechtsvorschriften ermittelt. 
Seit 2013 hat die Behörde im Namen 
von REFIT 53 Gesetzesvorschläge 
zurückgenommen, darunter die EU-
Bodenschutzrichtlinie. Außerdem 
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wurde die Arbeit an einigen weiteren 
Plänen eingestellt, zum Beispiel für 
eine Richtlinie zum Gerichtszugang 
in Umweltangelegenheiten. Zusätz-
lich will man demnächst auch die Än-
derung oder Annullierung einiger be-
reits geltender Gesetze vorschlagen. 
Schließlich gibt es für eine Vielzahl 
von Richtlinien und Verordnungen 
sogenannte Fitness Checks, darun-
ter die Wasserrahmenrichtlinie sowie 
die Vogelschutz- und FFH (Fauna-
Flora-Habitat-Richtline)-Richtlinie. 
Eine Übersicht über abgeschlossene, 
laufende und geplante REFIT-Maß-
nahmen in den verschiedenen Poli-
tikbereichen liefert das sogenannte 
Scoreboard 3, das die Kommission im 
Juni 2014 veröffentlichte. 

Diese jüngste Bilanzierung der 
REFIT-Maßnahmen durch die Kom-
mission erweist sich allerdings beim 
näheren Hinsehen als eher dünn: So 
werden viele gesetzliche Regelungen 
ohnehin in regelmäßigen Abständen 
überprüft. Weiterhin ist die reine An-
zahl von Richtlinien oder Verordnun-
gen völlig unerheblich für den von 
ihnen verursachten Aufwand in Ver-
waltung und Unternehmen. Drittens 
hängt bei den meisten EU-Gesetzen 
der weitaus größte Teil ihrer „Bürokra-
tiekosten“ von der Umsetzungspraxis 
der Mitgliedsstaaten ab. Letzteres hat 
selbst der seit 2007 unter Barroso wir-
kende Beauftragte für Bürokratieab-
bau, Edmund Stoiber, immer wieder 
betont, seine „Expertengruppe zum 
Bürokratieabbau“ wird inzwischen 
auch unter REFIT gefasst. Da die 
REFIT-Streichliste schließlich auch 
noch solche Vorschläge einschließt, 
die im Ministerrat und EU-Parlament 
ohnehin keine Zustimmung erfahren 
haben, stellt sich die Frage, ob es 
sich bei REFIT wirklich um eine ak-
tive Strategie oder doch eher um eine 
„Luftnummer“ handelt? 

Zumindest aus umweltpolitischer 
Sicht muss man sagen: leider nein. 
Die letzten Jahre brachten zahlreiche 
handfeste Versuche, umweltpolitische 
Standards zu senken beziehungswei-
se Gesetzesvorhaben zu stoppen. Die-
se Versuche liefen teilweise offiziell 
unter REFIT, teilweise bestanden sie 
in kommissionsinternen Blockaden. 
Hierfür gibt es ein ebenfalls unter 
„smart regulation“ fungierendes Ins-
trument, nämlich die äußerst intrans-
parente, von der Generalsekretärin 
Catherine Day gesteuerte „Folgen-
abschätzung“. Hier scheitern Vor-
schläge der Generaldirektion Umwelt 
regelmäßig – milliardenschwere um-

weltschädliche Subventionen werden 
durchgewunken.

Wissenschaftliche Verbrämung von 
Deregulierung?
Ein Fitness Check überprüft laut 
EU-Kommission die Wirksamkeit, 
Kosteneffizienz, Kohärenz zu ande-
ren EU-Maßnahmen, Relevanz und 
europäischen Mehrwert der betroffe-
nen Richtlinien oder Verordnungen. 
Hierbei gibt die federführende Ge-
neraldirektion in der Regel Studien 
in Auftrag, die sich dann auf Exper-
teninterviews, Workshops und Kon-
ferenzen, online Konsultationen und 
Auswertung von vorliegenden Daten 
stützen.

Ein wesentlicher Knackpunkt ist 
hierbei die Frage, ob eine eventuell 
unbefriedigende Wirksamkeit einer 
Richtlinie durch den Gesetzestext 
selbst verschuldet ist, oder durch den 
Mangel an politischem Willen, Geld 
oder Expertise in den umsetzenden 
Mitgliedsstaaten. Dieser Punkt lässt 
sich kaum durch eine Studie klären. 
Wie viel Aufwand man den nationalen 
Regierungen zumuten will, um ein be-
stimmtes Ziel zu erreichen, hängt sehr 
von der politischen Priorität ab. Noch 
deutlicher wird dies bei der Frage 
nach der Kohärenz: Wer entscheidet, 
ob es nun die geprüfte Naturschutz-
richtlinie ist, die nicht zur Agrarpo-
litik „passt“ oder umgekehrt? Bei 
der Relevanz bewegt sich der Fitness 
Check dann vollends im Fahrwasser 
der reinen Politik.

Ein Fitness Check ist also im bes-
ten Fall eine ergebnisoffene Aufbe-
reitung von wichtigen Informationen 
als Grundlage für politische Ent-
scheidungen, im schlimmsten Fall 
eine „pseudo-wissenschaftliche Ver-
brämung“ einer politisch gewollten 
Absenkung von gesetzlichen Stan-
dards. Während das politische Klima 
derzeit eher für letzteres spricht, gibt 
es jedoch auch Gegenbeispiele: Der 
bereits durchgeführte Fitness Check 
der Europäischen Wasserpolitik führ-
te zu Empfehlungen, die Umsetzung 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie zu 
stärken. 

Die Chance von Jean-Claude Juncker
Das REFIT-Programm, wie es bis-
her umgesetzt wurde, ist eine Kapi-
tulation vor denjenigen nationalen 
Regierungen, die einen Abbau von 
Umwelt- und Sozialstandards wollen. 
Anstatt sich im normalen Gesetzge-
bungsprozess öffentlich dazu zu be-
kennen, war es für sie jedoch wesent-

lich angenehmer, die Kommission 
in eine Art Selbstzensur zu treiben, 
so dass ambitionierte Vorschläge gar 
nicht mehr auf dem Tisch des Minis-
terrates landen. Barroso hat ihnen mit 
REFIT damit manch unangenehme 
Schlagzeile oder einen Konflikt mit 
dem EU-Parlament erspart.

Barrosos Nachfolger, Jean-Claude 
Juncker, muss umsteuern. Hierbei 
muss er zunächst den Verdacht ent-
kräften, dass REFIT vor allem auf 
die Reduzierung von Umwelt- und 
Verbraucherschutz abzielt. Denn ge-
rade dies sind die Bereiche, in denen 
die Europäer von der EU am meis-
ten erwarten. In Großbritannien bei-
spielsweise ist der Umweltschutz der 
einzige Politikbereich, dem die Bür-
gerinnen und Bürger der EU mehr 
trauen als ihrer eigenen Regierung.

Stattdessen sollte Juncker das 2020-
Ziel des „intelligenten, nachhaltigen 
und sozialen Wachstums“ wieder mit 
Leben füllen. Damit läge es zum Bei-
spiel auf der Hand, auch die Subven-
tionen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
einem sorgfältigen Fitness Check zu 
unterziehen und die Umweltpolitik 
wieder zu stärken. Dies wäre auch 
ein klares und mutiges Signal an die 
EU-Skeptiker, wie man es von einem 
Kommissionspräsidenten erwarten 
sollte.

Der Europäische Rat hat immerhin 
gegen den Widerstand Großbritanni-
ens und auch dank des Einsatzes der 
deutschen Bundesregierung im Okto-
ber 2013 erklärt, dass bei allen RE-
FIT-Vorschlägen „stets der Notwen-
digkeit eines angemessenen Schutzes 
der Verbraucher, der Gesundheit, der 
Umwelt und der Beschäftigten Rech-
nung zu tragen“ sei. Hier muss Jun-
cker ansetzen.

 

 

 

  Konstantin Kreiser

Der Autor ist Referent für internationale 
Biodiversitätspolitik beim NABU und 
Koordinator der EU-Naturschutz-Task 
Force von BirdLife International. 

1	 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
08-1998_en.htm.

2	 Vorwort zu BirdLife International (2006): 
Well-being through wildlife (http://www.
rspb.org.uk/Images/wellbeing_tcm9-
148929.pdf).

3	 http://ec.europa.eu/smart-regulation/
docs/scoreboard_en.pdf.
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„FREUNDE DER 
DIENSTLEISTUNGEN“
Das Handelsabkommen TiSA

Die Krise der Welthandelsorganisation (WTO) belebt nicht nur bilaterale 
Verhandlungen über Handelsabkommen, wie die der EU mit den USA oder 
Kanada. Sondern es verhandeln auch 23 WTO-Mitglieder schon seit 2012 
über ein Abkommen zu Dienstleistungen (Trade in Services Agreement, 
TiSA). Die Beteiligten nennen sich selbst die „wirklich guten Freunde 
der Dienstleistungen“ und wollen diese liberalisieren – stärker als im 
Allgemeinen Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (General 
Agreement on Trade in Services, GATS) der WTO. Und übergehen dabei 
negative Erfahrungen.

L aut Plan der EU, einer der Ver-
handlungsparteien, soll das neue 
Abkommen später in die Welthan-

delsorganisation integriert werden. 
Dafür sollen ihm genügend WTO-
Mitglieder beitreten. Auch stünden 
die Verhandlungen allen Mitgliedern 
offen. Allerdings haben sich bereits 
mehrere WTO-Mitglieder ablehnend 
geäußert, darunter Brasilien und 
Indien. Und China wird der Zutritt 
verwehrt, weil sich Japan und die 
USA sträuben. Deshalb ist es unwahr-
scheinlich, dass der Plan der EU funk-
tionieren kann. Eher wird mit TiSA 
die Welthandelsorganisation völlig 
umgangen – und damit auch die Wi-
derstände, die dort gegen bestimmte 
Liberalisierungen bestehen. Mit TiSA 
schaffen die beteiligten Staaten Fak-
ten, die später von den nicht betei-
ligten Staaten, somit praktisch allen 
Entwicklungsländern, kaum ignoriert 
werden können. 

Zudem sind die Ziele der Verhand-
lungen widersprüchlich: Zwar soll 
das neue Abkommen nah genug am 
WTO-Recht bleiben, um integriert 
werden zu können – gleichzeitig soll 
es jedoch klar davon abweichen, sonst 
müsste ja gar nicht verhandelt werden. 
Bezeichnend ist dabei, welche Abwei-
chungen als verhandelbar gelten und 
welche nicht: Als die EU-Kommission 
vor einigen Monaten den EU-Staaten 
intern berichtete, dass Nichtregie-
rungsorganisationen den Einbezug 
von Menschenrechten, nachhaltiger 
Entwicklung oder zumindest der 
OECD-Investitionsleitlinien forder-
ten, wurde dies verworfen. Solche 
Aspekte würden im WTO-Kontext 
auch nicht behandelt werden.

Die Verhandlungen über TiSA lau-
fen im Wesentlichen im Geheimen ab. 
Aber die EU hat im Juni diesen Jahres 
auf Druck von Mitgliedstaaten Doku-
mente ins Netz gestellt, unter ande-

rem einen Entwurf des Abkommens. 
Zudem sickerten verschiedene Doku-
mente durch. Dadurch kann man sich 
ein gewisses Bild von den Verhandlun-
gen machen.

Bekanntes im TiSA-Entwurf
Im Entwurf für TiSA wird, wie zu er-
warten, viel vom Wortlaut des GATS 
übernommen. Das gilt zunächst für 
die üblichen Grundpfeiler solcher 
Abkommen. So gibt es vor allem die 
Inländerbehandlung, also die Gleich-
behandlung von ausländischen und 
inländischen Anbietern. Und es gibt 
den Marktzugang, es darf also keine 
Einschränkung der Märkte geben, 
zum Beispiel keine Vorgaben zur Zahl 
der Anbieter und Dienstleistungen, 
keine Sonderrechte für einzelne An-
bieter und schon gar keine Monopole. 
Ebenfalls aus dem GATS übernom-
men werden einige Bestimmungen, 
wann von der Regel des freien Wett-

Wer verhandelt?

Australien, Chile, Costa Rica, EU, 
Hongkong, Island, Israel, Japan, Kanada, 
Kolumbien, Liechtenstein, Mexiko, 
Neuseeland, Norwegen, Pakistan, 
Panama, Paraguay, Peru, Südkorea, 
Schweiz, Taiwan, Türkei, USA 
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bewerbs abgewichen werden darf. 
Das betrifft zum Beispiel nationale 
Sicherheitsinteressen oder den Ge-
sundheitsschutz.

Nicht neu gegenüber dem GATS – 
doch genauso falsch wie dort – ist eine 
sogenannte Stillstandsklausel. Diese 
schreibt das bei Vertragsabschluss 
bestehende Liberalisierungsniveau 
fest. Dahinter darf später nicht zu-
rückgegangen werden. Es ist auch 
nicht zu erwarten, dass TiSA einen 
Rechtsschutz über das GATS hin-
aus enthalten wird, denn dann wäre 
es kaum mehr in die WTO zu inte-
grieren. Es werden wohl nur – wie 
bei der WTO – Klagen eines Staates 
gegen einen anderen zugelassen, aber 
keine von Investoren, wie sie gerade 
im EU-Kanada-Abkommen beschlos-
sen wurden. Doch auch Staat-Staat-
Klagen können sinnvolle staatliche 
Maßnahmen bedrohen.

Über GATS hinaus
Wie weit sich TiSA momentan vom 
GATS unterscheidet und vor allem am 
Ende unterscheiden wird, ist schwer 
zu sagen. Denn zum einen enthalten 
die Entwürfe noch große Lücken, zum 
anderen weiß man nicht, wer sich mit 
seinen Vorschlägen durchsetzen wird. 
Doch schon jetzt zeichnen sich einige 
Punkte klar ab.

In jedem Handelsabkommen 
muss festgelegt werden, auf welche 
Sektoren sich Regeln wie die Inlän-
derbehandlung beziehen und wo 
Ausnahmen bestehen. Das GATS hat 
dazu sogenannte Positivlisten, in de-
nen ein Staat alle Sektoren auflisten 
muss, die liberalisiert werden. Der 
Rest bleibt geschützt. TiSA will die-
sen Ansatz zwar für den Marktzugang 
übernehmen. Aber für die Inländer-
behandlung soll stattdessen mit einer 
Negativliste gearbeitet werden. Dabei 
werden im Prinzip alle Sektoren libe-
ralisiert; die Liste enthält nur noch die 
von der Liberalisierung ausgenom-
menen Sektoren. Über die erwähnte 
Stillstandsklausel hinaus soll es au-
ßerdem eine Sperrklausel geben, mit 
der Liberalisierungsschritte nach Ver-
tragsabschluss nicht mehr rückgängig 
gemacht werden dürfen. Durch Nega-
tivliste und Sperrklausel wird der Li-
beralisierungsdruck verstärkt.

Mehrere sektorübergreifende, ver-
meintliche Handelshemmnisse sollen 
behandelt werden. Dazu zählen inner-
staatliche Regelungen wie technische 
Normen, Zulassungs- oder Qualifi-
kationserfordernisse. In diesem Rah-
men könnte zum Beispiel der Um-

weltschutz infrage gestellt werden, 
falls er nicht wiederum von einer der 
Ausnahmen geschützt ist. Diskutiert 
werden auch temporäre Aufenthalte 
von Fachpersonal und Exportsubven-
tionen. 

Schließlich werden in Einzelsek-
toren besondere Liberalisierungsfort-
schritte angestrebt, nämlich: interna-
tionale Seefahrt, Telekommunikation, 
elektronischer Geschäftsverkehr, Fi-
nanzdienstleistungen, Luft-/Straßen-
verkehr, freiberufliche Dienstleistun-
gen sowie Post- und Kurierdienste. 
Von diesen Sektoren werden im Fol-
genden beispielhaft die Finanzdienst-
leistungen betrachtet.

Liberalisierung von 
Finanzdienstleistungen
Die Entwürfe sehen den Abbau von 
Beschränkungen bei gewerblichen 
Niederlassungen, grenzüberschrei-
tenden Leistungen sowie der vorüber-
gehenden Einreise von Fachpersonal 
vor. Die Staaten sollen sich außerdem 
verpflichten, bestehende Monopole 
abzubauen oder sie zu reduzieren. 
Eine solche Bestimmung findet sich 
bislang nur im WTO-Übereinkom-
men zu Finanzdienstleistungen, das 
nicht alle WTO-Mitglieder unter-
zeichnet haben, aber nicht im GATS. 

Das Anbieten von neuen Finanz-
dienstleistungen soll erleichtert wer-
den. Die EU will sogar wie im WTO-
Übereinkommen vorschreiben, dass 
prinzipiell jede neue Finanzdienstleis-
tung angeboten werden darf; Zulas-
sungsverfahren und Rechtsformvor-
schriften sollen möglich bleiben. Der 
Vorschlag der USA ist demgegenüber 
viel vorsichtiger. Er verlangt nur die 
Gleichbehandlung von ausländischen 
und inländischen Anbietern bei neuen 
Leistungen. So sieht es im Übrigen 
auch das EU-Kanada-Abkommen vor, 
was wohl eher auf Kanada als die EU 
zurückgeht.

Der radikalste Artikel zu Finanz-
dienstleistungen hat den Titel „Nicht-
diskriminierende Maßnahmen“. Hier 
geht es nicht um Schutz vor Diskrimi-
nierung, sondern staatliche Maßnah-
men werden weit darüber hinaus dis-
qualifiziert. Es gibt unter anderem ein 
allgemeines Gebot, Markthindernisse 
zu beseitigen, und das gilt selbst für 
Maßnahmen, die mit TiSA konform 
sind. Noch weiter geht ein Verbot, den 
bestehenden Grad an Marktmöglich-
keiten und schon genossene Vorteile 
für Unternehmen einzuschränken. 
Aufsichtsmaßnahmen sollen zwar 
zum Schutz des Finanzsystems sowie 

von Investoren und anderen gestattet 
sein. Die Regel, die auch so im GATS 
steht, ist aber eng formuliert, sprich 
regulierungsfeindlich. Deshalb wurde 
sie sogar im EU-Kanada-Abkommen 
erweitert.

Ein großer Streitpunkt wird wohl 
der Datenschutz. Die EU will eine 
Beschränkung des Informationsflus-
ses innerhalb eines Finanzinstituts zu-
lassen, wenn es um persönliche Daten 
geht. Demgegenüber wollen die USA 
keine Beschränkung zulassen und 
zum Beispiel Gesetze untersagen, die 
eine Speicherung von Daten in einem 
bestimmten Territorium vorschreiben.

Öffentliche Dienste
TiSA könnte wegen seiner Liberalisie-
rungsorientierung eine negative Wir-
kung auf öffentliche Dienstleistungen 
haben. Allerdings hängt viel von den 
Details insbesondere der Negativ- und 
Positivlisten ab. Die EU schlägt eine 
weitgehende Schutzregel für einige 
Sektoren wie die Wasserversorgung – 
nicht aber die -entsorgung – oder 
öffentlich finanzierte Gesundheits-
dienste vor. Sie will auch bestimmte 
öffentliche Dienste allgemein vom 
freien Marktzugang ausnehmen. 
Dazu zählen Umweltdienstleistun-
gen oder öffentlicher Transport. Al-
lerdings bezieht sich diese Ausnahme 
nur auf Teile des Markzugangs und 
sie unterschlägt wichtige Sektoren 
wie Energie oder Telekommunikati-
on. Außerdem ist unklar, ob die an-
deren Beteiligten den EU-Vorschlag 
akzeptieren.

TiSA steht für weitere Liberalisie-
rung, obwohl deren Schwächen in vie-
len betroffenen Wirtschaftssektoren 
deutlich geworden sind. Das gilt allen 
voran bei Finanzmärkten, aber auch 
bei vielen anderen wie der Energiever-
sorgung. Zudem war die Finanzkrise 
möglich durch die bestehende Libe-
ralisierung durchs Welthandelsrecht. 
Davon abzurücken, wäre geboten. 
TiSA aber geht den umgekehrten 
Weg.

 

 

 

  Markus Henn

Der Autor ist Referent für Finanzmärkte 
bei der Organisation WEED – 
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung 
in Berlin.
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TTIP, CETA UND DIE 
EUROPÄISCHE BÜRGERINITIATIVE
Eine Faust auf dem Verhandlungstisch

Während die EU-Kommission sich bei der Transatlantischen Handels- und 
Investitionspartnerschaft (TTIP) zwischen der EU und den USA erst im No-
vember zum Investitionsschutz äußern will, schafft sie beim Abkommen 
mit Kanada (Umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkommen, CETA) 
mitten in der Sommerpause Fakten. Eine Europäische Bürgerinitiative 
gegen beide Abkommen, die immer mehr Fahrt aufgenommen hatte, 
wurde zunächst von der EU-Kommission gestoppt.

M itte Juli hat in Brüssel die 
sechste TTIP-Verhandlungs-
runde stattgefunden. Nach 

wie vor gibt es nur tröpfchenweise In-
formationen. Verhandlungstexte, die 
es für immer mehr Gebiete gibt, wer-
den nicht veröffentlicht, sondern kön-
nen neben den Verhandlungspartnern 
nur von einigen wenigen Abgeordne-
ten in einem speziellen Leseraum zur 
Kenntnis genommen werden. Aus den 
offiziellen Berichten geht im Übrigen 
deutlich hervor, dass gerade die EU 
eine ambitionierte Agenda verfolgt. 
So möchte die EU-Kommission im 
Unterschied zu den USA auch Finanz-
dienstleistungen vom TTIP erfassen, 
sie möchte eine Negativliste für den 
Marktzugang bei Dienstleistungen 
(die USA wollen eine Positivliste) und 
drängt massiv auf eine Öffnung der 
Beschaffungsmärkte der US-Bunde-
staaten und -Kommunen. Fortschritte 
gibt es beim problematischen Thema 

regulatorische Kooperation1, bei wel-
chem die EU darauf drängt, frühzei-
tig in Regulierungsprozesse der USA 
einbezogen zu werden. Es wird zwar 
auch über Umwelt- und Arbeitsstan-
dards verhandelt, doch selbst aus den 
vagen Verhandlungsberichten geht 
hervor, dass es sich hier wohl kaum 
um „harte“ Bestimmungen handeln 
dürfte. So sollen die Kernarbeitsnor-
men der Internationalen Arbeitsorga-
nisation (ILO) lediglich „reflektiert“ 
werden. Hinsichtlich des Investiti-
onsschutzes gibt es nach wie vor eine 
Verhandlungspause bezueglich des 
Themas Investor-Staat-Streitschlich-
tungsverfahren. Jedoch wird auf ande-
ren Gebieten des Investitionsschutzes 
weiter verhandelt (unter anderem zu 
Marktzugang).

Offensive beim CETA-Abkommen
Während sich die TTIP-Verhandlun-
gen noch mindestens bis Ende 2015 

hinziehen dürften, geht es beim EU-
Kanada-Abkommen auf einmal ganz 
schnell. Mitten in der Sommerpause 
Anfang August wurde von der EU-
Kommission und der kanadischen 
Regierung erklärt, dass die Verhand-
lungen abgeschlossen seien. Beim 
EU-Kanada-Gipfel am 25.– 26. Sep-
tember 2014 sollen die Verhandlungen 
offiziell für beendet erklärt werden.  
Danach muss der Europäische Rat 
über die Genehmigung der Unter-
zeichnung beschließen, anschließend 
erfolgt das Ratifikationsverfahren, bei 
dem in jedem Fall auch das Europäi-
sche Parlament abstimmen muss. Ob 
auch die nationalen Parlamente zu-
stimmen müssen, ist noch offen. 

Der Verhandlungstext ist natür-
lich immer noch nicht offiziell ver-
öffentlicht worden. Jedoch wurde er 
geleakt und auf die Homepage der 
Tagesschau gestellt.2 Wohl kaum je-
mand wird es bisher geschafft haben, 
die 1.500 Seiten Vertragstext (der-
zeit ausschließlich englischsprachig) 
durchzuarbeiten – auch ich nicht. Es 
gibt aber bereits Teilanalysen des Tex-
tes und im Bereich Investitionsschutz 
fällt auf, dass er nahezu wortgleich mit 
dem Text ist, welcher der öffentlichen 
Konsultation der EU-Kommission 
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zum TTIP-Investitionsschutzkapitel 
zugrunde lag. Mit anderen Worten: 
Die Kommission hat  – zumindest 
für den CETA-Vertrag – ihre eigene 
Konsultation vollständig ignoriert. 
Dies lässt nichts Gutes für die im 
November zu erwartende, offizielle 
Auswertung der Konsultation hoffen. 
Natürlich sind auch die besonders 
kontroversen Investor-Staat-Schieds-
gerichtsverfahren (ISDS) enthalten, 
gegen die sich die überwältigende 
Mehrheit der Eingaben bei der Kon-
sultation grundsätzlich richtete. Mit-
hilfe dieses Verfahrens bekommen 
kanadische Investoren ein Schwert 
gegen unliebsame Regulierungen 
der EU (und natürlich auch umge-
kehrt EU-Investoren gegen Kanada) 
in die Hand. Dies würde übrigens 
auch amerikanischen Investoren mit 
Sitz in Kanada zugutekommen, da 
sie somit bereits die Möglichkeit von 
Schiedsklagen erhalten, vorausgesetzt 
sie verfügen über „substanzielle Ge-
schäftstätigkeiten“ in Kanada. 

Während das Investitionskapi-
tel im prozessualen Bereich einige 
Fortschritte aufweist beispielsweise 
durch eine erhöhte Transparenz des 
Verfahrens, sieht das bei einigen sub-
stanziellen Regelungen ganz anders 
aus. So wird der Begriff der Investi-
tion und damit der Geltungsbereich 
des Abkommens extrem weit ausge-
dehnt. Erfasst sind damit unter an-
derem das Eigentum an beweglichen 
und unbeweglichen Sachen, Firmen-
anteile, Aktien, Anleihen und Port-
folioinvestitionen, die so genannten 
„Rechte des geistigen Eigentums“ 
(wie Urheberrechte, Patente, Marken, 
Sortenschutzrechte), öffentlich-recht-
liche Konzessionen (zum Beispiel 
im Bergbau) und andere Ansprüche 
auf Geld oder Leistungen, die einen 
wirtschaftlichen Wert haben. Und ein 
Investor muss noch nicht einmal eine 
Investition getätigt haben. Es reicht 
bereits aus, dass er eine plant. Auch 
der Kultursektor sollte sich das Ab-
kommen genau ansehen. So gibt es 
keine allgemeine Bereichsausnahme 
für die Kultur, sondern nur für audio-
visuelle Dienstleistungen.

Europäische Bürgerinitiative
Noch sind beide Abkommen zu stop-
pen. Selten hat sich in Europa so 
schnell ein so breites Bündnis kons-
tituiert, das entschlossen ist, die EU-
Kommission zu stoppen. 235 Organi-
sationen aus 21 EU-Mitgliedsstaaten 
(Stand: 14. September 2014), dar-
unter auch das Forum Umwelt und 

Entwicklung, haben sich gesucht und 
gefunden – täglich kommen weitere 
Initiativen hinzu. Was sie verbindet, 
ist der Stopp von TTIP und CETA. 
Die Zeit drängt, die Lage ist ernst. 
Was und wie hier verhandelt wird, ist 
ein Generalangriff auf die Demokra-
tie und rechtsstaatliche Standards. 
Deshalb hat das Bündnis am 15. Juli 
2014 eine Europäische Bürgerinitia-
tive (EBI) angemeldet: „Wir fordern 
die EU-Kommission auf, dem Rat zu 
empfehlen, das Verhandlungsmandat 
über die Transatlantische Handels- 
und Investitionspartnerschaft (TTIP) 
aufzuheben sowie das Umfassende 
Wirtschafts- und Handelsabkommen 
(CETA) nicht abzuschließen“3, so 
der Wortlaut. Kurz vor Redaktions-
schluss hat die EU-Kommission die 
Zulassung dieser Initiative verweigert. 
Nach Auffassung der Kommission ist 
das Verhandlungsmandat ein vorbe-
reitender Akt, der nicht durch eine 
EBI beeinflusst werden kann. Und 
außerdem legt die Kommission das 
Instrument so aus, dass nur die Zu-
stimmung zur Ratifikation eines inter-
nationalen Vertrages verlangt werden 
kann, nicht aber dessen Ablehnung. 
Damit zeigt die Kommission erneut, 
dass sie auf Mitsprache der Bürgerin-
nen und Bürger keinerlei Wert legt. 
Wahrscheinlich werden die Organisa-
toren der EBI nun den Europäischen 
Gerichtshof anrufen und die Kampa-
gne in anderer Form fortführen.

Entleerte Demokratie
Wird in den EU-Mitgliedsstaaten 
nicht gerade darum gerungen, wie 
mehr Mitsprache erreicht und Ein-
flussrechte der Bürgerinnen und 
Bürger gestärkt werden können? Und 
gleichzeitig wird völlig im Geheimen 
über Eckpfeiler einer zukünftigen 
Handels- und Wirtschaftspolitik ver-
handelt, so als ginge das die Bürge-
rinnen und Bürger nichts, aber auch 
gar nichts an. Es geht ja nicht darum, 
einen Livestream der Verhandlungs-
runden einzurichten. Aber eine de-
mokratische Beteiligung an der Erar-
beitung des Verhandlungsmandates, 
also eine Diskussion, wie weit die eine 
Seite der anderen entgegen kommen 
sollte, müsste so selbstverständlich 
sein wie die öffentliche Auslegung 
eines Bebauungsplans. Von hier aus 
gedacht, wäre es nur konsequent Mit-
tel und Wege anzubieten, welche die 
Verhandlungsführung demokratisch 
kontrollieren könnten. Nichts da. 
Die demokratische Legitimation be-
schränkt sich darauf, dass die Abkom-

men dem Europäischen Parlament 
und den, sofern dies nicht noch ver-
hindert wird, nationalen Parlamenten 
vorgelegt werden – mit der Bitte um 
Zustimmung. Was auch sonst. Es ist 
kaum davon auszugehen, dass nach 
jahrelangen und zähen Verhandlun-
gen wegen einzelner Punkte die Ab-
kommen zurückgewiesen werden. Mit 
dieser Verhandlungsstrategie zeigt 
sich, wie die Bürgerinnen und Bürger 
von Rat und EU-Kommission angese-
hen werden. Jedenfalls nicht als die, 
von denen jede staatliche Souveräni-
tät auszugehen hat. Welchen Stellen-
wert sollen Wahlen noch haben, wenn 
so zentrale politische Bausteine nicht 
nur jenseits der Zivilgesellschaft, son-
dern auch entzogen vom Einfluss der 
Parlamentarier zementiert werden? 
Dies könnte eine fatale Gegenreak-
tion hervorrufen: Die Bürgerinnen 
und Bürger könnten den Vertrauens-
vorschuss, den sie der EU und ihren 
Organen gewährt haben und der seit 
der Unterzeichnung des Lissabon-
Vertrages eher ab- als zugenommen 
hat, vollständig vom Vertrauenskon-
to abbuchen. Die EU entleert sich zu 
einem seelenlosen Büttel im Dienste 
der Konzerne. 

Es ist Zeit, aufzustehen. 
Mit dem europaweiten BürgerInnen-
protest werden wir den Widerstand 
gegen diese Freihandelsabkommen 
europaweit verstärken und Druck 
auf die EU-Institutionen, insbeson-
dere das Europäische Parlament, 
ausüben. Es kommt auf jede und je-
den an. Machen wir dieses Europa zu 
unserer Sache! 

 

 

 

  Michael Efler

Der Autor ist Bundesvorstandssprecher 
von Mehr Demokratie e. V. und Mitglied 
im Bürgerausschuss der Europäischen 
Bürgerinitiative „Stop TTIP“.

1	 Siehe hierzu auch in diesem Rundbrief: 
Kosten und Nutzen einer neuen 
„Partnerschaft“, Rundbrief 3/ 2014, S. 4f.

2	 http://www.tagesschau.de/download/
ceta-111.zip.

3	 www.stop-ttip.org.

Mehr Informationen finden sie unter 
folgendem Link:  
www.stop-ttip.org
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KAMPF UMS ÜBERLEBEN
Wie der Freihandel die koreanische Landwirtschaft zerstört hat 

Wütende koreanische Bäuerinnen und Bauern kämpfen derzeit gegen die 
vollständige Öffnung ihres nationalen Markts für Reis. Zahllose Proteste 
verschiedenster Art fanden schon statt, beispielsweise Großdemonstra-
tionen von Bäuerinnen, Bauern und VerbraucherInnen in der Hauptstadt 
Seoul, die sich aus Protest den Kopf rasierten. Weitere Demonstrationen 
in allen Regionen Koreas sind für September geplant. All dies geschieht, 
weil die koreanische Regierung angekündigt hat, dass sie im Vorfeld des 
Transpazifischen Partnerschaftsabkommens (Trans-Pacific Partnership Ag-
reement, TPP), zwischen Ländern der Region Asien-Pazifik, den Markt für 
Reis vollständig öffnen will.

D ie traditionelle Kultur Ko-
reas hat sich auf der Grundla-
ge des Reisanbaus entwickelt, 

Reis wird als historisches Kulturer-
be betrachtet. Für Koreaner ist Reis 
Leben, ihre Kultur und Geschichte. 
In Anerkennung der besonderen Ei-
genschaften von Reis in Korea hat 
sogar die Welthandelsorganisation 
(World Trade Organization, WTO) 
die Öffnung des Markts für Reis 
1995 und 2005 zweimal verschoben. 
Nun aber kündigte die Park Geun-
hye-Regierung (seit 2013) die voll-
ständige Marktöffnung im Vorfeld 
des TTP an. Denn die USA, die TPP 
vorangetrieben haben, verlangen von 

der koreanischen Regierung, dass sie 
vor der Beteiligung an TPP einige 
Vorbedingungen erfüllen sollte. Eine 
dieser Bedingungen ist die Öffnung 
des Markts für Reis. 

Ein Schlag gegen die Landwirtschaft 
in Korea 
Die Öffnung des koreanischen Ag-
rarmarkts begann durch die Natio-
nalisierung des Handels unter der 
Militärregierung in den 1980er Jah-
ren und entwickelte sich im Zuge 
der fortschreitenden Verhandlungen 
der Uruguay-Runde, dem achten im 
Rahmen des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) durch-

geführten Welthandelsrunde, schnell 
zu einer Form des Freihandels. Um 
den Import von landwirtschaftlichen 
Produkten zu fördern, setzte das Mili-
tärregime ab 1989 die Liberalisierung 
von Importen durch. Grund hierfür 
war auch der Druck zur Öffnung des 
Agrarmarktes seitens der USA, die 
wiederum ihr Haushaltsdefizit aus-
gleichen wollten. Die USA erzwangen 
hohe Export- und Preissubventionen, 
um den Export ihrer Agrarprodukte 
zu fördern. Dabei nutzten sie Para-
graph 301 des US-Handelsgesetzes 
(in Kraft bis 2002), der Sanktionen für 
Staaten vorsah, die US-Unternehmen 
keinen Zugang zum eigenen Markt 
gewährten.

Durch den koreanischen Beitritt zur 
WTO 1995 begann für die koreanische 
Landwirtschaft die Ära der Agrarmark-
töffnung. Im Zuge der fortgesetzten 
Verhandlungen zur Uruguay-Runde 
bereitete sich die koreanische Regie-
rung durch eine Umstrukturierung 
der Agrarpolitik auf das Freihandels-
system vor. Sie förderte beispielsweise 
eine kleine Zahl selbstständiger Land-
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wirte und erweiterte in den bestimm-
ten Regionen die Obergrenze für den 
Besitz von Ackerland. Sie verfolgte au-
ßerdem eine umfassende Kredit- und 
Investitionspolitik im Agrarbereich 
zur Vergrößerung und Mechanisie-
rung landwirtschaftlicher Betriebe, 
um die Wettbewerbsfähigkeit auf in-
ternationaler Ebene zu stärken. Die 
exzessive Produktion von Gewächsh-
ausgemüse und Fleisch führte jedoch 
in Verbindung mit einer wachsenden 
Anzahl importierter landwirtschaftli-
cher Produkte zu einem starken Preis-
verfall und steigenden Schulden in 
bäuerlichen Haushalten. Durch eine 
immer größere Menge importierter 
landwirtschaftlicher Produkte und 
deren Dominanz auf dem Markt fie-
len die Preise einheimischer Agrarpro-
dukte stark, was verheerende Auswir-
kungen auf bäuerliche Betriebe hatte. 
Ums Überleben kämpfende Bauern 
vergrößerten ihre Höfe, nahmen eine 
zusätzliche Arbeit an. Je mehr sie je-
doch ihre Betriebe vergrößerten, des-
to höher wurden die Kosten, was zu 
einem Teufelskreis und noch höheren 
Schulden führte. 

Die Verhandlungen der Uruguay-
Runde zur Globalisierung des Neo-
liberalismus und die Etablierung des 
Freihandelssystems mit der WTO lei-
teten die Öffnung des Agrarmarkts 
durch die koreanische Regierung ein. 
Viele landwirtschaftliche Betriebe in 
Korea mussten Konkurs anmelden 
oder aufgeben, einige Bauern nahmen 
sich das Leben. 

Restrukturierung der koreanischen 
Landwirtschaft steht vor dem 
Abschluss 
Um das Jahr 2000, als koreanische 
Bauern darunter zu leiden hatten, dass 
wegen der WTO immer mehr land-
wirtschaftliche Produkte importiert 
wurden, verhandelte die koreanische 
Regierung das Freihandelsabkom-
men (Free Trade Agreement, FTA) 
zwischen Korea und Chile. Trotz 
der starken Bauernproteste wurde 
das FTA abgeschlossen, es folgten 
zahlreiche andere FTA mit anderen 
Ländern, darunter mit den USA. Als 
die USA Voraussetzungen für diese 
FTA schufen, indem sie versuchten, 
den Importmarkt für Rindfleisch aus 
den USA wieder zu öffnen, folgten in 
ganz Korea wütende Proteste unter 
dem Motto „Protestiert wegen des 
Rinderwahnsinns gegen den Import 
von Rindfleisch aus den USA“. Seit 
der Wiederaufnahme der Importe hat 
sich die Menge der Rindfleischeinfuh-

ren aus den USA erhöht, der Preis ist 
ebenfalls gestiegen.

Das FTA zwischen Korea und Chi-
na, das kurz vor dem Abschluss steht, 
wird voraussichtlich die stärksten 
Auswirkungen auf die koreanische 
Landwirtschaft haben. China verfügt 
über viel mehr Anbaufläche, erzeugt 
viel mehr landwirtschaftliche Produk-
te, während in Korea höhere Grund-
stücksbelastungen existieren, die 
Produktionskosten zwei bis sechsmal 
und die Löhne in der Landwirtschaft 
im Vergleich zu China fünfmal höher 
sind. Der Import von immer mehr 
landwirtschaftlichen Produkten auf-
grund weiterer FTA hat dazu geführt, 
dass nur noch einige wenige Produk-
te gezielt angebaut werden, bei denen 
eine Gefährdung durch den Freihan-
del unwahrscheinlich ist. Dies führt zu 
einem massiven Rückgang bei sämtli-
chen landwirtschaftlichen Produkten 
und dazu, dass immer mehr bäuerliche 
Familienbetriebe zerstört werden. 

Realität der koreanischen 
Landwirtschaft und der Bauern 
Aufgrund der kontinuierlichen Zu-
nahme importierter landwirtschaft-
licher Produkten ist in den mehr als 
20 Jahren nach der Uruguay-Runde 
die koreanische Landwirtschaft im-
mer weiter zerstört worden. Auch bei 
den landwirtschaftlichen Betrieben 
ist aufgrund der neoliberalen, offenen 
Agrarpolitik eine immer stärkere Dif-
ferenzierung zu beobachten. Infolge-
dessen fiel die Selbstversorgungsrate 
bei Nahrungsmitteln, die 1990 noch 
bei etwa 43  % lag, bis 2012 auf 23,6  %. 
Das bedeutet, dass etwa drei Viertel 
der koreanischen Gesamtbevölke-
rung auf importierte Agrarprodukte 
angewiesen sind. Die Gesamtzahl der 
Landwirte, die 1989 bei 7 Millionen 
lag, fiel bis 2013 auf 2,85 Millionen 
(5,6 % der Gesamtbevölkerung). Hin-
zu kommt, dass 37,8 % der bäuerlichen 
Bevölkerung über 65 Jahre alt sind. 
Durch die geschwächte ökonomische 
Basis in ländlichen Gebieten und die 
rasche Abnahme der bäuerlichen Be-
völkerung nimmt auch die Armut zu. 

Die Einführung der neoliberalen 
Politik eines offenen Agrarmarkts 
hat eine ganze Reihe Probleme ver-
ursacht. Dazu zählen eine rückläufige 
Nahrungsmittelselbstversorgung, die 
Abwanderung der Landbevölkerung, 
eine Verringerung des Einkommens 
in ländlichen Gebieten, sowie die Zu-
nahme von Schulden und Einkom-
mensdisparitäten bei ländlichen und 
städtischen Familien.

Auch der koreanische Saatgutmarkt 
wird mittlerweile von multinationalen 
Saatgutunternehmen beherrscht, die 
sich mit koreanischen Saatgutunter-
nehmen zusammengeschlossen ha-
ben. Der Marktanteil der zehn größten 
transnationalen Unternehmen, unter 
anderem Monsanto aus den USA und 
Syngenta aus der Schweiz, ist extrem 
gestiegen: Von 14 % im Jahr 1996 auf 
67 % im Jahr 2007. Die Bauern müssen 
jedes Jahr mehr für Saatgut an diese 
Unternehmen bezahlen. Bei den wich-
tigsten Getreidesorten zur Ernährung 
der Bevölkerung ist Korea ebenfalls 
auf Importe angewiesen, die Hälfte 
der Importe wird über diese transnati-
onalen Getreidehandelsunternehmen 
abgewickelt.

Der Freihandel hat die Landwirtschaft 
in Korea zerstört 
Um wessen „Freiheit“ geht es denn 
bei dem schönen Begriff „Freihandel“, 
wenn importierte landwirtschaftliche 
Produkte, von denen niemand weiß, 
wer sie angebaut hat und wie sie her-
gestellt wurden, per Zwang einge-
führt werden? Wenn transnationale 
Unternehmen der Bevölkerung jenes 
globale Ernährungssystem aufzwin-
gen, das von ihnen selbst beherrscht 
wird? Und wenn die Bauern weltweit 
ständig in Gefahr sind? Wer hat die 
„Freiheit“ gewährt, die die Landwirt-
schaft zerstört, Bauern vertreibt und 
die Ernährungssicherheit bedroht? 

Die koreanischen Bauern sind von 
ihren endlosen Protesten erschöpft, 
werden aber den Kampf um den 
Schutz ihrer Landwirtschaft und ihr 
Leben nicht aufgeben, in dem Be-
wusstsein, dass dies der einzige Weg 
ist, ihre Ernährungssouveränität zu 
wahren. Sie werden sich weiterhin 
wehren gegen die Öffnung des Markts 
für Reis und gegen das Inkrafttreten 
des FTA zwischen Korea und China 
und des TPP und für Ernährungs-
souveränität durch die Bewahrung 
traditionellen Saatguts und lokaler 
Nahrungsmittel. 

 

 

 

  Yoon Geum-sun 

Die Autorin ist frühere Präsidentin des 
Verbands koreanischer Bäuerinnen 
(Korean Women Peasant Association) 
und Vertreterin für Südostasien und 
Ostasien von La Via Campesina.

Aus dem Englischen von Angela 
Grossmann
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HANDELSERLEICHTERUNGEN ODER 
HANDELSHALLUZINATIONEN?
Was hat die Welthandelsorganisation noch zu bieten –  
außer Konflikten?

Entging die Welthandelsorganisation (WTO) noch im Dezember 2013 auf 
ihrer letzten Ministerkonferenz in Bali „knapp dem Sturz in die Bedeu-
tungslosigkeit“, so scheint sie in diesem Sommer ihren weiteren Fall fort-
zusetzen. Denn Ende Juli verstrich die Frist, den Beschluss von Bali über 
ein Abkommen für Handelserleichterungen zu konkretisieren.

D ie WTO liefert unseren Medien 
nur noch selten Anlass zur Be-
richterstattung. Anfang August 

2014 erlangte sie allerdings noch ein-
mal kurz deren Aufmerksamkeit. Der 
Beschluss von Bali über ein Abkom-
men für Handelserleichterung (Trade 
Facilitation Agreement, TFA) wurde 
nicht fristgerecht umgesetzt. Auf Bali 
war 2013 nach schwierigen und kon
troversen Verhandlungen ein Paket 
aus Beschlüssen zu Handelserleich-
terungen, Agrarfragen und Entwick-
lung verabschiedet worden. Dieses Ba-
li-Paket nährte Hoffnungen, die WTO 
könne doch noch irgendwann ihre 
Doha-Handelsrunde zum Abschluss 
bringen.1 War doch das Thema Han-
delserleichterungen Bestandteil dieser 
Runde, die 2001 gestartet wurde und 
ursprünglich zum 1. Januar 2005 ihren 
Abschluss gefunden haben sollte. Ziel 
dieser insgesamt zwanzig Bereiche 
umfassenden Doha-Runde ist es, die 
Märkte (vor allem bei landwirtschaft-
lichen und nicht-landwirtschaftlichen 
Gütern und Dienstleistungen) weiter 
zu öffnen, zudem sollen die Entwick-
lungsländer besser in das System des 
Welthandels eingebunden werden.

„Back to the dark“?
Wesentlicher Bestandteil des Bali-
Kompromisspakets war – zumindest 
aus Sicht der Industrieländer – das 
beschlossene Abkommen für Han-
delserleichterungen. Maßnahmen 
zur Handelserleichterung sollten den 
grenzüberschreitenden Handel vor 
allem in den Entwicklungsländern 
schneller und effektiver machen und 
damit den Handelsfluss von den In-
dustrienationen in die Entwicklungs-
länder deutlich erhöhen. Von „Han-
delshalluzinationen“ spricht dagegen 
der Forscher Jeronim Capaldo von der 
US-amerikanischen Tufts University, 
der Abschätzungen über die Auswir-

kungen von Handelserleichterungen 
untersuchte.2 Sein Ergebnis: Die offi-
ziellen Schätzungen tendieren dazu, 
den Nutzen der Handelserleichterun-
gen überzubetonen, deren Kosten 
aber zu ignorieren.

Für die Entwicklungsländer – allen 
voran für Indien – stand dagegen in 
Bali die Frage im Vordergrund, welche 
Rechte ihnen zustehen, die Ernährung 
ihrer Bevölkerung zu sichern – etwa 
durch Aufkäufe zu staatlich fixierten 
Preisen und Lagerung von Grundnah-
rungsmitteln durch den Staat.

Der in Bali beschlossene TFA-Text 
enthielt die Vorgabe, bis zum 31. Juli 
2014 ein Protokoll anzunehmen, 

durch welches das TFA erst rechts-
wirksam werden würde. Als sich ab-
zeichnete, dass eine Einigung über 
dieses Protokoll nur schwer zu erzie-
len war, gaben die USA die Lesart vor, 
wer die Konsequenzen eines Schei-
terns zu verantworten hätte: Einzelne 
Entwicklungsländer. So erklärte am 
25. Juli 2014 der stellvertretende US-
Handelsbeauftragte Michael Punke: 
„[W]e are extremely discouraged that 
a small handful of Members in this 
organization [WTO] are ready to walk 
away from their commitments at Bali, 
to kill the Bali agreement, to kill the 
power of that good faith and goodwill 
we all shared, to flip the lights in this 
building back to dark“ 3.

Nur ein weiteres Reißen einer 
Deadline? Oder mehr?
WTO-Generaldirektor Roberto Aze-
vêdo musste am 31. Juli 2014 den 
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WTO-Mitgliedern mitteilen, dass es 
nicht gelungen sei, fristgerecht eine 
Lösung zu finden, die den Graben 
zwischen den beiden unterschiedli-
chen Positionen überbrücken könne. 
Zwischen der einen Seite, die sagte, 
dass die Beschlüsse von Bali keinerlei 
Korrekturen zulassen, und der andere 
Seite, die diese Korrekturen einforder-
te. Für Roberto Azevêdo ist dieses er-
neute Nichteinhalten einer Frist nicht 
etwas, was schlicht übergangen oder 
durch das Setzen eines neuen Termins 
ausgeglichen werden kann – für ihn 
wird dieses Reißen ernsthafte Kon-
sequenzen haben. Drohend wies er 
daraufhin, dass der „Drei-Säulen-
Charakter“ der WTO (Abkommen, 
Streitschlichtung, Monitoring) es 
erfordere, dass alle drei Säulen auch 
funktionieren müssen – falls nicht, so 
wären „the smallest nations […] the 
biggest losers“ 4.

Gabriels eindeutige Schuldzuweisung
Für das deutsche Wirtschaftsminis-
terium (BMWi) steht der Schuldige 
für das Nichteinhalten der Deadline 
eindeutig fest: „Indien hat die An-
nahme eines Protokolls, mit dem 
entsprechende Vereinbarungen der 
Welthandelskonferenz auf Bali im ver-
gangenen Dezember besiegelt werden 
sollten, blockiert“. Wirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel äußerte sich am 1. 
August 2014 besorgt: „Die Bundes-
regierung bedauert sehr, dass in der 
WTO in Genf keine Einigung über 
die konkrete Anwendung des Abkom-
mens für Handelserleichterungen er-
zielt werden konnte. [...] Gerade 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
hätten von den in Bali beschlossenen 
Handelserleichterungen besonders 
profitiert.“ Die Konsequenzen für 
die weitere Arbeit der WTO – so das 
BMWi – seien „noch nicht abzusehen; 
dieser gravierende Rückschlag könn-
te jedoch die gesamte Doha-Entwick-
lungsrunde gefährden“ 5.

Das eigentliche Problem: Die 
Gesamtverpflichtung
„WTO-Verhandlungen sind am Prin-
zip des ‚Single Undertaking‘ ausge-
richtet. Das bedeutet, dass Beschlüsse 
zu einzelnen Punkten einer Handels-
runde erst verbindlich werden, wenn 
Konsens zu allen Verhandlungsgegen-
ständen besteht. Da die WTO-Mit-
glieder in entscheidenden Punkten 
noch keine Einigung erzielt haben, 
konnte die Doha-Runde bislang nicht 
zum Abschluss gebracht werden“ 6. So 
erklärt die Homepage des Bundesmi-

nisterium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) 
die Art und Weise, wie bei der WTO 
Handelsrunden beendet werden. In 
einem Kommentar für den South-
North Development Monitor (SUNS) 
zählt deren Chefredakteur Chakra-
varthi Raghavan nicht nur eine lange 
Liste von nicht-eingehaltenen WTO-
Deadlines auf, weil die USA und an-
dere Industrienationen einen Konsens 
verweigerten.7 Er weist auch auf ei-
nen anderen, zentralen Konfliktpunkt 
hin: Ob das TFA, das Bestandteil der 
laufenden Handelsrunde sei und 
demnach im Rahmen einer Gesamt-
verpflichtung ausgehandelt werden 
müsse, allein verabschiedet werden 
könne. Mehrere Entwicklungslän-
der wie Indien, Südafrika, Bolivien, 
Kuba, Venezuela, Zimbabwe und die 
Salomon-Inseln haben betont, dass 
das TFA kein „stand-alone agreement“ 
ist und dass es nur im Rahmen des 
Abschlusses der Doha-Runde in Kraft 
treten kann. Diese Sicht brachten sie 
bereits im letzten Jahr ein und forder-
ten vergeblich, sie im Bali-Beschluss 
zu berücksichtigen. Würden sie jetzt 
dem TFA zustimmen, ohne bei ande-
ren Verhandlungsbereichen der Doha 
Runde Zugeständnisse erzielt zu ha-
ben, hätten sie ihre Verhandlungspo-
sition deutlich geschwächt.

Keine Heilung für den „kranken Mann 
des Multilateralismus“
Auch im zwanzigsten Jahr ihres Beste-
hens hat die WTO ihre Kinderkrank-
heiten nicht überwunden, sondern 
das Krankheitsbild verschärft: Die 
großen und substantiellen Probleme 
bleiben ungelöst, Wohlfahrtseffekte 
für alle – und vor allem für die ohne-
hin Schwachen – wurden nicht erzielt. 
Peter Wahls (Weltwirtschaft, Ökolo-
gie & Entwicklung, WEED) ausführ-
liche Analyse über die Krise und den 
Bedeutungsverlust der WTO endet 
mit der Feststellung: „[D]ie USA 
und – mit Modifikationen – auch die 
EU marginalisieren [die WTO] und 
etablieren stattdessen parallele und 
multiple Formate, mit denen sich die 
eigenen Interessen einfacher durch-
setzen lassen als in der universalen 
WTO“ 8. Die weiterhin berechtigten 
Kritikpunkte an der WTO werden 
durch die aktuellen Erfahrungen mit 
den bilateralen Freihandels- und In-
vestitionsabkommen zwischen der 
EU und Kanada (CETA) beziehungs-
weise USA (TTIP) relativiert. CETA 
und TTIP dokumentieren, dass Ver-
handlungen durchaus noch undemo-

kratischer und undurchsichtiger als 
bei der WTO durchgeführt werden 
können. Die gegenwärtige Schwäche 
der multilateralen Struktur der WTO 
dient denjenigen, die zur Durchset-
zung ihrer Interessen auf bilaterale 
Abkommen setzen.

 

 

 

  Jürgen Knirsch

Der Autor ist Campaigner bei 
Greenpeace.
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MACHTGERANGEL UND 
HISTORISCHE MOMENTE
Wie die Aufwertung von UNEP zu mehr Umwelt in der  
Post-2015-Agenda führen könnte

Während selbst von Regierungen anerkannt wird, dass die ökologischen 
Probleme immer größer werden, beobachten ExpertInnen mit Sorge, dass 
die Umweltdimension in der Diskussion um eine neue Entwicklungs- und 
Nachhaltigkeitsagenda nach 2015 immer schwächer zu werden scheint. 
Eine Stärkung der Umwelt in allen UN-Prozessen könnte durch die Schaf-
fung einer schon lange geforderten, globalen UN-Umweltschutzorganisa-
tion erreicht werden. Dem gegenüber stehen klare Interessen, den Einfluss 
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) klein zu halten. Es 
geht um Machterhalt und die Unfähigkeit aus traditionellen Denkmustern 
auszubrechen. Doch es gibt Grund zur Hoffnung.¹

U NEP wurde 1972 als Ergebnis 
der Weltumweltkonferenz in 
Stockholm gegründet, um 

sich als zentrales Gremium mit in-
ternationaler Umweltkooperation 
zu befassen. Die Idee dahinter: der 
Umwelt innerhalb der Vereinten Na-
tionen (UN) eine Stimme zu geben 
und gleichzeitig ein Forum zu bilden, 
in welchem die internationale Ge-
meinschaft wichtige Umweltthemen 
debattieren kann. Dem gegenüber 
stand allerdings, dass UNEP von An-
fang an nur ein schwaches Mandat 
zugeschrieben bekam, welches es le-
diglich als ein Sonderorgan unter der 
UN-Generalversammlung (UNGA) 
etablierte, ohne festes Budget oder 
selbstständige Handlungsfähigkeiten 
in der Umweltpolitik.2

Schaffung einer Umweltorganisation 
als Lösung?
Schon lange werben Staaten und 
Staatengemeinschaften wie Deutsch-
land oder die EU, aber auch zivil-
gesellschaftliche Akteure für eine 
Aufwertung von UNEP hin zu etwas 
wie einer selbstständigen, globalen 
Umweltorganisation (UNEO). Re-
formideen gibt es viele, doch an der 
Umsetzung scheiterte es bislang im-
mer. Ein richtungsweisender Schritt 
wurde auf dem Rio+20-Gipfel im Juni 
2012 getätigt, in dessen Abschlusser-
klärung eine Verbesserung des Status 
von UNEP gefordert wird. Eine Über-
einkunft, die durch zwei Resolutionen 
der UNGA 2012 und 2013 tatsächlich 
umgesetzt wurde, auch wenn es auf-
grund unzureichender Unterstützung 

nicht, wie von manchen angestrebt, 
für die Schaffung einer UNEO reich-
te. 

Eine der wichtigsten Neuerungen 
bildet die Umstrukturierung des so-
genannten Governing Council (GC), 
dem hauptsächlichen Steuerungs-
organ UNEPs, zu einer Umweltver-
sammlung der Vereinten Nationen 
(United Nations Environmental As-
sembly, UNEA). In UNEA können 
im Gegensatz zu einer bis dato nach 
Regionenschlüssel ausgewählten Teil-
nehmerInnenzahl von 58 Staaten jetzt 
alle 193 UN-Mitgliedsstaaten mitwir-
ken. UNEA, deren erste Sitzung Ende 
Juni 2014 in Nairobi stattfand, ist der 
Versuch, der lange beschworenen 
Stimme für die Umwelt innerhalb des 
UN-Systems endlich eine angemesse-
ne Lautstärke und politische Relevanz 
zu verschaffen. 

Warum ist es wichtig, wie 
einflussreich UNEP ist?
Natürlich kann man die Entscheidung 
UNEP zu stärken als unwichtiges 
Geplänkel innerhalb der UN-Politik 
abtun. Tatsächlich aber haben eine 
schwache oder aber starke Rolle von 
UNEP spürbare Konsequenzen für 
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konkrete politische Maßnahmen. 
Ein gutes Beispiel für die beschränk-
te Rolle von UNEP in globalen, zu-
kunftsgestaltenden Prozessen ist die 
Post-2015-Agenda. Ab 2015 sollen für 
alle Staaten gültige Entwicklungs- 
und Nachhaltigkeitsziele gelten, die 
aktuell in einem weltweiten, von UN, 
Staaten, Zivilgesellschaft und ande-
ren Akteuren getragenen Verfahren 
erarbeitet werden. Eines der Kern-
probleme dieser im Grundgedanken 
gewissenmaßen alle Probleme der 
Welt umfassen wollenden Agenda ist, 
dass gerade die Umwelt- und Nach-
haltigkeitsdimension in allen bisheri-
gen Zielvorschlägen zu kurz kommt. 
Obwohl ursprünglich die seit langen 
forcierte und doch nie verwirklichte 
Zusammenführung von Umwelt und 
Entwicklung das Fundament der 
Agenda bilden soll. Eine Erklärung 
dafür, dass die zukünftige Entwick-
lungs- und Nachhaltigkeitsagenda 
nach bisheriger Verhandlungslage 
kaum wirklich nachhaltig zu werden 
scheint, ist unter anderem, dass sich 
die zentrale UN-Behörde für Umwelt, 
also UNEP, bisher nur unzureichend 
in die Diskussion um diese Ziele ein-
gebracht hat. Woran liegt das?

Entwicklungspolitik ist prioritär
Spricht man mit ExpertInnen wird 
klar: Innerhalb der UN gibt es in Sa-
chen Post-2015-Agenda klare Macht- 
und Interessenskonflikte, die entstan-
den sind nach der Verbindung der 
Millenniumentwicklungsziele (MDG) 
mit dem Rio+20-Prozess und den Zie-
len für eine nachhaltige Entwicklung 
(SDG). Klassische MDG-Akteure wie 
das Entwicklungsprogramm der UN 
(UNDP) oder der UN-Wirtschafts- 
und Sozialrat (ECOSOC) streben 
die Führung der Post-2015-Agenda 
an. Zum einen aufgrund ihrer lang-
jährigen Beschäftigung mit dem The-
ma, zum anderen aus institutionellen 
Gründen, sollen doch alleine inner-
halb von UNDP aus Reformgründen 
zwischen 10 – 30 % der Stellen gestri-
chen werden. Problematisch dabei 
ist, dass beide in erster Linie Entwick-
lungsziele und Entwicklungsexpertise 
für die Post-2015-Agenda mitbringen, 
nicht aber das Wissen über Nachhal-
tigkeit.

Die Schaffung eines prioritä-
ren Entwicklungsteils in der Post-
2015-Agenda hat auch unter den UN-
Mitgliedsstaaten starke Unterstützer. 
Wichtige Akteure in den internatio-
nalen Verhandlungen wie die Gruppe 
der Entwicklungsländer (G77) oder 

die Schwellenländer (BRICS) setzen 
sich bislang für eine Entwicklungs-
agenda ohne allzu progressive Um-
weltziele ein. Und auch die Staaten 
des globalen Nordens pochen in erster 
Linie auf alten Entwicklungsmodel-
len mit grünem Anstrich, sicherlich 
auch weil eine wahrlich nachhaltige 
Agenda spürbare Konsequenzen für 
Lebensstile und Wohlstandsmodelle 
im Norden bringen würde. 

Neben der Dominanz der Entwick-
lungsakteure kommt für UNEP er-
schwerend die Zersplitterung der Um-
weltthemen innerhalb der UN hinzu, 
und dass es, selbst wenn seine Kom-
petenz im Umweltbereich uneinge-
schränkt anerkannt würde, nicht Herr 
des UN-Nachhaltigkeitsprozesses ist; 
dieser gehörte traditionell in den Ar-
beitsbereich der UN-Kommission für 
Nachhaltige Entwicklung (CSD), die 
allerdings letztes Jahr ihre Arbeit ein-
gestellt hat.

Alles neu macht UNEA?
Diese Konkurrenz innerhalb der 
UN um die Führung in der Post-
2015-Agenda war auch auf der 
UNEA-Konferenz spürbar. So ist 
etwa in einer unabhängigen UNEA-
Konferenzberichterstattung von ei-
nem „zunehmend konkurrierendem 
institutionellen Gefüge“ und Emp-
findlichkeiten rund um das Thema 
Post-2015-Prozess die Rede.3 Dabei 
hatte UNEP einen großen Schritt ge-
tan und die Post-2015-Agenda mit ei-
nem Fokus auf nachhaltigem Konsum 
und Produktion zu einem der beiden 
Kernthemen der ersten UNEA-Sit-
zung auserkoren. Mit eigentlich gar 
nicht so schlechten Ergebnissen.

Befasst man sich mit der ersten 
UNEA-Sitzung, so fällt immer wieder 
das Stichwort, diese Sitzung müsse als 
„historischer Moment“ gewertet wer-
den. Diese etwas pathetische Aussage 
könnte durchaus begründet sein. Die 
Schaffung von UNEA ist ein klares 
Zeichen, dass UNEP eine bedeuten-
dere Rolle zukommt und damit auch 
eine größere Verantwortung, sich 
stärker in den Post-2015-Prozess ein-
zubringen. Dies zeigte sich nicht nur 
angesichts der expliziten Unterstüt-
zung durch beispielsweise den EU-
Umweltkommissar Janez Potočnik4, 
sondern ganz grundlegend durch die 
rege Teilnahme von 160 Ländern, da-
runter 120 durch Umwelt- oder Ent-
wicklungsministerInnen oder deren 
direkte StellvertreterInnen, sowie von 
hohen UN-Funktionären wie UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon. 

UNEP scheint sich durch die Auf-
wertung des Mandats auch mehr 
politischen Raum zu erarbeiten. So 
beobachteten langjährige Begleite-
rInnen des UNEP-Prozesses wie Lei-
da Rijnhout vom Europäischen Um-
weltbüro (EEB) oder Peter Pueschel 
vom Internationalen Tierschutzfonds 
(IFAW) eine veränderte politische At-
mosphäre bei UNEA. So habe UNEP 
auf der UNEA-Sitzung erstmals auch 
sogenannte grüne Umweltthemen aus 
Natur- und Artenschutz als oberste 
Priorität aufgegriffen. Diese sind ei-
gentlich von anderen Konventionen 
wie der Biodiversitätskonvention 
(CBD), der Konvention zum Schutz 
wandernder Tierarten (CMS) oder 
dem Washingtoner Artenschutzüber-
einkommen (CITES) besetzt, und 
UNEP konzentrierte sich bisher auf 
nachhaltiges Wirtschaften und Um-
weltverschmutzung. Auch sei das 
Diskussionsniveau ein völlig anderes 
gewesen. Wo früher Debatten über 
zukünftige Projekte und Budgetpläne 
geführt wurden, sei es nun um konkre-
te, globale Politik gegangen. 

Wie weit sich UNEP in den nächs-
ten Jahren weiterentwickeln wird, 
bleibt of﻿fen. Es könnte in Zukunft 
die Schnitt- und Koordinierungsstel-
le für Umweltthemen innerhalb des 
UN-Systems sein. Oder die selbstver-
ständliche UN-Instanz für Umwelt-
fragen. Vielleicht ist mit UNEA die 
Schaffung einer globalen Umwelt-
schutzorganisation tatsächlich einen 
kleinen Schritt näher gerückt.

 

 

 

  Marie-Luise Abshagen

Die Autorin ist Referentin für die Post-
2015-Agenda beim Forum Umwelt und 
Entwicklung.

1	 Dieser Artikel beruht unter anderem auf 
zwei Interviews mit Leida Rijnhout und 
Peter Pueschel. Vielen Dank dafür!

2	 Den Unterschied zwischen Specialized 
Agencies und Programmes erklärt dieses 
Dokument sehr gut: http://www.rona.
unep.org/documents/partnerships/
IEG/UN_Specialised_Agencies_Vs_UN_
Programmes.pdf.

3	 http://www.iisd.ca/download/pdf/
enb16122e.pdf.

4	 http://www.iisd.ca/download/pdf/
enb16122e.pdf.
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STÄRKUNG DES  
FAMILY FARMING 
Ein Ziel für die Post-2015-Agenda?

In einer Zeit globaler Krisen wird es für immer mehr Menschen schwer, 
ein Leben in Würde zu führen. Übermäßiger Ressourcenabbau und die 
zunehmenden Folgen des Klimawandels wachsen sich zur hausgemach-
ten sozialen Krise aus. Klimaflüchtlinge und Landflucht mangels ausrei-
chendem Einkommen stellen die Megazentren dieser Welt vor gewaltige 
Herausforderungen. Landgrabbing, Preisverfall aber auch die Klimaverän-
derung machen es der bäuerlichen Landwirtschaft schwer. Welcher kleine 
bäuerliche Familienbetrieb hält es wirtschaftlich aus, wenn Saat und Ernte 
zunehmend zum Lotteriespiel werden? Die Unvorhersehbarkeit der ext-
remen Wetterereignisse trifft die bäuerlichen Familienbetriebe aufgrund 
fehlender Sicherungssysteme und mangelnder finanziellen Reserven sehr. 

W arum ist die Stärkung der 
bäuerlichen Familienbetrie-
be ein Schlüsselfaktor der 

Entwicklung? 
40 % der Weltbevölkerung erhält 

über die Produktion und Verarbei-
tung von Nahrungsmitteln ein Ein-
kommen. Leider ist dies in der Regel 
zu gering und daher leben 70 % der 
Armen weltweit auf dem Land.1 Die 
abwandernden Armutsflüchtlinge, 
vor allem junge Menschen, bevöl-
kern die Slums der Megazentren und 
destabilisieren den sozialen Frieden 
dort zusätzlich. Diese jungen Men-
schen fehlen wiederum auf dem Land. 
Den gegenwärtigen Trend umkehren 
könnten wir durch die Stärkung der 
2,6 Milliarden Menschen, die in Fa-
milienerwerbsgemeinschaften leben 
und produzieren. Auch wenn ihre 
Produktion zurzeit noch zu wenig ef-
fizient ist, so hat die bäuerliche Land-
wirtschaft laut Weltagrarbericht ein 
großes Potential zur Steigerung von 
Ertrag. Deswegen muss bei dieser 
Zielgruppe mit einem Innovations-
schub für Forschung und Entwick-
lung angesetzt werden. 

Welche Ziele lassen sich daraus für 
die künftige Entwicklungsagenda 
ableiten?
Eine Möglichkeit der Stärkung bäu-
erlicher Landwirtschaft und der Er-
nährungssouveränität wäre es, mehr 
Aufmerksamkeit auf Family Farming 
(familienbasierte Landwirtschaft) zu 
leiten. Aus diesem Grund ist von der 
UN das Jahr 2014 als Family Farming 
Jahr ausgerufen worden. Der öffentli-
che Blick wird von den Technologien 
und Strukturen vom „Farming“ auf 

das „Family“, die in Erwerbsgemein-
schaft zusammenlebenden Menschen, 
gelenkt. Es führt den Blickwinkel weg 
von der Technologie, hin zum Men-
schen. Wichtig ist, dass die weltwei-
ten Sicherungssysteme für ein Family 
Farming im Klimawandel ausgebaut 
werden. Die Stärkung der bäuerlichen 
Familienbetriebe ist dabei essentiell. 

Viele Partner aus dem Süden fra-
gen sich unterdessen, wie es nach 
diesem UN-Jahr des Family-Farming 
weitergehen soll. Hier kommt die 
Post-2015-Agenda ins Spiel, eine neue 
Entwicklungs- und Nachhaltigkeitsa-
genda ab 2015, in welcher Family Far-
ming ein eigenes Ziel werden könnte.

Warum Family Farming als UN- 
Entwicklungsziel? 
Das Besondere am Family Farming 
ist, dass alle Säulen der Nachhaltig-
keit und damit auch die Umweltziele 
erfüllt werden.

Soziale Säule – Die 40 % Weltbevöl-
kerung, die schon bisher davon leben, 
haben weiterhin ein Einkommen. Wo 
bäuerliche Familienbetriebe Land, 
Wasser und ausreichende rechtliche 
und finanzielle Ressourcen bekom-
men, könnten sie laut Weltagrarbe-
richt deutlich höheren Nährwert pro 
Hektar bei geringerem Input schaf-
fen. Ein entscheidender Faktor in der 
Hungerbekämpfung. Dadurch wird 
die Landflucht gestoppt und die Pro-
bleme der demographischen Entwick-
lung auf dem Land gemildert. Hier-
von profitieren auch die Megastädte. 

Ökonomische Säule – Das Ein-
kommen kann mit steigender Produk-
tion und Wertschöpfung durch Verar-
beitung von Nahrungsmitteln vor Ort 

ebenfalls steigen. Es schafft Nachfrage 
in der Region und regionale Dienst-
leistungsarbeitsplätze in der Folge. 
Eine breite ländliche Entwicklung 
erhöht die Attraktivität des Landes 
auch für die Jugend und die Frauen. 
Hierdurch schafft man stabile länd-
liche Räume, die die politische und 
wirtschaftliche Gesamtentwicklung 
von Entwicklungsländern stützen. 

Ökologische Säule – Die kleinbäu-
erliche Produktion ist diversifizierter, 
kommt mit weniger externem Input 
aus und schont damit die weltweiten 
fossilen Ressourcen. Zusätzlich lässt 
sich durch besondere Formen von 
Bodenbearbeitung, Gründüngung 
und Agroforstsystemen CO2 binden 
und Lachgas vermeiden. Die Agro-
biodiversität wird erhalten durch eine 
Vielzahl von kleineren Betrieben, die 
auch die weniger gängigen Sorten an-
pflanzen. In der Folge wird auch die 
Biodiversität positiv beeinflusst. 

Bessere Aufmerksamkeit schützt die 
Bauernorganisationen
Der Mensch und nicht die Techno-
logie steht im Mittelpunkt der Land-
wirtschaft. Der Mensch in der Er-
werbsgemeinschaft Familie, mit der 
gemeinschaftlichen Produktion und 
der dörflichen Gemeinschaft. Aus 
diesem Grund hat die letzte Weltver-
sammlung aller katholischen Bewe-
gung auf dem Land (FIMARC) ein 
Ziel zur Stärkung des Family Farming 
in der Post-2015-Agenda begrüßt. 

 

 

 

  Nicole Podlinski

Die Autorin ist Bundesvorsitzende 
der katholischen Landvolkbewegung 
(KLB) und Vorstandsmitglied 
im Internationalen Ländlichen 
Entwicklungsdienst (ILD). 

1	 http://www.weltagrarbericht.de/.
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GUTES GEDEIHEN FÜR  
DIE BIODIVERSITÄT
Erwartungen an die COP12 der Biodiversitätskonvention in Südkorea 

Vom 6. bis 17. Oktober wird die 12. Vertragsstaatenkonferenz der UN-
Biodiversitätskonvention (CBD) im südkoreanischen Pyeongchang statt-
finden. Sie ist möglicherweise die wichtigste Konferenz in diesem Jahr-
zehnt, denn aus ihr zieht man Zwischenbilanz für die Erreichung der 
Aichi-Ziele und beschließt Maßnahmen zur Zielerreichung. Sie berät über 
die Eingliederung der Biodiversitätsziele in die globale Entwicklungs- und 
Nachhaltigkeitsagenda (Post-2015-Agenda) und konsolidiert die Finanz-
ziele. Außerdem findet in Südkorea die erste Vertragsstaatenkonferenz 
des Nagoya-Protokolls statt, in dem das dritte Ziel der Biodiversitätskon-
vention präzisiert wurde: Der Zugang zu genetischen Ressourcen und 
der gerechte Ausgleich der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile.

U nter dem Schwerpunkt „Stand 
der Umsetzung des Strategi-
schen Plans 2011-2020“ wird die 

COP12 eine Halbzeitbilanz ziehen. 
Die Regierungsvertreter wollen darü-
ber beraten, welche weiteren Instru-
mente und Indikatoren zur Zielerrei-
chung benötigt werden, wie weit die 
Aktualisierung der nationalen Biodi-
versitätsstrategien (National Biodi-
versity Strategies and Action Plans, 
NBSAPs) bislang vorangeschritten 
ist und wie die Umsetzung des 2010 
beschlossenen Strategischen Planes, 
welcher anhand von zwanzig Aichi-
Zielen den Rahmen für den globalen 
Biodiversitätsschutz bis 2020 vorgibt, 
weiter verbessert sowie beschleunigt 
werden kann. Die Ergebnisse sollen 
in einer Pyeongchang-Roadmap fest-
gehalten werden. 

Ziele des Strategischen Plans 
gefährdet
Verschiedene Untersuchungen1 sowie 
die Schlussfolgerungen des 4. Glo-
bal Biodiversity Outlook (GBO4), 

welcher auf der COP12 offiziell vor-
gestellt werden wird, zeigen jedoch, 
dass wir die Ziele des Strategischen 
Planes nicht erreichen werden, wenn 
nicht viel mehr dafür getan wird. Bis 
auf ein Ziel – dem Inkrafttreten des 
Nagoya-Protokolls bis 2015 – deuten 
bis jetzt alle Indikatoren darauf hin, 
dass die Ziele des Strategischen Planes 
verfehlt werden.

Der Erfolg der COP12 hängt 
davon ab, ob es gelingt, geeignete 
Maßnahmen zu verabschieden, die 
die Umsetzung des Strategischen 
Planes deutlich beschleunigen und 
die Zielerreichung bis 2020 sicher-
stellen. Die Pyeongchang-Roadmap 
muss also möglichst konkret sein 
und bestehende Lücken bei der Um-
setzung identifizieren sowie Werk-
zeuge und Mechanismen enthalten, 
die die Staaten bei der Umsetzung 
unterstützen. Auf der anderen Seite 
darf die Pyoengchang-Roadmap nicht 
dazu führen, dass die Aichi-Ziele in 
den Hintergrund treten oder gar ab-
gelöst werden. Die Roadmap sollte 

nicht mehr als eine Motivation und 
eine Umsetzungshilfe werden, die den 
Vertragsstaaten aufzeigt, wie sie ihre 
Umsetzung verbessern können.

Biodiversität in der Post-2015-Agenda
Den zweiten Schwerpunkt der COP12 
wird die Rolle der biologischen Viel-
falt in der Post-2015-Agenda spie-
len. Hintergrund ist, dass 2015 die 
UN-Millenniumsentwicklungsziele 
(MDG) auslaufen und durch eine 
neue Entwicklungs- und Nachhaltig-
keitsagenda ersetzt werden sollen. Auf 
der COP12 wird es darum gehen, wie 
der Schutz der biologischen Vielfalt in 
der Post-2015-Agenda verankert wer-
den kann. Dies soll im Rahmen des 
Ministersegments in der Gangwon-
Declaration2 verabschiedet werden, 
die auch die Pyeongchang-Roadmap 
gutheißt. Der letzte Stand zur Post-
2015-Agenda vom 19. Juli 2014 bein-
haltet zwar zwei biodiversitätsrelevan-
te Oberziele, hebt aber einseitig einige 
Aichi-Ziele hervor und nennt andere 
wichtige (wie beispielsweise die Ab-
schaffung biodiversitätsschädlicher 
Subventionen) nicht. Das Dokument 
enthält auch keinen ausdrücklichen 
Verweis auf die Aichi-Ziele. Dies soll-
te von der COP und den Ministern 
eingefordert werden.

Finanzierung von Biodiversitätsschutz
Während der vorhergehenden COP, 
der COP11 in Hyderabad im Oktober 
2012, sind eine Reihe von Beschlüs-
sen zur Ressourcenmobilisierung (das 
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heißt zur Finanzierung des globalen 
Biodiversitätsschutzes), verabschie-
det worden. Diese beinhalteten unter 
anderem das Ziel, bis 2015 die inter-
nationalen Mittel für den Biodiver-
sitätsschutz zu verdoppeln und bis 
2020 mindestens auf diesem Niveau 
zu belassen. Als Kompromiss gegen-
über den Entwicklungsländern ver-
einbarte man, dass dieses Ziel jedoch 
nur vorläufiger Natur sei und erst auf 
der COP12 seine endgültige Fassung 
erhalten solle.

Ziel der Industrieländer für die 
COP12 ist es nun, dieses vorläufige 
Ziel in ein finales umzuwandeln. Die 
Entwicklungsländer wiederum wollen 
in Pyeongchang für ein ambitionierte-
res Ziel kämpfen. 

Fakt ist, dass trotz aller Anstren-
gungen zur Steigerung der Mittel für 
den Biodiversitätsschutz diese immer 
noch nicht für die Erreichung der Ai-
chi-Ziele ausreichen. Eine Studie von 
BirdLife International3 hat gezeigt, 
dass eine jährliche Investition von 4 
Milliarden USD genügen würde, um 
den Status aller bedrohten Arten zu 
verbessern und faktisch den anthropo-
genen Biodiversitätsverlust aufzuhal-
ten. Würde man 76 Milliarden USD 
pro Jahr für die biologische Vielfalt 
in die Hand nehmen, so könnten da-
mit alle für Biodiversität bedeutenden 
Gebiete geschützt werden. Diese 80 
Milliarden USD wirken auf den ers-
ten Blick zwar gewaltig, im Vergleich 
relativiert sich diese Summe jedoch: 
So werden beispielsweise jedes Jahr 
1.753 Milliarden USD für Rüstung 
und 1.900 Milliarden USD für die 
Subvention von fossilen Brennstoffen 
ausgegeben. Der Wert intakter Öko-
systemdienstleistungen wird hingegen 
auf 48.000 Milliarden USD geschätzt. 

Nagoya-Protokoll tritt in Kraft
Nachdem am 14. Juli das notwendige 
Quorum von 50 Ratifizierungen er-
reicht worden ist, kann das Nagoya-
Protokoll nach vier Jahren nun end-
lich am 12. Oktober in Kraft treten. 
Somit wird vom 13. bis 17. Oktober 
die erste Sitzung der Vertragsparteien 
(MOP1) der Mitgliedsstaaten des Na-
goya-Protokolls stattfinden. Anders als 
andere europäische Nationen, wie bei-
spielsweise die Schweiz, hat Deutsch-
land das Nagoya-Protokoll bislang 
noch nicht ratifiziert. Zwar ist das In-
krafttreten des Nagoya-Protokolls als 
Erfolg zu werten, jedoch müssen die 
Länder es nun auch konsequent um-
setzen. Der Praxis-Test für das Nagoya-
Protokoll steht also noch aus. 

Auch der Schutz der Meeres- und 
Küstenbiodiversität steht prominent 
auf der Agenda der COP12, ebenso 
wie der Klimawandel, der Umgang 
mit synthetischer Biologie, Biodiver-
sität und Tourismus sowie invasive Ar-
ten. Zur Verbesserung der Umsetzung 
der CBD hat Exekutivsekretär Braulio 
Dias vorgeschlagen, auf der COP12 
darüber zu beraten, wie der Verhand-
lungsprozess in der CBD effizienter, 
zielorientierter und auch interaktiver 
gestaltet werden kann. Konkret geht 
es beispielsweise um die Frage, wie 
Ergebnisse des Rahmenprogramms 
besser in den Verhandlungsprozess 
eingebunden, wie die Rolle der Zivil-
gesellschaft gestärkt und die Prozesse 
der COP so umgestaltet werden kön-
nen, dass statt der Verabschiedung 
immer neuer Entscheidungen die 
Umsetzung bestehender Beschlüsse 
im Vordergrund steht.

Politische Bedeutung der COP12 für 
Südkorea
Die südkoreanische Regierung er-
wartet, dass mehr als 10.000 Teil-
nehmer nach Pyeongchang, dem 
Austragungsort der Olympischen 
Winterspiele in 2018, reisen werden. 
Südkorea wird während der COP12 
und in den folgenden zwei Jahren bis 
2016 die COP-Präsidentschaft über-
nehmen, die seit Oktober 2012 Indien 
innehatte. Die COP-Präsidentschaft 
hat eine besondere Bedeutung für den 
Verhandlungsprozess. Das Gastland 
hat einen erheblichen Einfluss auf die 
Ergebnisse der Verhandlungen und ist 
in den folgenden zwei Jahren nach der 
COP für die Koordinierung des Pro-
zesses mitverantwortlich. 

Die Ausrichtung von möglichst 
vielen internationalen Umweltkon-
ferenzen passt zur Strategie der ko-
reanischen Regierung. Denn große 
UN-Konferenzen sind auch immer 
eine Frage des nationalen Prestiges. 
So lieferte sich Südkorea schon 2011 
einen heftigen Bieterstreit mit Katar 
um die Ausrichtung des UN-Klima-
gipfels 2012. Der Zuschlag ging je-
doch an Katar. Dagegen konnte 2011 
die COP10 der Wüstenkonvention 
(UNCCD) in Changwon und im Sep-
tember 2012 der IUCN World Con-
servation Congress auf der Ferieninsel 
Jeju stattfinden. Außerdem bemüht 
sich Südkorea eine möglichst große 
Zahl an UN-Organisationen ins Land 
zu holen. 2012 engagierte sich die 
koreanische Regierung beispielswei-
se um den Sitz des Sekretariates des 
neugegründeten Weltbiodiversitätsra-

tes (IPBES), unterlag aber am Ende 
Bonn. Ende 2012 wurde allerdings das 
Sekretariat des Green Climate Fund in 
Incheon etabliert. 

Aus der Zivilgesellschaft gibt es 
jedoch auch kritische Stimmen zum 
Umgang der koreanischen Regierung 
mit NGOs: So sitzt der Gründer von 
Friends of the Earth Korea (FoE) 
seit 2013 im Gefängnis. Er hatte eine 
FoE-Kampagne gegen ein riesiges 
Staudammprojekt koordiniert. Bei 
anderen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen und Bündnissen, wie dem 
Korean Civil Network for COP12, 
dem Global Youth Biodiversity Net-
work und dem Korean Council for 
Biological Diversity wurden Anträge 
zur Teilnahme an der COP12 abge-
lehnt.

Südkorea hat sich für die COP12 
viel vorgenommen und möchte sich 
der Welt als mustergültiger Gast-
geber präsentieren. Unter anderem 
möchte man sich mit einer Pyeong-
chang-Roadmap verewigen und so die 
Umsetzung des Strategischen Planes 
voranbringen. Pyeongchang heißt 
übrigens Frieden und Gedeihen auf 
Deutsch. Hoffen wir, dass dies auch 
auf die COP12 zutreffen möge. 

 

 

 

  Christian Schwarzer und  
Friedrich Wulf

Christian Schwarzer ist 
Jugendbotschafter für die UN-Dekade 
zur biologischen Vielfalt. 
Friedrich Wulf arbeitet beim Schweizer 
Naturschutzbund Pro Natura als 
Projektleiter Politik und Internationales.

1	 Friends of the Earth Europe/ CEEweb 
2013: Biodiversity: underfunded and 
under threat. Assessment of progress 
towards international Aichi targets to  
halt biodiversity loss by 2020;  
http://www.foeeurope.org/sites/default/
files/news/biodiversity_underfunded_
oct13.pdf.

2	 Ein Entwurf der Gangwon Declaration 
ist bereits verfügbar: http://www.cbd.
int/doc/notifications/2014/ntf-2014-103-
cop12-hls-en.pdf.

3	 NGO Statement zu Resource Mobilization 
at WGRI-5: http://www.minambiente.
it/sites/default/files/archivio/allegati/
biodiversita/brm_experts_workshop_
roma07072014_NGO.pdf.
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EINE KURZE GESCHICHTE  
DES SCHEITERNS 
Wie Konzerninteressen die Ratifizierung der 
UN-Biodiversitätskonvention (CBD) in den USA verhindern

1994 wurde die Ratifizierung der CBD im US-Senat von der Tagesordnung 
genommen und kam seither nie wieder auf. Damit sind die USA ledig-
lich Beobachter der Verhandlungsrunden, sind nicht an ihre Beschlüsse 
gebunden und können keinen formellen Einfluss auf die Verhandlungen 
ausüben. Und dass, obwohl ein Großteil der Konvention auf US-ameri-
kanischer Gesetzlage beruht. 

A uf dem Klimagipfel 1992 in 
Rio de Janeiro, verweigerte 
US-Präsident George Bush 

der CBD seine Unterschrift, obwohl 
Teile des Konventionstextes nach dem 
Vorbild amerikanischer Naturschutz-
gesetze entstanden sind. Offiziell 
wurde dieser plötzliche Rückzieher 
mit der Befürchtung begründet, dass 
die CBD die USA und andere Indus-
trienationen verpflichte, dauerhaft 
Transferleistungen für Naturschutz-
maßnahmen in Länder des globalen 
Südens zu leisten. In Wirklichkeit 
erlag Bush dem Druck von konser-
vativen Republikanern und der US-
Pharma- und Saatgutindustrie. Sie 
befürchteten Gewinneinbußen und 
Einschränkungen des Patentrechts 
durch Regelungen über den gerech-
ten Vorteilsausgleich bei der Nutzung 
genetischer Ressourcen. Kurz nach 
seinem Amtsantritt unterzeichnete 
Bill Clinton im Juni 1993 die CBD. 
Doch obwohl sich die Anforderung 
der CBD mit US-amerikanischen 
Bundes- und Landesrecht deckt, 
bleibt die obligatorische Bestätigung 
des US-Senats seit 1994 aus.

Spurensuche für den 
Stimmungsumschwung im US-Senat
Zurückgeführt werden kann die Ver-
weigerung der Ratifizierung auf eine 
bestens koordinierte Lobbykampag-
ne verschiedener Interessenvertreter, 
die befürchteten, die CBD könnte die 
USA dazu verpflichten, einen Groß-
teil ihrer landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen in Schutzgebiete umzu-
wandeln. So ließ eine Koalition aus 
Landbesitzern, Pharmaunternehmen, 
Agar-Lobbyisten und Viehzüchterver-
bänden 1994 nichts unversucht, die 
Mitglieder des US-Senates von der 
Ratifizierung der CBD abzuhalten. 
Drahtzieher dieser Anti-CBD-Kam-

pagne waren vor allem einflussreiche 
Industrielle. Weiterhin bildete sich zu 
jener Zeit innerhalb der politischen 
Rechten, der klassischen Wähler-
schicht der Republikaner, eine Be-
wegung gegen die Agenda 21, dem 
Leitpapier für nachhaltige Entwick-
lung. Sie befürchtete größere staatli-
che Kontrolle und die Verletzung des 
Rechtes auf die persönliche Freiheit 
des Einzelnen. Konservative Grup-
pen innerhalb der Republikaner und 
Evangelikale bezeichneten die Agen-
da 21 als „einen bedeutenden Schritt 
zur Öko-Diktatur“ und haben damit 
einen erheblichen Einfluss auf die um-
weltpolitische Ausrichtung der Partei 
nach Rio 1992.

Wo bleibt Obamas Neustart? 
Bis heute hat sich keine US-Regie-
rung getraut, die Ratifizierung wieder 
auf die Tagesordnung des US-Senates 
zu setzen. Ein Vertreter des US Sta-
te Departments, welches die USA in 
internationalen Verhandlungsprozes-
sen vertritt, sagte dem Autor dieses 
Artikels 2012, man fürchte mit einer 
solchen Initiative „die Büchse der 
Pandora zu öffnen“ und damit „mehr 
zu verlieren als zu gewinnen“. Bei der 
momentanen politischen Gesamtsitu-
ation sei davon auszugehen, dass kon-
servative Kräfte im Kongress, wie die 
Tea-Party-Bewegung, einen solchen 
Vorstoß nutzen würden um nicht nur 
die Ratifizierung der CBD zu verhin-
dern, sondern auch die Umsetzung 
anderer UN-Umweltabkommen noch 
stärker zu torpedieren. 

Anders gesagt: Naturschutz ge-
winnt in den USA – wie auch in 
Deutschland – keine Wählerstimmen. 
Es sind Themen wie die Gesund-
heitsreform, Spritpreise, das Recht 
auf Waffenbesitz, Abtreibung oder 
die Einwanderungsreform, die in der 

US-amerikanischen Bevölkerung für 
Debatten sorgen und aufmerksam ver-
folgt werden. Daher ist die Attraktivi-
tät, sich für ein derartiges Nischenthe-
ma einzusetzen, für die US-Regierung 
denkbar gering. 

Bis heute übt die „Anti-Agenda 21 
Bewegung“ Einfluss auf die US-ameri-
kanische Politik aus. Die republikani-
sche Partei verabschiedete 2012 sogar 
eine Erklärung, in der die Agenda 21 
und die UN als Teil einer großangeleg-
ten Weltverschwörung gegen die USA 
bezeichnet werden. Es wird behaup-
tet, dass die UN durch multilaterale 
Zusammenarbeit und internationale 
Abkommen die Souveränität der Ver-
einigten Staaten akut bedrohen. 

Jedoch haben die USA trotz ihres 
Beobachterstatus in der CBD immer 
noch genug Möglichkeiten Einfluss 
auf den Verhandlungsverlauf zu neh-
men. In der Vergangenheit arbeiteten 
die Vereinigten Staaten beispielswei-
se sehr eng mit Staaten wie Kanada 
oder Australien zusammen, die quasi 
als Sprachroh US-amerikanischer In-
teressen fungierten. 

Einfluss der Wirtschaft
Der Fall der Nicht-Ratifizierung der 
CBD ist ein weiteres Beispiel, welch 
gewaltigen Einfluss einzelne Wirt-
schaftszweige oder Unternehmen 
durch gut finanzierte Lobbykampa-
gnen auf die US-Politik ausüben. 
Ebenfalls wird deutlich, wie weit die 
ablehnende Haltung gegenüber glo-
bal verbindlichen Umweltschutzab-
kommen in der US-amerikanischen 
Gesellschaft verbreitet ist und wie eng 
mit kulturellen Aspekten verknüpft. 
Maßnahmen, die auch nur im entfern-
ten Sinne zu einer Einschränkung des 
Rechts auf persönliche Freiheit führen 
könnten, werden von konservativen 
Gruppen vehement abgelehnt und als 
eine Bedrohung des „American Way 
of Life“ gebrandmarkt. 

 

 

 

  Christian Schwarzer

Der Autor ist Jugendbotschafter für die 
UN-Dekade zur biologischen Vielfalt.
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„EUROPÄISCHES RECHT 
BEDROHT DIE BIODIVERSITÄT“
Wie der Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter gegen 
verpflichtende Herkunftsangaben kämpft

Mit dem Vorwurf, dass Europäisches Recht die Biodiversität bedrohe, ist 
nicht etwa das heftig kritisierte EU-Saatgutrecht, sondern das Nagoya-
Protokoll zum Gerechten Vorteilsausgleich gemeint. Es geht um die Umge-
hung der verpflichtenden Herkunftsangabe. Der Bundesverband Deutscher 
Pflanzenzüchter (BdP) will bewusst Verwirrung stiften und versucht die 
Öffentlichkeit für sich einzunehmen. Das Nagoya-Protokoll ist Bestandteil 
der Konvention über Biologische Vielfalt der Vereinten Nationen (CBD) und 
soll unter anderem Biopiraterie eindämmen. Es sieht erstmalig verpflich-
tend eine Angabe der Herkunft genetischen Materials vor.

I nsbesondere kritisiert der BdP, 
dass der Sortenschutz, das Geisti-
ge Eigentum auf Pflanzensorten, 

aufgrund der Nachweispflichten aus-
gehöhlt würde. Laut dem Nagoya-
Protokoll muss nachgewiesen werden 
woher genetische Ressourcen stam-
men, die vermarktet werden sollen. 
Damit können biodiversitätsreiche 
Entwicklungsländer einen Vorteils-
ausgleich erzielen. Das Protokoll wur-
de nun in EU-Recht umgesetzt. Weil 
laut BdP die Umsetzungsverordnung 
der EU zu aufwendig sei, reichten 17 
Mitgliedsunternehmen des BdP Ende 
Juli 2014 vor dem Europäischen Ge-
richt (EUG), einer Vorinstanz des Eu-
ropäischen Gerichtshofes (EUGH), 
Klage ein. Ziel des BdP sind Sonder-
regelungen für die Landwirtschaft.

Ein Weg dazu sei die Erweiterung 
des FAO-Saatgutvertrags auf mehr als 
die bisherigen 36 Kulturarten.

 Jedoch erwähnt der BdP nicht, dass 
der FAO-Saatgutvertrag in den ersten 
10 Jahren seines Bestehens keinerlei 
Pflichtzahlungen im Rahmen des Vor-
teilsausgleichs generieren konnte. Mit 
einem Wechsel zum FAO-Saatgutver-
trag möchten sich der Verband ledig-
lich dem Vorteilsausgleich der CBD 
entziehen. Es geht dem BdP darum, 
Ausnahmen für die Landwirtschaft 
bei der Biopiraterieverhinderung zu 
erwirken, angeblich um Nahrungs-
mittel nicht zu verteuern.

Der BdP argumentiert1, dass die 
Verordnung nicht praktikabel sei, weil 
der Nachweis über die Herkunft zahl-
reicher Elternsorten zu aufwendig sei. 
Die Züchtung würde dadurch sogar 
blockiert. Der Verband stellt hier das 
EU-Recht strenger dar, als es wirk-
lich ist: Es steht nirgends geschrie-

ben, dass im Nachhinein der gesamte 
Stammbaum über mehrere Generatio-
nen dokumentiert werden muss. 

Widerspruch zwischen Züchtung und 
Biodiversität
Dass der BdP dabei Biodiversität 
als sein Ziel und Open Source als 
sein Mittel reklamiert, ist eine wenig 
überraschende Entwicklung am Ran-
de. Weltweit zählt der Internationale 
Sortenschutzverband (UPOV) derzeit 
Eigentumsrechte an ca. 30.000 Sorten. 
Allein in der deutschen Genbank 
Gatersleben liegen über 100.000 Sor-
ten. Auf dem globalen Saatgutmarkt 
dürften vor allem in Entwicklungslän-
dern derzeit noch erheblich mehr Sor-
ten zu finden sein. Allerdings wird in 
vielen Ländern versucht, die bäuerli-
chen Sorten mithilfe von Markt-Zulas-
sungsbeschränkungen auszubooten. 
„Harmonisierung“ und „Qualität“ 
sind dabei die beschönigenden Stich-
worte.

Auch bei den wichtigsten Kulturar-
ten werden die Unterschiede bei den 
eigentumsrechtlich geschützten Sor-
ten immer geringer. So gelten auch 
die Winkel der Behaarung am Halm 
von Maispflanzen für Geistige Eigen-
tumsrechte als Sortenunterscheidung, 
weil sonst kein Unterschied zu finden 
ist. Der oft gepriesene Züchtungsfort-
schritt beruht nun einmal darauf, dass 
bereits Erreichtes weiter bearbeitet 
wird. Durch die Zuchtauswahl wird 
hingegen viel Variation ausgemustert, 
so dass in Wirklichkeit die Biodiversi-
tät durch die Züchtung massiv verrin-
gert wird. Genau so erklärten im Üb-
rigen die Vereinten Nationen bereits 
in den 1980er Jahren den Verlust von 
drei Vierteln der landwirtschaftlichen 

Nutzpflanzensorten. Die Ausweitung 
der Hybrid-Technologie auf viele Kul-
turarten und die Verringerung der An-
bieter durch Firmenkonzentration hat 
seitdem zur Abnahme der Biodiversi-
tät stark beigetragen. 

Sortenschutz als Open Source?
Auch an der Behauptung Sorten-
schutz sei Open Source, also ver-
gleichbar mit frei zugänglicher 
Software, ist wenig dran. Zwar darf 
geschütztes Material zum Zweck der 
Forschung genutzt werden, aber die 
freie Verwendung durch Bauern ist 
stark eingeschränkt. So dürfen diese 
geschütztes Pflanzmaterial und Saat-
gut nicht tauschen und teilweise auch 
nicht nachbauen. Dies als Open-Sour-
ce zu bezeichnen ist ein Hohn. Der 
BdP hat die vor kurzem bei Saatgut 
entfachte, aber mangels Sinn inzwi-
schen eingestellte Open-Source Dis-
kussion geschickt genutzt.

Zwischen Züchtung und Biodiver-
sitätserhaltung einen Interessensaus-
gleich zu schaffen, ist vor allem eine 
Frage der Marktzulassung. Eben je-
nes vielkritisierten EU-Saatgutrecht, 
das der europäische Saatgutverband 
jedoch im Wesentlichen richtig findet. 
Auch hier ist keine Herkunftsangabe 
vorgesehen und bäuerliche Sorten 
werden durch zu hohe Anforderungen 
an Homogenität und Stabilität vom 
Markt fern gehalten.

 

 

 

  Susanne Gura

Die Autorin ist Koordinatorin des 
internationalen Netzwerkes APBREBES 
(www.apbrebes.org) und Erste 
Vorsitzende des Vereins zur Erhaltung 
der Nutzpflanzenvielfalt (VEN).

1	 Pressemitteilung der BdP  
(http://www.bdp-online.de/de/
Presse/Aktuelle_Mitteilungen/
Europaeisches_Recht_bedroht_
Biodiversitaet/2014_07_30_PI_
Europaeisches_Recht_bedroht_
Biodiversitaet.pdf).
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HOLZ IN HÜLLE UND FÜLLE?
Studie empfiehlt sorgfältigere Verbrauchsplanung

Wie viel Holz können unsere Wälder liefern? Hinweise gibt die dritte 
Bundeswaldinventur, deren Ergebnisse inzwischen vorliegen. Die Daten 
wurden 2012 im gesamten Bundesgebiet erhoben und geben Auskunft 
darüber, wie viel Holz in der Wäldern wächst, steht und geerntet werden 
kann. Welche Schlüsse die unterschiedlichen Interessengruppen auch im-
mer daraus ziehen werden: Die jährlich verfügbare Menge des nachwach-
senden Rohstoffes ist begrenzt. Vermutlich werden sich weder die Politik, 
noch die verschiedenen Akteure darum scheren. Denn auch bisher wird 
in Wald- und Rohstoffstrategien viel mehr Holz verplant, als vorhanden 
ist. Jeder will ein großes Stück vom Kuchen und auch die Politik serviert 
lieber große Stücke, anstatt Sparappelle zu verkünden. 

D ie Kurzstudie „Der Wald im 
Widerstreit von Nutzungsin-
teressen“ gibt einen Überblick 

über bestehende politische Strategi-
en und Ansätze und zeigt Konflikte 
zwischen energie-und klimapoliti-
schen, wirtschaftlichen, und natur-
schutzfachlichen Zielen auf, die sich 
bei der Holznutzung ergeben. In der 
Studie, die im Rahmen des Verbän-
deprojektes „Dialogplattform Wald“ 
erarbeitet wurde, kommt die Autorin 
Franziska Tucci zum Schluss, dass es 
zu viele unterschiedliche Strategien 
und Maßnahmenpakete gibt, die 
teilweise stark konkurrierende Ziele 
verfolgen. 

Holz mehrfach verplant?
Um den vielseitigen Anforderungen 
an den Wald und der nachwachsen-
den Ressource Holz gerecht zu wer-
den, hat die Bundesregierung in den 
letzten Jahren verschiedene sektoral-
politische Strategien und Aktionsplä-
ne vorgelegt. Diese verfolgen, jeweils 
abhängig vom Zweck der Strategie, 
unterschiedliche Zielsetzungen. So 
strebt beispielweise die im Jahr 2004 
veröffentlichte „Charta für Holz“ des 
Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV) eine Intensivierung 
der Holznutzung im deutschen Wald 
an. Auch der „Nationale Biomasseak-
tionsplan“ (BMELV & BMU, 2010) 
und der „Aktionsplan der Bundes-
regierung zur stofflichen Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe“ (BMELV, 
2009) fordern eine Mobilisierung von 
weiteren, bisher ungenutzten (Ener-
gie-) Holzpotentialen. Und die „Na-
tionale Strategie zur biologischen 
Vielfalt” (NBS) will 5 % der gesamten 
Waldfläche in Deutschland komplett 
aus der Holznutzung nehmen, um auf 

diesen Flächen eine natürliche Wald-
entwicklung zu ermöglichen (BMU, 
2007).

Aber: Zur Erreichung der Ziele 
der „Charta für Holz“ werden große 
Holzmengen benötigt. Im Gegensatz 
dazu dürfte sich die Umsetzung der 
Nationalen Strategie zur biologischen 
Vielfalt negativ auf die Verfügbarkeit 
von Holz auswirken. Alleine für die 
Schaffung weiterer Schutzgebiete im 
Wald müsste auf gut 300.000 Hektar 
Waldfläche die Holzernte eingestellt 
werden. Doch immer noch nimmt der 
Bedarf an Holz zu und der Druck auf 
die Wälder steigt. Gleichzeitig erhe-
ben weite Teile der Gesellschaft den 
Anspruch, dass Wald saubere Luft, 
Trinkwasser und anderer Ökosystem-
leistungen bereitstellen soll. 

Offen bleibt die Frage, wie die mit-
einander konkurrierenden Strategien 
und Pläne so umgesetzt werden kön-
nen, dass eine nachhaltige Bereitstel-
lung von Holz nicht die biologische 
Vielfalt und den Klimaschutz gefähr-
det und gleichzeitig die Versorgung 
der holzverarbeitenden Industrie si-
cherstellt.

Strategien und Aktionspläne 
abgleichen
Angesichts der Begrenztheit der Res-
source Holz und der Konkurrenz unter 
den Holzverwertern ist ein strategisch 
kluges Vorgehen erforderlich. Darum 
sollten die zuständigen Ressorts ge-
meinsam mit allen anderen relevan-
ten Akteuren einen Abwägungs- und 
Aushandlungsprozess einleiten, der 
die verschiedenen Strategien mitein-
ander in Einklang bringt. Notwendig 
ist also eine kohärente Gesamtpolitik, 
die vor allem in einem inhaltlichen 
Abgleich zwischen Waldstrategie und 
NBS münden sollte. 

Da der Abgleich zwischen den 
Strategien alleine nicht ausreichen 
dürfte, um sowohl den geplanten 
Rohstoffbedarf zu decken, als auch 
die grundlegenden Aspekte der Nach-
haltigkeit und des Schutzes der Biolo-
gischen Vielfalt zu gewährleisten, soll-
ten flankierend zu diesen Strategien 
weitere Maßnahmen entwickelt und 
umgesetzt werden, die insbesondere 
die Gefahr der Überforderung und 
Übernutzung von Waldökosystemen 
verringern.

Sparmaßnahmen fördern
Eine Verringerung der Nachfrage nach 
Rohholz würde den Spielraum für die 
Sicherung anderer Waldfunktionen 
vergrößern. So könnten Maßnahmen 
zur Förderung der Kaskadennutzung 
den Holzbedarf senken. Auch eine 
Verbesserung der Effizienz von Öfen 
und Dämmung von Gebäuden wür-
de zur Einsparung von Energieholz 
führen. Durch die Verringerung des 
Pro-Kopf-Verbrauchs an Papier wä-
ren weitere Einsparungen möglich, 
wobei hier auch die Verbraucher ge-
fragt sind.

Ein hochentwickeltes Industrie-
land wie Deutschland sollte in der 
Lage sein, sich mit den zuständigen 
Fachressorts und wichtigsten Ak-
teuren über den Gesamtumfang der 
mittelfristig nachhaltig erzeugbaren 
Holzmengen zu verständigen. Dann 
könnte der Streit ums Holz weitge-
hend beigelegt werden. 

 

 

 

  László Maráz

Der Autor ist Koordinator der 
Dialogplattform Wald beim Forum 
Umwelt und Entwicklung.

Die Studie kann auf der Webseite des 
Forums abgerufen werden unter:  
www.forumue.de/publikationen/
publikationen2/
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WALDGESETZGEBUNG IN 
BRASILIEN 
Nur auf dem Papier gut?

Was hat man in den vergangenen Jahren nicht alles vom brasilianischen 
Waldgesetz gehört? Alle paar Monate schwirrte eine Eilaktion durchs 
Netz, in der von einer drohenden Verschlechterung gewarnt wurde. Der 
80 %ige Waldanteil, der für Grundbesitz in Amazonien als vorgeschrie-
ben galt, sollte demnach immer wieder auf 50% schrumpfen. Geldgierige 
Großgrundbesitzer, Sojafarmer und Viehzüchter hatten längst mehr Wald 
gerodet als erlaubt und ihre Lobby tut bis heute alles dafür, um die hin-
derliche Vegetation loszuwerden.

D as brasilianische Waldgesetz 
wurde 2012 verabschiedet. Ob 
es geholfen hat? Schwer zu 

sagen. Zu viele Faktoren beeinflus-
sen die Abholzungsrate, über deren 
Höhe widersprüchliche Angaben 
kursieren. Sind es Wirtschaftskrisen 
oder Schutzmaßnahmen, die für we-
niger Waldverluste sorgen? Sind es 
der Sojaboom, die Holzfällerei oder 
das trockene Klima, die an steigenden 
Abholzungsraten schuld sind?

Gut also, dass im September gleich 
zwei Senatoren Brasiliens in Berlin 
über die „neue Waldpolitik“ infor-
mierten. Luiz Henrique (PMDB/SC) 
und Jorge Viana (PT/AC) stellten die 
Funktionsweise und Bedeutung der 
aktuellen Waldgesetzgebung vor. Sie 
lobten das Werk in höchsten Tönen. 
Demnach ist im neuen Waldgesetz da-
für gesorgt, dass die Vorschrift, nach 
welcher sämtliche Land-Grundstücke 
mindestens zu 80 % bewaldet sein 
müssen, wieder eingehalten werden 
muss. Dazu müssen alle Landeigen-
tümer ihre Grundstücke im Land-
Umwelt-Kataster registrieren lassen. 
Wer in vergangenen Jahren zu viel 
abgeholzt hat, den erwartet eine Stra-
fe. Deren Vollzug wird für 20 Jahre 
ausgesetzt – so lange hat man Zeit, 
die Flächen wieder aufzuforsten. 
Schafft man es, entfällt die Bestra-
fung. Für die kleinen und mittleren 
Landeigner sei das System „flexibel“. 
90  % der Landeigner besitzen 24  % der 
Flächen und können sich, sofern sie 
diese sinnvoll bewirtschaften, um ei-
nen Teil der Verpflichtung drücken. 
Die Großgrundbesitzer (10 %), die 
über 90  % der Flächen verfügen, wür-
den dagegen sehr streng behandelt 
und müssen auf jeden Fall aufforsten. 
Insgesamt gehe es um fast fünfeinhalb 
Millionen Grundbesitze, die schon 

bald registriert würden. 2015 solle al-
les fertig sein.

Wunschdenken
In der Realität hört sich die Geschich-
te allerdings völlig anders an. Zwar ist 
die Entwaldungsrate in den vergange-
nen Jahren deutlich gesunken. 1995 
wurden in Amazonien noch 2,7 Milli-
onen Hektar gerodet. Die Abholzung 
nahm aber zwischen 2005 und 2012 
auf 450.000 Hektar ab. Dass 2013, im 
Jahr nach der Verabschiedung des 
neuen Waldgesetzes, die Waldverluste 
wieder auf 580.000 angestiegen sind, 
deutet jedoch nicht auf eine Erfolgs-
geschichte hin.

So berichtet das „Observatório do 
Código Floresta“, ein Zusammen-
schluss von 13 Nichtregierungsorga-
nisationen1 davon, dass die Maßnah-
men im Land erst gar nicht umgesetzt 
worden seien. Die für die Registrie-
rung der 5,4 Millionen Grundstücke 
erforderlichen Verordnungen seien 
erst im Mai 2014 veröffentlicht wor-
den. Einer Analyse der Vermont Law 
School2 zufolge habe das Waldgesetz 
eine Amnestie für Illegale Waldro-
dungen ermöglicht, die den Wald 
inzwischen nur noch auf 50 % ihrer 
Ländereien erhalten brauchen. Man-
che kleinen Grundbesitzer brauchten 
überhaupt nicht aufzuforsten und zu 
vielen Gesetzesbrechern würden die 
Strafen komplett erlassen. Dies dürfte 
viele zu weiteren Rodungen ermuti-
gen.

Das Waldgesetz birgt weitere Risiken
Uferstreifen und Mangrovenwälder 
würden weniger gut geschützt eben-
so wie Wälder auf Erhebungen unter 
100 Meter und die nicht permanenten 
Wasserläufe. Letzteres ist besonders 
im trockenen Nordosten, der Region 

der Campos Cerrados, problematisch, 
hier ist die Bevölkerung mehr als an-
dernorts auf die sichere Wasserversor-
gung angewiesen. Wenn Einzugsge-
biete von Bächen abgeholzt werden, 
die im Sommer trockenfallen, wird 
auch die Speicherung von Grundwas-
ser abnehmen. 

Im Gegensatz zum weltweiten 
Interesse am Schutz der tropischen 
Regenwälder in Amazonien wird den 
Abholzungen in den Baumsavannen 
der Campos Cerrados meist sehr we-
nig Beachtung geschenkt. Dabei ist 
inzwischen etwa die Hälfte dieser 
Ökosysteme zerstört worden, die neue 
Waldgesetzgebung könnte die legale 
Rodung von bis zu 40 Millionen Hek-
tar Cerrado-Vegetation ermöglichen, 
einer Fläche größer als Deutschland.3

Das Beispiel Brasiliens belegt ein-
drucksvoll, dass es selten die Armut 
ist, die für die Waldverluste verant-
wortlich zu machen ist. Großgrundbe-
sitzer, die Agrarindustrie, Viehzüchter 
und Holzhändler sind die treibenden 
Kräfte und Profiteure der Waldro-
dungen. Brasilien als wohlhabendes 
Schwellenland baut weiter zu stark 
auf die Plünderung der Naturressour-
cen, ohne dabei die Interessen großer 
Teile der Landbevölkerung zu berück-
sichtigen. Indigene Völker, Landlose 
und Kleinbauern werden mit den 
Folgen der Naturzerstörung konfron-
tiert, während sich andere Akteure am 
Reichtum erfreuen.

 

 

 

  László Maráz

Der Autor ist Koordinator der 
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1	 http://www.socioambiental.org/pt-br/
noticias-socioambientais/audiencia-
publica-seminario-e-debate-marcam-
segundo-aniversario-do-novo-codigo-
florestal.

2	 http://watchlist.vermontlaw.edu/brazil-
repeals-forest-code-and-deforestation-
accelerates/.

3	 http://whrc.org/news/pressroom/PR-2014-
24-14-Macedo-Brazil-Forest-Code.html.

http://watchlist.vermontlaw.edu/brazil-repeals-forest-code-and-deforestation-accelerates/
http://watchlist.vermontlaw.edu/brazil-repeals-forest-code-and-deforestation-accelerates/
http://watchlist.vermontlaw.edu/brazil-repeals-forest-code-and-deforestation-accelerates/
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VERANTWORTUNGSLOSER 
ROHSTOFFBEZUG
Rohstoffpolitik im Interesse der Industrie

„Wir dürfen die Menschenrechte nicht privatisieren“, sagt der Präsident 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), Ulrich Grillo, am 3. Juli 
2014 im Haus der deutschen Wirtschaft. Seine Eröffnungsrede zum 4. BDI-
Rohstoffkongress steht eigentlich unter dem Motto des Kongresses: „Roh-
stoffversorgung verantwortungsvoll und nachhaltig sichern“. Doch der 
Beitrag von Grillo macht deutlich, dass Verantwortung und Nachhaltigkeit 
nicht im Zentrum des Interesses der deutschen Industrie stehen. Stattdes-
sen geht es um die eigene Versorgungssicherheit. Noch im Jahr 2010 hieß 
es beim BDI: „Der sichere Zugang auch zu nichtenergetischen Rohstoffen 
ist für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und die Zukunftsfähigkeit 
des Industrielands Deutschland von grundlegender Bedeutung.“

S eit dem 1. BDI-Rohstoffkongress 
im Jahr 2005 haben die jeweiligen 
Bundesregierungen der Indust-

rie ihre rohstoffpolitischen Wünsche 
weitgehend erfüllt. Die „Rohstoffstra-
tegie der Bundesregierung“ (BMWi 
2010)1 – präsentiert auf dem 3. BDI-
Rohstoffkongress 2010 – liest sich wie 
der Forderungskatalog des Industrie-
verbandes. In ihr werden weitere Frei-
handelsabkommen, eine kohärente 
Rohstoffdiplomatie und Streitschlich-
tungsklagen im Rahmen der WTO ge-
fordert. Die Strategie verspricht darü-
ber hinaus eine stärkere Unterstützung 
der Industrie bei der Diversifizierung 
der Rohstoffquellen, etwa über staatli-
che Kredite und Investitionsgarantien, 

geologische Vorerkundungen und eine 
verbesserte Datenbereitstellung. Zur 
Beratung wurde die Deutsche Rohstof-
fagentur (DERA) unter dem Dach der 
Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR) gegründet, die 
als Dienstleister der Industrie fungiert.

Ein weiteres politisches Instrument 
zur Rohstoffsicherung sind bilaterale 
Rohstoffpartnerschaften, in denen au-
ßen-, wirtschafts- und entwicklungs-
politische Zielsetzungen miteinander 
verbunden werden (BMWi 2010). 
Mit der Mongolei (Oktober 2011), 
Kasachstan (Februar 2012) und Peru 
(Juli 2014) wurden bisher solche Ab-
kommen unterzeichnet, obwohl zivil-
gesellschaftliche Organisationen und 

Medien die möglichen Risiken dieser 
Abkommen ausführlich dokumentie-
ren.2

Unternehmensverantwortung?
Die Verantwortung der Unternehmen 
Menschenrechte zu achten – von Ul-
rich Grillo fälschlicherweise als Priva-
tisierung wahrgenommen – wird we-
der in der deutschen Rohstoffstrategie 
noch in den Rohstoffpartnerschaften 
thematisiert. Die Vermeidung von 
Menschenrechtsverletzungen beim 
Rohstoffabbau ist laut dem Verständ-
nis der deutschen Industrieverbände 
Aufgabe der jeweiligen Staaten. Wäh-
rend also multinationale Unterneh-
men über Investitionsschutzabkom-
men zunehmend als völkerrechtliche 
Subjekte die Möglichkeit bekommen, 
Staaten zu verklagen und somit für 
demokratische Entscheidungen ent-
schädigt werden, sind ihre Pflichten 
weiterhin freiwilliger Natur, solan-
ge sie sich der jeweiligen nationalen 
Rechtsprechung entziehen können.

Im Zuge des Rohstoffabbaus wur-
den Menschenrechtsverletzungen, 
Finanzierung von Bürgerkriegsgrup-
pen und Zerstörung der Umwelt in 
vielen Staaten ausführlich dokumen-
tiert. Dies führte dazu, dass sowohl 
die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte als auch die 
OECD-Leitlinien für Multinationale 
Unternehmen eine Verantwortung der 
Unternehmen für die Auswirkungen 
ihrer ökonomischen Tätigkeiten beto-
nen. Von Konzernen, die im Bergbau 
tätig sind – sei es Erkundung, Abbau, 
Handel oder Finanzierung – sowie 
von der verarbeitenden Industrie, 
wird verlangt, dass sie eine stärkere 
Verantwortung über ihre eigenen Ak-
tivitäten sowie über ihre Lieferketten 
wahrnehmen. Diese sogenannte „ge-
botene Sorgfaltspflicht“ beinhaltet 
laut den UN-Leitprinzipien, dass 
Unternehmen ein Verfahren entwi-
ckeln, um mit Blick auf ihre eigenen 
Aktivitäten und Geschäftsbeziehun-
gen entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette „die Auswirkungen auf 
die Menschenrechte zu ermitteln, zu 
verhüten, und zu mildern sowie Re-
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Soldaten begleiten kritische Proteste nicht immer so friedlich, wie auf dem Bild.
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chenschaft darüber abzulegen, wie sie 
diesen begegnen.“ (UN-Leitprinzipi-
en, Prinzip 15). Für den Bezug von 
Rohstoffen aus Konfliktgebieten for-
dert die OECD von Unternehmen die 
Implementierung eines mehrstufigen 
Systems, um Risiken in der Lieferkette 
zu identifizieren und ihnen wirksam 
zu begegnen.3 

Freiwilligkeit ist nicht ausreichend
Beide Konzepte scheitern aber an ei-
nem zentralen Punkt: Sie sind eben-
falls freiwillig und nicht rechtlich 
bindend. Im Rohstoffsektor gibt es, 
trotz vieler negativen Erfahrungen auf 
allen Kontinenten, immer noch kei-
ne verbindliche Verantwortung der 
Unternehmen gegenüber der Einhal-
tung von Menschenrechten, mit ei-
ner Ausnahme: In den USA müssen 
an der Börse notierte Konzerne seit 
diesem Jahr erstmals verpflichtend 
berichten, ob sie sogenannte Kon-
fliktrohstoffe (nach US-Definition: 
Gold, Tantal, Wolfram und Zinn) 
verwenden und welche Maßnahmen 
sie unternehmen, um die gebotene 
Sorgfaltspflicht entlang ihrer Liefer-
kette umzusetzen. Das Gesetz – Dodd 
Frank Act genannt – ist zwar auf Roh-
stoffe aus der Demokratischen Repu-
blik Kongo (DRK) und seinen neun 
Nachbarländern begrenzt, doch über 
die Einbindung der Lieferketten sind 
auch Unternehmen aus Deutschland, 
China, etc. betroffen. 

Dieses Gesetz sorgt dafür, dass 
zum Beispiel Unternehmen aus der 
Elektronikindustrie versuchen, ei-
nen Imagewechsel zu vollziehen. 
Innerhalb kürzester Zeit hat es App-
le geschafft, dass 106 von 190 der 
Schmelzen in der Zulieferkette als 
konfliktfrei zertifiziert gelten. Die 
Zielmarke von 100  % konfliktfrei soll 
in Kürze erreicht werden. Bei HP 
sind mittlerweile 60 von 201 Schmel-
zen zertifiziert und Intel präsentiert 
den ersten konfliktfreien Prozessor. 
Auch das niederländische Unterneh-
men Philips ist in der DRK aktiv und 
unterstützt konfliktfreie Beschaffung 
der vier im Dodd Frank Act genann-
ten Rohstoffe. Alle genannten Un-
ternehmen berichten darüber hinaus 
umfangreich über ihre Bemühungen 
auf ihren Websites. Selbstverständlich 
handelt es sich dabei nur um erste 
Schritte, die weiterhin von politischen 
Maßnahmen flankiert werden müssen 
und dennoch: Von dieser Transparenz 
und Kontrolle über die Lieferketten 
sind viele deutsche Unternehmen 
noch sehr weit entfernt. Keines der 

großen deutschen Unternehmen aus 
der Automobil- oder Elektronikindus-
trie hat sich bisher öffentlich in einem 
ähnlichen Umfang zu verbindlichen 
Verpflichtungen zur Transparenz und 
Sorgfaltspflicht bekannt. Im Gegen-
teil: Eine dem Dodd Frank Act ähn-
lich verbindliche Regulierung auf 
EU-Ebene wird mit Hilfe des BDI 
verhindert.

Im Januar 2013 kündigte EU-Han-
delskommissar Karel de Gucht eine 
dem US-Gesetz vergleichbare Richt-
linie in Europa an. Nachdem der BDI 
seine Lobbytätigkeiten intensivierte4, 
wurde am 5. März 2014 ein sehr abge-
schwächter Entwurf präsentiert, der 
eine Selbst-Zertifizierung von knapp 
400 Händlern der vier genannten Mi-
neralien empfiehlt. Die selbst-zertifi-
zierten Berichte sollen an eine noch 
zu benennende nationale Behörde 
geschickt werden, die wiederum eine 
„weiße Liste“ erstellt, auf der alle 
„verantwortungsvollen Importeure, 
Schmelzen und Händler“ einsehbar 
wären. Dieses Verfahren ist nicht nur 
intransparent, sondern bleibt hinter 
bestehenden, freiwilligen Regelungen 
weit zurück (beispielsweise OECD-
Leitlinien oder UN-Leitprinzipien). 
Weder wurde die verarbeitende In-
dustrie noch deren Lieferanten ein-
gebunden.

Forderungen der Zivilgesellschaft
Deutsche NGOs des AK Rohstoffe 
fordern daher, dass die EU-Regulie-
rung alle in der EU tätigen Unterneh-
men entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette verbindlich zur gebotenen 
Sorgfalt mit Blick auf Konflikte und 
Menschenrechtsverletzungen ver-
pflichtet. Die OECD-Richtlinie und 
die UN-Leitprinzipien sollten dafür 
als Grundlage dienen. Im Gegensatz 
zu dem Dodd Frank Act sollte die 
Sorgfaltspflicht nicht auf eine einzel-
ne Region und bestimmte Rohstoffe 
beschränkt sein, sondern global und 
für alle metallischen und minerali-
schen Rohstoffe gelten. Zudem dürfen 
diese Regulierungen nicht – wie die 
deutsche Rohstoffstrategie – einseitig 
die Interessen der Industrie widerspie-
geln. Daher sollten auf nationaler und 
lokaler Ebene neben den zuständi-
gen Regierungsstellen auch zivilge-
sellschaftliche VertreterInnen sowie 
VertreterInnen aus dem artisanalen 
Bergbausektor frühzeitig in die Um-
setzung der Regulierung integriert 
werden. Eine zukünftige EU-Regu-
lierung zum Umgang mit Konflik-
trohstoffen muss zudem in ein Bün-

del von Maßnahmen zur Förderung 
von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
zur Friedenssicherung und zur Ver-
besserung der wirtschaftlich-sozialen 
Situation der lokalen Bevölkerungen 
eingebunden sein.

Durch eine verbindliche Verpflich-
tung der Industrieunternehmen ent-
lang ihrer Wertschöpfungskette zur 
gebotenen Sorgfaltspflicht können 
in Zukunft Menschenrechtsverlet-
zungen frühzeitig erkannt und ver-
hindert werden. Die Politik muss die-
se Rahmenbedingungen setzen und 
die Industrie zum Handeln zwingen. 
Allerdings scheinen Regierungspoliti
kerInnen und die Ministerien weiter-
hin auf freiwillige Aktivitäten der 
Industrie zu setzen und somit eine 
große Chance für eine global gerech-
tere Rohstoffpolitik zu verspielen.

 

 

 

  Michael Reckordt 

Der Autor arbeitet bei PowerShift 
als Koordinator des bundesweiten 
Netzwerkes AK Rohstoffe. 

1	 BMWi (2010): Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung - Sicherung einer 
nachhaltigen Rohstoffversorgung 
Deutschlands mit nicht-energetischen 
mineralischen Rohstoffen.

2	 AK Rohstoffe (2014): Damit 
aus Rohstoffpartnerschaften 
keine Leidensgemeinschaften 
werden – Forderungen an die 
Bundesregierung; online unter: 
http://alternative-rohstoffwoche.
de/wp-content/uploads/2014/07/
Rohstoffpartnerschaften_statt_
Leidensgemeinschaften_Juli2014.pdf.

3	 AK Rohstoffe (2014): Für eine 
umfassende EU-Initiative zur Vermeidung 
von Konflikten beim Rohstoffabbau!; 
online unter: http://alternative-
rohstoffwoche.de/wp-content/
uploads/2014/03/Fuer_eine_umfassende_
EU-Initiative.pdf  
OECD (2013): Due Diligence Guidance 
for Responsible Supply Chains of Minerals 
from Conflict-Affected and High-Risk 
Areas.

4	 Report-München (2014): Wie die 
Wirtschaftslobby gegen Regelungen 
vorgeht; http://www.br.de/fernsehen/
das-erste/sendungen/report-muenchen/
videos-und-manuskripte/buergerkriege-
mineralien-wirtschaftslobby100.html.

Weitere Informationen finden sich unter: 
http://alternative-rohstoffwoche.de
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HONDURAS AUF DEM WEG ZU 
NEUEN TIEFEN
Bergbauinteressen und Konflikte in Honduras

Bergbauprojekte werden in Honduras äußerst kritisch gesehen und verur-
sachten bereits eine Vielzahl von Menschenrechtsverletzungen und Um-
weltschäden. Dennoch versucht die aktuelle Regierung den Bergbausektor 
auszubauen, auch die deutsche Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) unterstützt dieses Vorhaben.

D er Abbau von Edelmetallen hat 
eine lange Geschichte in dem 
mittelamerikanischen Land 

Honduras und beeinflusste auf die 
eine oder andere Weise die Gesetzge-
bung und die Politik des Landes. So 
wurde unter anderem der Standort 
der Hauptstadt danach ausgerichtet. 
Dennoch verlor der Bergbau Anfang 
des 20. Jahrhunderts, unter anderem 
aufgrund der Ausrichtung auf den Ba-
nanenexport, an Einfluss und Größe.

Die verstärkte Nachfrage nach 
Rohstoffen und der damit verbundene 
Preisanstieg weckten in den vergan-
genen Jahren erneut das Interesse 
der extraktivistischen Industrie. Die 
Regierungen, die auf den zivil-mili-
tärischen Putsch 2009 folgten, begrü-
ßen dies mit offenen Armen. Diese 
förderten in den letzten Jahren eine 
neoliberale Wirtschaftsausrichtung 
und den Ausverkauf der natürlichen 
Ressourcen des Landes. So wurde, 
trotz starker Kritik und Protesten von 
sozialen und Umweltorganisationen, 

eine Reihe von Gesetzen und Dekre-
ten verabschiedet, um eine gesetzliche 
Basis für den Ausverkauf zu schaffen.

Eines der umstrittensten Gesetze 
ist das im Januar 2013 vom hondura-
nischen Kongress verabschiedete neue 
Bergbaugesetz. 2006 hatte der oberste 
Gerichtshof 13 Artikel des Bergbauge-
setzes von 1998 für verfassungswidrig 
erklärt. Zeitgleich wurde ein Morato-
rium für die Vergabe von neuen Berg-
baulizenzen und den Tagebau mit 
Zyanideinsatz ausgesprochen. Dieses 
Moratorium wurde durch das neue 
Bergbaugesetz aufgehoben. Damit 
sind der äußerst umweltschädliche 
Tagebau und der Einsatz hochgiftiger 
Substanzen wieder erlaubt. Bei dieser 
Abbauform werden ganze Berge ab-
getragen, das Gestein wird zermahlen 
und mit Wasser und Chemikalien wie 
Zyanid oder Quecksilber gewaschen, 
um die Edelmetalle aus dem Gestein 
zu lösen.

Weitere Kritikpunkte an dem 
Gesetz sind die geringen Steuerab-

gaben, der unbegrenzte Zugang zu 
Wasserressourcen und das Fehlen von 
Sanktionen gegen Unternehmen, die 
Vorschriften und Gesetze missach-
ten. Zudem enthält das Gesetz eine 
sogenannte Sicherheitssteuer von 2  %, 
welche für den weiteren Ausbau und 
die Ausrüstung staatlicher Sicher-
heitskräfte verwendet werden soll. 
Dadurch haben Polizei und Militär 
direkte Interessen an den Minenakti-
vitäten und ein Motiv, um gegen Pro-
testbewegungen aus der Bevölkerung 
vorzugehen. 

Neue und alte Bergbaukonflikte
Durch die Verabschiedung des neuen 
Bergbaugesetzes befürchten Beobach-
terInnen zahlreiche neue Konflikte. 
In Honduras sind aktuell 530 Berg-
bauprojekte genehmigt und weitere 
300 warten auf eine Freigabe. Diese 
Konzessionen umfassen zirka 20 % 
des landesweiten Territoriums und 
wurden ohne die Zustimmung oder 
Information der betroffenen Bevölke-
rung vergeben.

In den letzten Jahren kam es in 
verschiedenen Regionen des Landes 
zu Auseinandersetzungen zwischen 
Bergbauunternehmen und der lokalen 
Bevölkerung. So zum Beispiel in dem 

„Ja zum Leben, Nein zum Bergbau“
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Dorf Nueva Esperanza im Norden des 
Landes und in Azacualpa im Depar-
tement Copán. Der wohl bekannteste 
Bergbaukonflikt in Honduras dreht 
sich um die Mine San Martín im Si-
riatal. Dort baute die honduranische 
Gesellschaft Entre Mares, Tochterge-
sellschaft der kanadischen Goldcorp 
Inc., von 2000 bis 2007 Gold ab. Laut 
Angaben von UmweltschützerInnen 
wurden für den Goldabbau 50 Mil-
lionen Tonnen Gestein bewegt und 
750 bis 1200 Liter Wasser pro Minute 
sowie eine Tonne Zyanid pro Monat 
verwendet. Die beteiligten Unter-
nehmen, welche aus der Mine Gold 
im Wert von über 257 Millionen US-
Dollar förderten, lobten die geringen 
Kosten, die der Abbau verursachte. 
Dies ging nicht zuletzt auf Kosten der 
Umwelt und der lokalen Bevölkerung. 
Das Siriatal gilt heute als hochgradig 
kontaminiert.

Die BewohnerInnen und das Um-
weltkomitee des Siriatals kämpfen 
seit Jahren für die Dekontamination 
der Umwelt und eine Entschädigung 
für verursachte Gesundheitsschäden. 
In Blutproben der Bevölkerung wur-
den hohe Konzentrationen von Blei, 
Arsen und Quecksilber festgestellt. 
Neben Hautkrankheiten beklagen 
AnwohnerInnen Nervenstörungen, 
Unfruchtbarkeit, Fehlgeburten und 
Missbildung von Neugeborenen.

Sowohl in Nueva Esperanza als 
auch in Azacualpa und im Siriatal 
klagen die Betroffenen die Untätig-
keit und Mittäterschaft der hondura-
nischen Behörden an. Diese zeigten 
bisher wenig Dialogbereitschaft und 
Willen zu einvernehmlichen Lösun-
gen von Konflikten. Stattdessen wer-
den die Interessen von Unternehmen 
gegen den Willen der lokalen Bevöl-
kerung immer wieder mit Repression 
und Gewalt durchgesetzt.

Auf die gravierenden Probleme, 
die der Bergbau in Honduras ver-
ursacht, verweist auch eine im Juni 
veröffentlichte Studie des Zentral-
amerikanischen Instituts für Finanz-
studien ICEFI. Die Studie betont den 
konfliktiven Charakter des Bergbaus 
in Honduras, welcher gezeichnet ist 
durch a) Auseinandersetzungen zwi-
schen Bergbauunternehmen und Dör-
fern; b) niedrige nationale und lokale 
Steuerabgaben; c) Umweltprobleme; 
d) Menschenrechtsverletzungen; 
e) einen schwachen Rechtsrahmen, 
welcher Bergbauunternehmen be-
vorzugt; f) schwache staatliche Insti-
tutionen zur Regulierung extraktivis-
tischer Aktivitäten.1

So gerieten auch immer wieder Be-
hörden wie das Sekretariat für natürli-
che Ressourcen (SERNA) und die Di-
rektion zur Förderung des Bergbaus, 
welche 2013 durch das Institut für 
Geologie und Bergbau (INHGEO-
MIN) ersetzt wurde, in die Kritik. 
Mehrfach zeigten Organisationen 
und Betroffene das Verschleiern von 
Umwelt und Gesundheitsverträglich-
keitsstudien durch diese Behörden an.

Fragwürdige Unterstützung aus 
Deutschland
Trotz des konfliktiven Charakters, 
welcher auch mit Blick auf die allge-
meine gravierende Menschenrechts-
lage in Honduras gesehen werden 
muss, beteiligen sich auch die GIZ 
und deutsche Unternehmen an der 
Unterstützung des Bergbaus in Hon-
duras.

So vermeldet INHGEOMIN auf 
ihrer Internetseite am 22. Mai 2014 
die Unterzeichnung eines Vertrages 
mit den deutschen Unternehmen 
M&P Geonova und Geo-Expert. Laut 
INHGEOMIN zielen die Hauptmaß-
nahmen der Zusammenarbeit auf die 
Identifikation von Mineralvorkom-
men mit Fokus auf seltenen Erden 
und Edelmetalle. Durch die wissen-
schaftliche Forschung, die in ausge-
wählten Regionen von Honduras 
erfolgt, soll eine aktuelle Kartierung 
des nationalen Territoriums und der 
erforschten Mineralien erstellt wer-
den.2 Die Initiative wird von der GIZ 
gefördert.

Auf eine kleine Anfrage von Ab-
geordneten der Linkspartei an die 
Bundesregierung bestreitet diese die 
Aussagen von INHGEOMIN: „Eine 
systematische Kartierung von Vor-
kommen Seltener Erden im Rahmen 
des Vorhabens wird nicht vorgenom-
men. Ziel des Projektes ist nachhal-
tige Entwicklung durch Transfer von 
Knowhow für die umweltfreundliche 
Erschließung von Edelmetallvorkom-
men. Zu diesem Zweck wird mit Uni-
versitäten zusammengearbeitet [...].“3

Die Informationen von INHGEO-
MIN und die Antworten der Bundes-
regierung widersprechen sich stark, 
was die Zielsetzung und Erwartun-
gen des Projektes betreffen. Auch 
wenn die Bundesregierung erklärt, 
dass keine weiteren Bergbauprojek-
te in Folge der GIZ-Maßnahme be-
kannt sind und keine systematische 
Bergbaukartierung stattfinden wird, 
strebt INHGEOMIN nach eigenen 
Aussagen eindeutig ein anderes Ziel 
an. Auch wenn die GIZ nicht direkt an 

einer systematischen Kartierung betei-
ligt ist, fördert sie dieses Vorhaben in-
direkt und schafft durch den Wissen-
stransfer die Basis für eine Kartierung 
und damit möglicherweise für weitere 
Bergbauprojekte, bei denen eine An-
wendung von „umweltfreundlichen“ 
Abbaumethoden keineswegs garan-
tiert werden kann.

In ihrer Vorbemerkung zu der klei-
nen Anfrage erkennt die Bundesregie-
rung die kritische Menschenrechtsla-
ge und das Problem von schwachen 
staatlichen Institutionen in Honduras 
an. Konkrete Maßnahmen, um etwa 
die Rechte der lokalen Bevölkerung in 
Zusammenhang mit Bergbauprojek-
ten zu schützen oder eine vorschrifts-
mäßige Arbeit staatlicher Institutio-
nen wie SERNA und INHGEOMIN 
zu garantieren, nennt die Bundesre-
gierung jedoch nicht.

Seit dem Putsch hat sich die sozi-
ale und politische Krise in Honduras 
dramatisch verschärft. Die Menschen-
rechtslage im Land ist gravierend und 
politische Morde und Repression 
sind zum Alltag geworden. Dennoch 
kämpfen AktivistInnen, Dörfer, indi-
gene und soziale Organisationen wei-
terhin mit friedlichen Mitteln für ihre 
Rechte und Territorien und letztend-
lich um ihr Überleben. So erreichten 
die BewohnerInnen von Nueva Espe-
ranza den Rückzug des Bergbauun-
ternehmens Minerales Victoria und 
mehrere Landkreise haben sich nach 
Versammlungen zu bergbaufreien 
Landkreisen erklärt. Angesichts der 
aktuellen Entwicklungen in Hondu-
ras bezweifeln allerdings viele Orga-
nisationen und Gemeinden, dass die 
Regierung den Entschluss der lokalen 
Bevölkerungen respektieren wird und 
stellen sich auf eine weitere Zunahme 
und Eskalation der Konflikte ein.

 

 

 

  Der Name des Autors ist  
der Redaktion bekannt. 

Der Autor arbeitet in Mittelamerika 
mit indigenen Basisorganisationen und 
kommunitären Radiosendern.

1	 http://icefi.org/ibis-e-icefi-presentan-el-
diagnostico-de-la-situacion-minera-en-
honduras-2007-2012/.

2	 http://www.inhgeomin.gob.hn/index.
php?option=com_content&view=
article&id=227:acuerdo-alemania-
honduras&catid=82&Itemid=562.

3	 http://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/18/022/1802223.pdf.
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EINE PARALLELJUSTIZ FÜR 
UMWELTZERSTÖRER? 
Rumäniens Investitionsschutzverträge als Ausblick auf CETA und TTIP

Rosia Montana in Rumänien. In den zauberhaften Hügellandschaften 
Siebenbürgens gruben schon die alten Römer nach Gold, 95% der einst-
mals reichhaltigen Vorkommen sind schon vor Jahrhunderten aus dem 
Boden geholt worden. Der Rest liegt tief im Boden, und auf den hat es 
seit über 15 Jahren die kanadische Bergbaufirma Gabriel Resources abge-
sehen. Diese will vier ganze Berge in die Luft sprengen, ganze Landstriche 
im Tagebau abbaggern und das Gold aus dem gemahlenen Gestein mit 
dem hochgiftigen Zyanid auswaschen. Ganze 1,5 Gramm pro Tonne Gold 
liegen hier. Die vielen Tonnen hochgiftiger Abraum-Schlämme sollen in 
einem benachbarten Tal gelagert werden – als Freiluft-Giftmülldeponie, 
abgesichert von einer 180 Meter hohen Staumauer. Bricht sie, ergießen 
sich 250 Millionen Tonnen als riesige giftige Schlammlawine über die 
Umgebung.

W eite Teile des Ortes Rosia 
Montana stehen für dieses 
Projekt im Weg. Am ein-

fachsten wäre es, sie zu evakuieren. 
Immerhin, man hat zugestanden, die 
Hauptstraße soll bleiben. Umgeben 
von Tagebauwüsten und dem ständi-
gen Sound von Sprengungen wird da 
aber niemand mehr wohnen wollen. 
Gabriel hat schon viele Häuser auf-
gekauft und lässt sie verfallen. Man 
will den psychologischen Eindruck ei-
nes sterbenden Dorfes erwecken und 
noch mehr Einwohner zum Verkauf 
bewegen. Aber 350 Familien bleiben 
standhaft. 

Seit 15 Jahren kämpfen sie gegen 
diese giftige Zukunft
Immer wieder wurden sie zurückge-
worfen von korrupten Politikern und 
von der Teile-und-Herrsche-Politik 
von Gabriel Resources. Im Juni ge-
lang es den Rosia-Montana-Verteidi-
gern, im rumänischen Parlament ein 
skandalöses Sondergesetz zu stoppen, 
mit dem Gabriel Resources quasi amt-
lich zu einem Staat im Staate gemacht 
worden wäre, samt dem Recht für 
das Goldbergbauprojekt diejenigen 
Haus- und Landbesitzer zu enteignen, 
die sich immer noch weigern, ihr Land 
an Gabriel abzutreten. Sie alle stehen 
Gabriel im Weg – für einen flächen-
deckenden Tagebau muss man alles 
Land haben. 

Allmählich wird Gabriel Resour-
ces ungeduldig. Sollten am Ende 
die angeblich über 500 Millionen 
Dollar „Investitionen“ für Landkauf, 
für Anwaltskosten, für umfangreiche 

PR und so weiter vergebens gewe-
sen sein? Gabriel Resources kündigt 
nun an, wenn es nicht bald zu Ent-
eignungen komme, den rumänischen 
Staat auf 4 Milliarden Dollar Scha-
denersatz zu verklagen – fast 2 % des 
rumänischen Bruttoinlandsproduk-
tes. Möglich machen das bilaterale 
Investitionsschutzabkommen, die 
Rumänien in den 1990er Jahren mit 
vielen westlichen Ländern abschloss. 
Damit sollten Investoren in das noch 
unstabile Nach-Wende-Rumänien ge-
lockt werden. Gabriel behauptet, das 
Unternehmen sei vom rumänischen 
Staat „unfair behandelt“ worden und 
seine „legitimen Gewinnerwartun-
gen“ seien enttäuscht worden – weil 
Rumänien inzwischen ein Rechtsstaat 
geworden ist, in dem man Menschen 
nicht einfach enteignen und vertrei-
ben kann wie in der Ceausescu-Dik-
tatur. 

Solche Investitionsschutzverträge 
erlauben nämlich Investoren, also 
Konzernen, Staaten zu verklagen, 
wenn durch politische Entscheidun-
gen (oder auch Nicht-Entscheidun-
gen) oder sogar Gerichtsurteile die 
erwarteten Gewinne beeinträchtigt 
werden. Gabriel Resources hat an-
gekündigt, man überlege sich noch, 
welchen dieser Verträge man als Basis 
nehmen will – der Vertrag Rumäniens 
mit Kanada sei nicht so investoren-
freundlich wie der mit den Niederlan-
den. Gabriel hat nämlich vorgesorgt 
und seine Investitionen über ein Ge-
flecht von Tochtergesellschaften so 
gestreut, dass man sich den besten 
Vertrag aussuchen kann.

Absurd? In der Tat. Aber leider 
Realität.
Die EU-Kommission will mit dem 
nun ausgehandelten, aber noch nicht 
ratifizierten Freihandelsabkommen 
EU-Kanada (CETA) solche Klage-
rechte für kanadische Investoren aller 
Art in der ganzen EU einführen, bei-
spielsweise auch für kanadische Toch-
tergesellschaften von US-Konzernen. 
Mit dem USA-Freihandelsabkommen 
TTIP sollen dann auch US-Konzerne 
ganz direkt diese Klagerechte gegen 
demokratisch beschlossene Politik 
bekommen. 

Nicht nur in Rumänien, sondern 
in der ganzen EU würde dann solche 
skandalöse Paralleljustiz für kana-
dische und amerikanische Konzer-
ne eingeführt und ihnen ungeahnte 
Möglichkeiten gegeben, unliebsame 
politische Entscheidungen und de-
mokratisch beschlossene Gesetze 
zu bekämpfen. Das Beispiel Rosia 
Montana könnte alltäglich werden. 
Europäische Konzerne haben solche 
Klagerechte schon in vielen Entwick-
lungsländern und machen vor, woge-
gen demnächst US- und kanadische 
Konzerne auch in der EU nach dem 
Willen der EU-Kommission klagen 
können.

Voraussetzung dafür ist, dass 
CETA und TTIP vom Europaparla-
ment und den Parlamenten der EU-
Mitgliedsstaaten ratifiziert werden. 
Daher brauchen wir jetzt den Druck 
vor allem auf die Bundesregierung, 
zu diesen Abkommen klar Nein zu 
sagen. Die Bundesregierung hält eine 
solche Paralleljustiz in Freihandels-
abkommen für „nicht nötig“, will sie 
aber dennoch ratifizieren. Das dürfen 
wir nicht zulassen. Daher brauchen 
wir jetzt sehr viel öffentlichen Druck 
besonders auf Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel: Eine Paralleljustiz für 
Konzerne kommt in einer Demokratie 
überhaupt nicht in Frage. 

 

 

 

  Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forum 
Umwelt und Entwicklung.
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VIVA LA RESOLUTION!
UN stimmt für verbindliche Menschenrechtsstandards  
für die Wirtschaft

Am 26. Juni stimmte der UN-Menschenrechtsrat (UNHCR) mehrheitlich für 
die verbindliche menschenrechtliche Regulierung transnationaler Unter-
nehmen, gegen den Widerstand der großen Industrienationen. Ob dieser 
Prozess in einen wirkungsvollen Menschenrechtsvertrag münden wird, 
bleibt abzuwarten.

E s lebe die Resolution! Bei den in 
Genf anwesenden NGO-Vertrete-
rInnen knallten die Sektkorken, 

als das Abstimmungsergebnis be-
kannt wurde: Mit 21 Ja-Stimmen zu 
14 Nein-Stimmen und 9 Enthaltungen 
stimmte der UNHCR am 26. Juni 
diesen Jahres für die Entwicklung 
eines verbindlichen Völkerrechtsab-
kommens zur Regulierung der glo-
balen Wirtschaft. Damit setzten sich 
die Staaten des Südens, unter ihnen 
auch mächtige Wirtschaftsnationen 
wie China und Indien, gegen die 
Stimmen der EU-Länder, der USA, 
Kanadas und Japans durch. 

Die von Ecuador initiierte Resoluti-
on der Vereinten Nationen (UN) sieht 
die Einsetzung einer zwischenstaatli-
chen Arbeitsgruppe vor, die sich im 
ersten Halbjahr 2015 zum ersten Mal 
treffen wird. Der Vergleich mit einer 
Revolution wirkt angesichts des noch 
bevorstehenden zähen Verhandlungs-
prozesses selbstironisch. Gleichwohl 
spricht daraus auch die Freude über 
einen ersten Zwischenerfolg, der zu ei-
nem nicht unwesentlichen Teil einer 
breiten zivilgesellschaftlichen Mobi-
lisierungskampagne geschuldet ist. 

Investitionsschutz versus 
Menschenrechte
Schon seit über 40 Jahren versuchen 
NGOs und einige Staaten des globa-
len Südens bei den UN verbindliche 
internationale Regeln für das Verhal-
ten der Privatwirtschaft durchzuset-
zen. Bislang erfolgslos: Der Wider-
stand aus der Wirtschaft und von 
einigen gewichtigen Mitgliedstaaten 
war zu groß. Als Durchbruch wurden 
2011 dann die einstimmig im UNH-
CR verabschiedeten Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschenrechte 
gefeiert. Diese freiwilligen Prinzipien 
formulieren Handlungsempfehlun-
gen an die Regierungen und Unter-
nehmen. Vier Jahre nach Verabschie-
dung ist eine gewisse Ernüchterung 
eingetreten. Erst wenige Staaten 

haben nationale Aktionspläne. Die 
existierenden aus Großbritannien, 
den Niederlanden und Dänemark 
sind in weiten Teilen enttäuschend, 
der Schwerpunkt liegt auf freiwilli-
ger Unternehmensverantwortung. Die 
Rechte der Betroffenen werden nicht 
verbessert, bei Verletzung der in den 
Leitprinzipien formulierten Standards 
bleibt ihnen kaum eine Handhabe ge-
gen das Unternehmen.

Deutlich wird hier ein eklatantes 
Ungleichgewicht zwischen dem glo-
balen Menschenrechtsschutz und 
dem expandierenden Handelsregime. 
Während der Zugang multinationaler 
Unternehmen zu globalen Märkten 
und Rohstoffen zunehmend erleich-
tert und durch zahlreiche Handels- 
und Investitionsverträge abgesichert 
wird, wurden keinerlei wirksame 
internationale Mechanismen ge-
schaffen, um die Menschen vor den 
negativen Auswirkungen der Investi-
tionen zu schützen und Unternehmen 
für Menschenrechtsverletzungen zur 
Rechenschaft zu ziehen. 

Frontenbildung im UN-
Menschenrechtsrat
Diesem Ungleichgewicht wollte Ecu-
ador etwas entgegensetzen, als sie die 
Resolution in den Menschenrechtsrat 
einbrachten. Eine im September 2013 
von 80 Staaten unterstützte Erklärung 
mündete dann im Juni 2014 in der 
Abstimmung über die Resolution. 
Europa, USA, Japan und Kanada, 
wo viele multinationale Unterneh-
men ihren Sitz haben, positionierten 
sich sehr früh und sehr deutlich gegen 
eine verbindliche Regulierung und 
drohen nun, die Verhandlungen zu 
boykottieren. Sie argumentieren, der 
Prozess könne den Konsens um die 
UN-Leitprinzipien gefährden. Auch 
einige Menschenrechtsorganisationen 
befürchten, dass effektive und kurz-
fristige Maßnahmen zur Anhebung 
von Wirtschaftsstandards untergra-
ben werden. Dabei spricht nichts 

dagegen, parallel zu kurzfristigen 
pragmatischen Schritten, insbesonde-
re der weiteren Umsetzung der UN 
Leitprinzipien, mit längerfristigen 
Vertragsverhandlungen zu beginnen. 

Bevor der Völkerrechtsvertrag 
Form annehmen kann, muss die zwi-
schenstaatliche Gruppe noch viele 
offene Fragen klären. Soll der zu-
künftige Vertrag sich direkt an Un-
ternehmen richten oder, wie von vie-
len VölkerrechtlerInnen befürwortet, 
die Staaten verpflichten, Menschen-
rechtsverletzungen durch Unterneh-
men vorzubeugen und eine Haftung 
sicherzustellen? Wird ein künftiger 
Vertrag auf transnationale Unterneh-
men beschränkt sein oder verkennt 
dies nicht die Komplexität und Ver-
flechtung globaler und nationaler 
Wertschöpfungsketten?

Fest steht jedoch, dass sich alle 
Staaten an diesen Diskussionen be-
teiligen sollten. Die EU-Länder ma-
chen sich unglaubwürdig, wenn sie 
ihren Investitionsinteressen so of-
fensichtlich den Vorrang gegenüber 
konsequentem Menschenrechtsschutz 
einräumen. Wer sich weltweit den Ein-
satz für die Menschenrechte auf die 
Fahne schreibt, muss auch bereit sein, 
den eigenen Unternehmen gewisse 
Standards abzuverlangen und sollte 
sich nicht davor fürchten, diese inter-
national festzuschreiben.

 

 

 

  Sarah Lincoln

Die Autorin ist Referentin für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte bei Brot für die Welt – 
Evangelischer Entwicklungsdienst.
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NEUE UNÜBERSICHTLICHKEIT
Die „Neue Allianz für Ernährungssicherheit“ der G7/G8 (G8NA)  
steht für ein problematisches Politikmodell

Seit die Neue Allianz für Ernährungssicherheit im Mai 2012 von den G8-
Regierungen aus der Taufe gehoben wurde, wird sie von scharfer Kritik 
begleitet. Zu offensichtlich gefährden ihre Reformvorhaben die Ressour-
cenrechte von Kleinbauern. Doch auch als Politikmodell setzt die Neue 
Allianz neue Maßstäbe, wie ein aktuelles Papier des Global Policy Forums 
von Misereor und Brot für die Welt mit herausgegeben, kritisiert.¹

D ie Neue Allianz ist zu einem 
hohen Grade dezentralisiert. 
Man darf sie sich nicht als run-

den Tisch vorstellen, an dem die be-
teiligten afrikanischen Regierungen2 
gemeinsam mit hochrangigen G7/
G8 Vertretern eigene Strategien oder 
Investitionsvereinbarungen formulie-
ren. Die eigentlich verbindlichen Ent-
scheidungen werden auf Länderebene 
getroffen. Übergeordnet gibt es einen 
schwachen Leitungskreis, kein Sekre-
tariat und erst seit wenigen Wochen 
eine bescheiden bestückte Website. 

Bauchladen für das Agribusiness
Rhetorisch wird jedes der zehn Län-
derkooperationsabkommen der Neu-
en Allianz als Teil der Comprehensive 
African Agriculture Development Part-
nership (CAADP) dargestellt. Faktisch 
jedoch ignoriert die Neue Allianz den 
Multistakeholder-Ansatz der nationa-
len CAADP Prozesse, in denen Klein-
bauern sowie die Zivilgesellschaft nicht 
mit am Tisch sitzen, und agiert an den 
mühsam aufgebauten CAADP-Koope-
rationsstrukturen vorbei. So wurde vor 
dem G8 Gipfel in Camp David 2012 
die Substanz der Investitionen und Re-
formvorhaben der ersten sechs Länder-
kooperationsabkommen im Rahmen 
der Grow Africa Initiative, einem Kind 
des Weltwirtschaftsforums, zwischen 
Konzernvertretern und afrikanischen 
Agrarministern ausgehandelt.3 Ähnlich 
privilegierte Rollen spielen Akteure wie 
die Allianz für eine Grüne Revolution 
in Afrika (AGRA), im Saatgutsektor, 
oder die Scaling Up Nutrition (SUN) 
Initiative, die ebenfalls von transnatio-
nalen Konzernen dominiert wird. 

Ein reduktionistischer 
„Entwicklungs“-Ansatz
Die G8NA bezieht sich allgemein auf 
Konzepte wie „inklusives Wachstum“ 
und „verantwortungsvolle Investitio-
nen“, ohne diese zu definieren. „Harte“ 

Erfolgskriterien gibt es hingegen für 
Reformzusagen der afrikanischen Re-
gierungen in den Kooperationsabkom-
men. In dem Abkommen Äthiopiens 
beispielsweise stehen drei Indikatoren, 
welche den „Erfolg“ der Reformmaß-
nahmen messen: Eine verbesserte Posi-
tion Äthiopiens im Doing Business In-
dex der Weltbank, eine Zunahme der 
privaten Investitionen im Agrarsektor 
sowie eine prozentuale Steigerung 
der Investitionen in der kommerziel-
len Produktion und dem Verkauf von 
Saatgut. Auf entwicklungspolitisch 
qualifizierte Ziele oder Mindestanfor-
derungen wird komplett verzichtet.

Strukturanpassung auf Mikroebene 
Im Kern lässt sich die Neue Allianz als 
ein Mechanismus begreifen, über den 
sichergestellt werden soll, dass afrika-
nische Regierungen in zeitlich klar de-
finierten Fristen ein Investitionsklima 
schaffen, welches für einzelne Großin-
vestoren das Geschäftsrisiko reduziert. 
Mitte 2014 waren von 116 vorgesehe-
nen Reformmaßnahmen 25% bereits 
abgeschlossen, 70 % in der Umsetzung 
und lediglich 5 % noch nicht begon-
nen.4 In Zeiten, in denen afrikanische 
Staaten die Strukturanpassung auf der 
Makroebene (reduzierte Inflationsra-
ten, reduzierte öffentliche Ausgaben) 
unter hohen Kosten für die Bevölke-
rung weitgehend vollzogen haben, 
geht es nun um Strukturanpassung auf 
„Mikroebene“ mit dem Ziel, Konzerne 
anzuziehen, die integrierte Wertschöp-
fungsketten aufbauen und bestenfalls 
einen Teil der Wertschöpfung im Land 
realisieren.5 Dieses Paradox ist schein-
bar die Hoffnung der afrikanischen 
Regierungen: Eine neue von transna-
tionalen Konzernen vorangetriebene 
Importsubstitution im Agrar- und 
Ernährungssektor, die teuer erkauft 
wird. Für dieses Ziel lassen sie sich 
die Reformen diktieren und stellen im 
Rahmen von Wachstumskorridoren 

auch erhebliche eigene Infrastruktur-
finanzierungen bereit, auf Kosten der 
breiten Mehrheit der Kleinbauern. 

Sollte es der Neuen Allianz in den 
nächsten Jahren gelingen, sich als 
erfolgreiche Initiative zur Armuts-
bekämpfung in Afrika darzustellen, 
könnte diese neue Form der Gover-
nance Schule machen. Andererseits 
besteht ein großer Teil der veran-
schlagten Investitionen von 10 Mil-
liarden US Dollar aus Mega-Investi-
tionen, bei denen noch offenbleibt, 
inwieweit sie wirklich realisiert wer-
den. Ein wichtiges Momentum wird 
die deutsche G7/G8 Präsidentschaft 
im kommenden Jahr sein. Es liegt 
an der Bundesregierung, die Allianz 
zu beenden und sich eindeutig für 
neue, öffentlich finanzierte Initiativen 
stark zu machen, welche auf die breite 
Mehrheit der afrikanischen Kleinbau-
ern setzen und von deren VertreterIn-
nen mitentwickelt werden.

 

 

 

  Benjamin Luig

Der Autor ist Referent für Agrarpolitik 
und Ernährung bei Misereor.
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FRAGEND GEHEN WIR VORAN!
Warum Umwelt- und Entwicklungsverbände sich mit  
der Wachstumsdebatte so schwer tun

Vom 2. – 6. September fand in Leipzig die vierte internationale Degrowth-
Konferenz für ökologische Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit statt. 
Die Konferenz befasste sich mit Konzepten alternativer Ökonomien und 
Gesellschaftsformen, die die Grenzen unserer Ressourcen und die Gleich-
berechtigung aller Menschen berücksichtigt. Der Deutsche Naturschutz-
ring und das Forum Umwelt und Entwicklung veranstalteten im Rahmen 
der Konferenz einen dreiteiligen Workshop, welcher sich mit der Frage 
auseinandersetzte, warum sich die Umwelt- und Entwicklungsverbände 
nach wie vor die Wachstumsdebatte so selten zum Thema machen.

W as bedeutet Degrowth ei-
gentlich? Die Organisato-
rInnen der Konferenz be-

schreiben es so: „Unter ‚Degrowth‘ 
verstehen wir eine Verringerung von 
Produktion und Konsum in den früh-
industrialisierten Staaten, die mensch-
liches Wohlergehen, die ökologischen 
Bedingungen und die Gleichheit auf 
diesem Planeten fördert. Ziel ist eine 
Gesellschaft, in der Menschen mit 
Rücksicht auf ökologische Grenzen 
in offenen, vernetzten und regional 
verankerten Ökonomien leben. […] 
Degrowth stellt nicht nur das Brutto-
inlandsprodukt als zentralen Politik-
maßstab in Frage, sondern beschreibt 
darüber hinaus Wege für einen radi-
kalen Wandel unseres Wirtschafts-
systems, damit mehr Raum ist für 
menschliche Kooperation und resili-
ente Ökosysteme.“ 1 Eine Transforma-
tion von Wirtschaft und Gesellschaft, 
hin zu einem System, das ohne den 
Zwang zu wachsen zu mehr sozialer 

Gerechtigkeit, ökologischer Nachhal-
tigkeit und Wohlbefinden führt. 

Warum tun sich Umwelt- und 
Entwicklungsverbände so schwer?
Auf den ersten Blick scheinen die Vor-
teile auf der Hand zu liegen, die eine 
Abkehr vom Wachstumszwang für die 
Forderungen und Ziele der Umwelt- 
und Entwicklungs-Akteure mit sich 
bringen. Die Arbeit der Umwelt- und 
Entwicklungsverbände entsteht häu-
fig erst durch die alles in den Schat-
ten stellende Wachstumslogik in den 
Industrieländern und den damit ver-
bundenen Konsequenzen, während 
gleichzeitig die Ergebnisse ihrer Ar-
beit immer wieder torpediert werden. 
Und dennoch: Zwar existieren viele 
kleine und große Projekte, die eine 
sozial-ökologische Transformation 
begleiten und unterstützen, eine de-
zidierte Wachstumskritik taucht nur 
sehr selten auf in Projekten, Kam-
pagnen und Forschung. Warum also 

tun sich die Umwelt- und Entwick-
lungsorganisationen nach wie vor so 
schwer, die Wachstumsdebatte inten-
siv mitzuführen oder gar anzuheizen?

Woran liegt es? 
Zum einen gibt es sehr unterschiedli-
che Verbandstraditionen und Heran-
gehensweisen an Themen innerhalb 
der Verbändelandschaft. Die Umwelt-
verbände ihrerseits sind nicht dezi-
diert aus der Auseinandersetzung mit 
der Wachstumsdebatte entstanden. 
Die Bewahrung der Natur und die 
Schonung der Ressourcen, im Sinne 
der Einhaltung der planetaren Gren-
zen, schienen lange als ausreichendes 
Ziel ihrer Arbeit. Die Erkenntnis, dass 
die Mechanismen und vermeintlichen 
„Zwänge“ des Wirtschaftssystems im 
Globalen Norden mit diesen Zielen 
langfristig nicht vereinbar sind und 
dass dem zum Trotz die Pro-Wachs-
tums-Argumente immer die gewichti-
geren blieben, etabliert sich erst nach 
und nach. Die Entwicklungsverbände 
wiederum konzentrierten sich lange 
primär auf die Bekämpfung von Hun-
ger und Armut in Ländern des Glo-
balen Südens, und sahen erst später, 
wie notwendig dazu auch die Beschäf-
tigung mit der Wirtschaftspolitik im 
eigenen Land ist (Stichwort: Entwick-
lungszusammenarbeit beginnt im 
Globalen Norden). Beeinflusst wird 

©
©

K
lim

ag
er

ec
ht

ig
ke

it 
Le

ip
zi

g

Fürs das gute Leben auf die Straße – Abschlussdemo der Konferenz



THEMEN & AGS

37Rundbrief 3 / 2014

die Wachstumsdebatte im Entwick-
lungsbereich zudem von Stimmen aus 
dem Globalen Süden, die die Wachs-
tumsdebatte im Norden zum Teil auch 
als Bedrohung ihrer Produktion und 
Arbeitsplätze sehen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt 
scheint für die Verbände die Frage 
der Glaubwürdigkeit. Denn auch Ver-
bände brauchen finanzielle Förderung 
und streben ein Mitgliederwachstum 
an. Außerdem herrscht oft ein Wider-
spruch zwischen dem eigenen Verhal-
ten und dem Verhalten des Verbandes 
und dessen Forderungen. Auch der 
Kontakt zu Politik, für Lobbyarbeit 
so wichtig, birgt das Risiko der Verein-
nahmung und der Bedeutungsminde-
rung der eigentlichen Forderung. Ein 
Negativbeispiel bietet hier der mitt-
lerweile inflationär gebrauchte Begriff 
der „Nachhaltigkeit“, dessen Tragwei-
te durch die verbreitete Nutzung stark 
gelitten hat.

An dieser Stelle knüpft auch das 
Problem der unzureichenden Veran-
kerung des Wachstumsthemas in der 
Gesellschaft an. Während einerseits 
Verbände als ein „Spiegelbild der 
Gesellschaft“ fungieren, sehen sie 
sich gerade bei der kritischen Ausein-
andersetzung mit Wachstum mit der 
Herausforderung konfrontiert, diese 
im täglichen Leben und Politik zu ver-
ankern. Und zwangsläufig beruhen 
Verbände auf der Rückkopplung mit 
ihren Mitgliedern. Wenn bestimmte 
Themen hier keinen Raum haben, 
kann ein Verband nur schwer in jene 
Richtung steuern. Schließlich bleibt 
die Wachstumsdebatte ein komplizier-
tes, weil häufig auch abstraktes Feld, 
das viel Expertise verlangt, die wiede-
rum auf eine auch für Laien verständ-
liche Ebene runtergebrochen werden 
muss. Beides stellt für Verbände eine 
enorme Herausforderung dar. Vor al-
lem ist es nie leicht Inhalte zu bearbei-
ten, für die noch niemand praktische, 
umfassende Lösungen parat hat, oder 
sich zu äußern, ohne fertige Alternati-
ven vorlegen zu können.

Und doch – Es kann gelingen
Die Erkenntnis, dass die weiter an 
Wirtschaftswachstum ausgerichtete 
Grundstrategie für die Lebenswelt 
sowohl zwischen den heute lebenden 
Generationen als auch für zukünftige 
Generationen nicht tragbar ist, steht 
fest. Man kann sich aber offensicht-
lich nicht auf der „na wir schrumpfen 
sowieso“-Hoffnung ausruhen, denn 
leider ist weiterhin für ALLE wichti-
gen politischen Entscheidungen, mit 

ihren weitreichenden Konsequenzen, 
die Wachstumsargumentation jene, 
die gewinnt. 

Auf der Basis dessen, dass eigent-
lich kein Thema, kein Arbeitskontext, 
um die Auseinandersetzung mit der 
Wachstumsfrage herum kommt, kei-
ne AkteurIn glauben darf, dass die-
se nichts mit der eigenen Arbeit zu 
tun hat, muss die Frage stärker in 
die Debatten der unterschiedlichen 
Verbände getragen werden. Effektiv 
kann dies nur über eine Zusammen-
arbeit der Akteure aus der umwelt-, 
entwicklungs- und auch der sozial-
politischen Szene geschehen, nicht 
zuletzt, um einer analytischen bezie-
hungsweise inhaltlichen Überforde-
rung entgegenzuwirken. Fragen wie: 
„Wie können wir Akteure aus anderen 
Gesellschaftsschichten oder anderen 
Ländern einbeziehen?“, „Welche Kon-
sequenzen hat ein anderes Verständnis 
von Arbeit und Wohlstand für eine ge-
rechtes Miteinander?“ können nur ge-
meinsam gelöst werden. Denn es gilt, 
die Wachstumskritik mit anderen The-
men wie Arbeit, Geldsystem, Ernäh-
rung, Gesundheit und vielem mehr zu 
verknüpfen. In Kooperation mit den 
jeweiligen SpezialistInnen, im Sinne 
einer Aufteilung der Kompetenzen, 
kann eine Verbreitung des Problem-
bewusstseins und die damit einher-
gehende, kooperative und transdis-
ziplinäre Suche nach neuen Wegen, 
nach Geschichten des Gelingens, vor 
allem eine Ausweitung der Allianzen 
erreicht werden, die es schaffen, sich 
auch politisch der derzeit übergroßen 
Macht von Wirtschafts- und Finanz-
Lobbyinteressen entgegenzustellen.

Es muss dabei nicht zuletzt ge-
meinschaftlich auch der breiten Be-
völkerung klar gemacht werden, dass 
man sich auf den Weg machen und 
von alten und liebgewonnenen Illu-
sionen trennen muss. Um diese Fest-
stellung zu erleichtern, muss gezeigt 
werden, dass die Wachstumsraten oh-
nehin stagnieren, es keine Alternative 
gibt und Wachstum schon heute nicht 
mehr zu mehr Wohlstand führt. Bei 
vielen Menschen, gerade bei der Wirt-
schaftswundergeneration, ist dies zu 
Recht – wenn man nur auf den Wohl-
stand des globalen Nordens achtet – 
natürlich noch fest in den Köpfen 
verankert. 

Verantwortung der Verbände
Die Umweltbewegung spielt bei all 
diesen Herausforderungen eine zen-
trale Rolle, da sie wahrscheinlich der 
erste und vielleicht einzige Bereich ist, 

in dem die Alternativlosigkeit in der 
Abwendung vom Wachstumszwang 
derart klar zu Tage tritt. So kann sie 
die ersten Schritte für die Sensibili-
sierungsarbeit der anderen Felder in 
Angriff nehmen. Nicht zuletzt hierfür 
ist es mehr als notwendig, sich von 
„Erhaltungsbedürfnis und Beruhi-
gungspille Green Growth“ zu eman-
zipieren, das heißt, nicht länger auf 
die Problemlösung durch zukünftige 
Technologien oder Innovationen zu 
setzen. 

Auch die Entwicklungszusammen-
arbeit ist hier oft schon auf einem gu-
ten Weg. Sie hat in Teilen erkannt, 
dass ihre Arbeit häufig eine Sisyphos-
Tragödie ist, mit weiter wachsenden 
und verschlingenden Industrielän-
dern und der Übertragung derer Ideo-
logie auf die Schwellenländer. Es gilt, 
die unterschiedlichen Implikationen 
mit Feingefühl und unbedingt in Zu-
sammenarbeit mit den Menschen im 
Globalen Süden auszutarieren und 
nach Strategien zu suchen, die Wohl-
standszuwachs ermöglichen, ohne ein 
paar Städte weiter katastrophale Kon-
sequenzen hervorzurufen. Betrachtet 
man die aktuellen globalen Mechanis-
men, sieht man schon heute, dass viele 
„Entwicklungen“ bei einem Großteil 
der Bevölkerung nie ankommen. Wie-
so also nicht über revolutionär andere 
Strategien nachdenken. Das Konzept 
des „buen vivir“, des schönen Lebens, 
wie es in Lateinamerika verbreitet ist, 
bietet hier inspirierende Ansätze. Es 
muss also der Mut aufgebracht wer-
den, sich auch ohne fertige Lösungen 
auf den Weg zu machen. Auf einen 
Weg, der jedoch zudem auch als größ-
te Chance für mehr Gerechtigkeit ver-
standen werden kann.

 

 

 

  Theresa Klostermeyer und  
Marie-Luise Abshagen

Theresa Klostermeyer ist 
Projektkoordination Ökologische 
Gerechtigkeit beim Deutschen 
Naturschutzring. 
Marie-Luise Abshagen ist Referentin 
für die Post-2015-Agenda beim Forum 
Umwelt und Entwicklung.

1	 http://leipzig.degrowth.org/wp-
content/uploads/2014/06/dg_RZ_
Programmheft_02.pdf.
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VERMITTLER DES WALDES 
Die vernachlässigte Welt der Pilze

Pilze zählen zu den artenreichsten Gruppen von Organismen. Alleine in 
Deutschland sollen zwischen 10.000 und 12.000 Arten vorkommen. Ihre 
Bedeutung für das Funktionieren ganzer Ökosysteme wird aber in der 
Regel übersehen. Wer sich Einblick in die faszinierende Welt der Pilze 
verschaffen will, dem seien zwei Bücher empfohlen. Das Buch „Faden-
wesen – Fabelhafte Pilzwelt“ von Heinrich Holzer, das mit faszinierenden 
Fotos und Geschichten einen wunderbaren Einstieg in das Thema bietet. 
Und der „BLV Pilzführer“ von Erich Gerhardt. 

P ilze sind ein unverzichtbarer 
Bestandteil unserer Umwelt und 
der biologischen Vielfalt unserer 

Waldökosysteme. Die Bedeutung vie-
ler Großpilze im Wald liegt ja nicht 
darin, dass wir im Herbst leckere Pilze 
sammeln können. Sie sind vielmehr 
wichtiges Bindeglied zwischen Bäu-
men und dem Boden. Zahllose Pilze 
bilden mit ihren Fäden ein Geflecht 
um die Feinwurzeln von Bäumen, 
Sträuchern, Gräsern, Kräutern und 
Blumen, mit denen sie in einer Sym-
biose leben. Diese Mykorrhizapilze 
liefern der Pflanze Nährsalze und 
Wasser und erhalten von ihr einen 
Teil der durch die Photosynthese der 
(grünen) Pflanzen erzeugten Assimi-
late. Denn im Gegensatz zu anderen 
Bodenpilzen fehlen vielen von ihnen 
Enzyme, mit denen sie komplexe 
Kohlenhydrate abbauen könnten. 
Der Anteil der Primärproduktion, 
der an den Pilz weitergegeben wird, 
kann bis zu einem Viertel betragen! 
Die Mykorrhizapilze können dank 
ihrer feinen Pilzfäden im Vergleich 
zur Pflanze viel besser Mineralstoffe 
und Wasser aus dem Boden lösen. Da-
mit wird die Wasser-, Stickstoff- und 
Phosphat-Versorgung der besiedelten 
Pflanzen verbessert.

Strategische Überlebenskünstler und 
ihre Bedeutung für die Humanmedizin
Im Buch von Heinrich Holzer werden 
Pilze noch in zwei weitere Gruppen 
eingeteilt: neben den Symbionten gibt 
es Parasiten und Zersetzer (Destruen-
ten). Die Parasiten ernähren sich von 
lebenden Pflanzen, anderen Pilzen 
oder von Tieren, die sie schädigen 
oder töten. Illustriert wird das mit dem 
faszinierenden Beispiel der Puppen-
kernkeule (Cordyceps militaris). Wird 
eine ihrer Pilzsporen von einer Raupe 
aufgenommen, sendet die Spore einen 
Botenstoff an das Immunsystem der 
Raupe, der ihr signalisiert, dass keine 

Gefahr besteht. Erst wenn die Raupe 
sich verpuppt und zum Schmetter-
ling verwandeln will, frisst sich der 
Pilz durch die Puppe. Anschließend 
durchbrechen seine Fruchtkörper die 
Hüllreste der Raupe, um seine Millio-
nen von Sporen zu verbreiten.

Für die Medizin ist der Pilzfund 
ein Segen: Der Botenstoff wird heu-
te unter dem Namen Cyclosporin 
dazu verwendet, bei Menschen, die 
ein fremdes Organ eingepflanzt be-
kommen, das Immunsystem zu un-
terdrücken. Cyclosporin ist nämlich 
ein Immunsuppressivum, das bei 
Organtransplantationen und bei Au-
toimmunkrankheiten eingesetzt wird, 
damit das fremde Organ nicht abge-
stoßen wird.

Wichtige Nährstofflieferanten
Als Destruenten vollziehen Pilze den 
Abbau von Totholz, Streu und ande-
rem organischem Material und führen 
es wieder in den Nährstoffkreislauf zu-
rück. So kann der Holzstoff Lignin 
nur durch Pilze natürlich abgebaut 
werden. Von den Zersetzungsproduk-
ten und den Pilzen lebt wiederum eine 
Vielzahl anderer Organismen. 

Solche Zusammenhänge und die 
wichtige Bedeutung der Pilzwelt für 
Waldökosysteme werden in forstpoli-
tischen Debatten leider sehr vernach-
lässigt. Dabei wäre es wichtig, vor 
vielen Entscheidungen zur Art und 
Weise der Waldbewirtschaftung diese 
Zusammenhänge zu beachten. Welche 
Auswirkungen haben Luftschadstoffe, 
Pestizide, die „Bodenschutzkalkung“ 
oder das Befahren der Waldböden mit 
schweren Maschinen auf die Pilzwelt 
und wie wichtig ist das Belassen aus-
reichender Mengen an Holz für deren 
Gedeihen?

Unterschätzte Vielfalt
Das Reich der Pilze wird rund zehn 
Mal größer geschätzt als das der 

Pflanzen. Immer wieder werden neue 
Arten entdeckt und neue Erkennt-
nisse gewonnen, zum Beispiel über 
das Klima, die Bodenbeschaffenheit 
oder über die Wald- und Pflanzen-
gesellschaften. Heinrich Holzer hat 
den Bildband nicht für Spezialisten 
geschrieben, sondern er richtet sich 
mit seinen faszinierenden Bildern und 
den gut verständlichen Texten an ein 
breites Publikum. Das zweite Buch 
sei hier nur zur Ergänzung für die-
jenigen erwähnt, die Pilze nicht nur 
bestaunen, sondern näher kennenler-
nen wollen. Mit über 1.000 Farbfotos 
werden mehr als 1.200 heimische Pilz-
arten vorgestellt. Eine schier unüber-
sehbare Vielfalt tut sich auch hier auf.

 

 

 

  László Maráz

Der Autor ist Koordinator der 
Dialogplattform Wald beim Forum 
Umwelt und Entwicklung.

Fadenwesen: Fabelhafte Pilzwelt von 
Heinrich Holzer.  
150 Seiten, Edition Lichtland.  
ISBN 3942509113.  
29,90 Euro.

Der große BLV Pilzführer für unterwegs, 
von Ewald Gerhardt.  
1200 Arten, 720 Seiten, 1026 Farbfotos, 
160 Zeichnungen, 10,2 x 19,5 cm, 
Flexcover/Integralband,  
ISBN: 978-3-8354-1124-1. 
19,90 Euro.
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AGROPOLY 
Wenige Konzerne beherrschen die 
weltweite Lebensmittelproduktion 

Studie – NEUAUFLAGE

Saatgut, Jungtiere, Futtermittel, Dün-
ger – was früher auf dem Bauernhof 
selbst produziert werden konnte, sind 
heute separate Sektoren der industri-
alisierten und globalisierten Wert-
schöpfungskette für Nahrungsmittel. 
Dazu gehören auch der Handel, die 
Verarbeitung und der Verkauf von Le-
bensmitteln. Das schwächste Glied in 
dieser Kette sind diejenigen, welche 
die Lebensmittel anbauen und produ-
zieren: die Bäuerinnen und Bauern. 
Besonders Kleinbauern im Globalen 
Süden geraten im Zuge des Konzen-
trationsprozesses in der Nahrungs-
mittelproduktion immer mehr unter 
Druck. Ihr Recht auf Nahrung kann 
vielfach verletzt werden: durch Pa-
tente auf Saatgut, Verdrängung vom 
Land, unfaire Arbeitsbedingungen, 
zu niedrige Preise oder die Verdrän-
gung von informellen Märkten. Die 
Broschüre Agropoly dokumentiert 
den Konzentrationsprozess in der 
Nahrungsmittelerzeugung und zeigt, 
wie immer weniger Firmen Preise, 
Geschäftsbedingungen und zum Teil 
auch die politischen Rahmenbedin-
gungen diktieren können.

Download unter:  
www.forumue.de/publikationen/
publikationen2/publikation/
agropoly-wenige-konzerne-
beherrschen-die-weltweite-
lebensmittelproduktion/ 

Bestellung für die Druckversion 
richten Sie bitte an info@forumue.de   

GRASS.SOIL.HOPE
A Journey Through Carbon 

Country 
Buchpublikation

Was kann die Menschheit gegen 
scheinbar unlösbare Probleme wie 
Klimawandel, Hunger, Wasserknapp-
heit oder ökonomische Instabilität 
tun? Courtney White zeigt in diesem 
Buch wie praktische Strategien in ei-
nem ökonomischen und ökologischen 
Gesamtkonzept gebündelt werden 
können und somit nicht nur das CO2 
in der Atmosphäre reduziert, sondern 
auch nachhaltig die Lebensgrundla-
gen aller Menschen verbessert werden 
könnten. Boden ist eine natürliche 
Kohlenstoffsenke. Durch zahlreiche 
bereits angewendete Maßnahmen 
wie Direktsaat, Bewahrung natürli-
cher Lebensräume oder Wasseraufbe-
reitung könnten wir es schaffen, das 
übermäßige CO2 aus der Atmosphä-
re sicher im Boden zu speichern. So 
könnten zahlreiche aktuelle Probleme 
bearbeitet werden, welche heute noch 
ausweglos scheinen.

Bezug unter:  
Grass.Soil.Hope: A Journey Through 
Carbon Country, 244 Seiten, 14,50 
Euro, Chelsea Green

WERDE AKTIVIST*IN! 
Aktionsheft und Workshop

Das Aktionsheft richtet sich an Schü-
lerinnen und Schüler, die sich in ihrer 
Schule und Freizeit aktiv für eine ge-

rechtere Zukunft und für Veränderun-
gen einsetzen wollen. Auf 44 Seiten 
bieten das Eine Welt Netz NRW und 
die BUNDjugend NRW im Rahmen 
des Kooperationsprojekts „Einfach 
ganz ANDERS – Ganztagsschulen 
für mehr Nachhaltigkeit“ eine Unter-
stützung für SchülerInnen, die sich 
engagieren und aktiv werden wollen. 
Mit Tipps, Tricks, Checklisten und 
ersten Ideen motiviert das Heft, kre-
ativ zu werden, eigene Aktionen zu 
entwickeln und in die Öffentlichkeit 
zu tragen. 

Begleitend zum Aktionsheft bietet 
das Projekt ebenfalls für SchülerIn-
nen aus NRW einen Wochenend-
Workshop am 20. und 21. September 
2014 in Essen an. Dort werden Ak-
tionsformen vorgestellt, mit denen 
Schülerinnen und Schüler ihr Thema 
in die Öffentlichkeit bringen können. 
Gemeinsam werden auch neue Ideen 
entwickelt. Schritt für Schritt geht es 
dann zur Umsetzung einer eigenen 
kleinen Aktion an dem Wochenende! 

Mehr Informationen und Anmeldung 
zum Workshop unter:  
www.einfachganzanders.de/fuer-
schuelerinnen/

Schülerinnen und Schüler aus NRW 
können die Print-Version kostenlos 
bestellen bei dorothee.tiemann@
eine-welt-netz-nrw.de

Die Teilnahme kostet 15 Euro 
inklusive Übernachtung, Verpflegung 
und Material.

UNEP JAHRBUCH 2014
Emerging Issues in our Global 

Environment

Zum zehnjährigen Jubiläum des Jahr-
buchs des UN-Umweltprogramms 
werden zehn bedeutende Themen der 
vergangenen Dekade beleuchtet, un-
ter anderem Stickstoffauswaschung, 
illegaler Handel mit Wildtieren, Kli-
mawandel in der Arktis oder Luftver-
schmutzung. Neu an diesem Jahrbuch 

http://www.forumue.de/publikationen/publikationen2/publikation/agropoly-wenige-konzerne-beherrschen-die-weltweite-lebensmittelproduktion/
http://www.forumue.de/publikationen/publikationen2/publikation/agropoly-wenige-konzerne-beherrschen-die-weltweite-lebensmittelproduktion/
http://www.forumue.de/publikationen/publikationen2/publikation/agropoly-wenige-konzerne-beherrschen-die-weltweite-lebensmittelproduktion/
http://www.forumue.de/publikationen/publikationen2/publikation/agropoly-wenige-konzerne-beherrschen-die-weltweite-lebensmittelproduktion/
http://www.forumue.de/publikationen/publikationen2/publikation/agropoly-wenige-konzerne-beherrschen-die-weltweite-lebensmittelproduktion/
mailto:info@forumue.de
http://www.einfachganzanders.de/fuer-schuelerinnen/
http://www.einfachganzanders.de/fuer-schuelerinnen/
mailto:dorothee.tiemann@eine-welt-netz-nrw.de
mailto:dorothee.tiemann@eine-welt-netz-nrw.de
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ist die Verknüpfung des e-books mit 
interaktiven Medien, der Leserschaft 
die aktuellen Herausforderungen dar-
zustellen und innovative Lösungsan-
sätze aufzuzeigen. 

Bezug als e-book unter:  
http://www.unep.org/
yearbook/2014/

FAIR-HANDELN! 
Anstiftungen für zukunftsfähiges 

Handeln
Buchpublikation

Man nehme: ein Schnapsglas mit 
Löffel, ein Teelicht, einen Schmink-
spiegel und eine Handvoll Johan-
nisbeeren. Dazu noch ein paar Klei-
nigkeiten und schon lässt sich ganz 
einfach eine Farbsolarzelle bauen, mit 
der mindestens soviel Strom erzeugt 
werden kann, dass es zum Betreiben 
eines Taschenrechners reichen soll-
te. Solcherlei kreative und oft ver-
blüffend einfache Ideen stellt Jaana 
Prüss in ihrem Mitmachbuch „fair-
handeln!“ vor. Die Kulturaktivistin 
möchte Menschen dazu anstiften, 
zukunftsfähig zu handeln und lie-
fert gleich jede Menge Beispiele mit, 
wie das funktionieren könnte. Neben 
Handlungsanleitungen und Rezepten 
gibt es Essays verschiedener Autoren 
und eine Sammlung beispielhafter 
Projekte, die leihen statt zu besitzen, 
teilen, selbermachen, reparieren, um-
wandeln, aufwerten oder tauschen.

Bezug unter:  
fair-handeln! Anstiftungen für 
zukunftsfähiges Handeln, 192 
Seiten, 19,90 Euro, Morgengrün 
Kommunikation 

VERANSTALTUNGEN

INTERNATIONAL URANIUM 
FILM FESTIVAL

Filmfestival
29.9. – 3.10.2014, Berlin

Das International Uranium Film Fes-
tival ist das weltweit einzige Filmfest, 
das sich der gesamten atomaren Kette 
widmet: Vom Uranbergbau bis zum 
Atommüll, von der Atombombe bis 
zum Super-GAU, von Hiroshima bis 
Fukushima. Es wurde 2010 in Rio de 

Janeiro gegründet, um „atomaren“ 
Filmen, die kaum im Fernsehen oder 
im Kino gezeigt werden, eine inter-
nationale Plattform zu geben und um 
zu verhindern, dass atomare Katast-
rophen wie Hiroshima oder Tscher-
nobyl in Vergessenheit geraten. Die 
besten Filme zeichnet das Festival in 
Rio de Janeiro mit seinem Filmpreis, 
dem Yellow Oscar, aus. Dank des Ura-
nium Film Festivals haben kritische 
Filme wie z.B. „High Power“ aus In-
dien weltweit ein großes Publikum be-
kommen. Das Festival ist ein Projekt 
der Institution für Kultur & Bildung, 
Arquivo Amarelo. 

KINO BABYLON, Rosa-Luxemburg-
Str. 30, Telefon: 030/24 25 969 (ab 
17:00 Uhr), Eintrittspreis: 7,00 Euro,  
mehr Infos unter:  
www.babylonberlin.de

WIR HABEN ES SATT
Kongress

2. – 5.10.2014, Berlin

Endlich ist es soweit: Eingebettet in 
das Festival „Stadt Land Food“ wird 
vom 2. bis 5. Oktober 2014 der erste 
„Wir haben es satt!“-Kongress statt-
finden. Die Themen sind nachhaltige 
Landwirtschaft und gutes Essen für 
alle. Praktisch und theoretisch wird 
sich mit einer gerechten Agrarpolitik 
und einer bäuerlich-ökologischeren 
Landwirtschaft auseinandergesetzt. 
Dabei sollen lokale und globale As-
pekte betrachtet werden. Gemeinsam 
werden vier Tage lang die Köpfe zu-
sammengesteckt, sich weitergebildet, 
politische Positionen erarbeitet, sich 
kennengelernt sowie gemeinsam ge-
gessen und gefeiert. Erwartet werden 
spannende Vorträge, Workshops, 
Diskussionen, World-Cafés, kulina-
rische Köstlichkeiten und ein breites 
Kulturprogramm. Veranstalterin des 
Kongresses ist die Kampagne „Meine 
Landwirtschaft“, die für einen gesell-
schaftlichen Zusammenschluss von 
Umwelt- und Tierschutzorganisatio-
nen, entwicklungspolitischen Verei-
nen, Bürgerinitiativen, LandwirtIn-
nen und VerbraucherInnen steht.

Noch schnell anmelden unter:  
www.wir-haben-es-satt.de/start/2-
5-okt-kongress-berlin/anmeldung/ 
Mehr Infos:  
www.wir-haben-es-satt.de oder 
030/ 28 48 23 25

SAATGUT IM 
SPANNUNGSFELD ZWISCHEN 
OPEN SOURCE UND PATENT 

Fachtagung
02.10.2014, 10 – 18 Uhr, Armony 
Hotel, Mariannenplatz 26, Berlin

Zahlreiche nationale und internati-
onale Regelwerke nehmen Einfluss 
darauf, welche Rechte Landwirte 
und Gärtner an Sorten und Her-
kunft haben und wie Züchter geneti-
sche Ressourcen nutzen können. Die 
Konzentrationsprozesse in der Saat-
gutindustrie haben sich in den letzten 
15 Jahren verstärkt und der Verlust der 
Vielfalt hat sich fortgesetzt. Diese Ent-
wicklung bedroht die Ernährungssou-
veränität weltweit. Die Tagung  soll 
einen Überblick über die rechtlichen 
und politischen Rahmenbedingungen 
geben, aber vor allem Akteure zusam-
men bringen, um herauszuarbeiten, 
wo Handlungsspielräume, Einfluss-
möglichkeiten und Ansatzpunkte 
sind, um landwirtschaftliche Vielfalt 
zu schützen, weiter zu entwickeln und 
die Rechte der Bauern und Bäuerin-
nen zu stärken.

Die Tagung steht im Vorfeld des 
„Wir haben es satt“ Kongress 
beim Stadt Land Food Festival (2. – 
5.10.14).

Anmeldung bis zum 25.9.2014 
bei Marieille Remsch, Agrar 
Koordination (mireille.remesch@
agrarkoordination.de)

EUROPÄISCHER AKTIONSTAG 
GEGEN TTIP, CETA UND TISA

Dezentrale Aktionen in vielen 
europäischen Städten

11. Oktober 2014, europaweit

Zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, Gewerkschaften und Basisin-
itiativen aus ganz Europa rufen zu 
einem Aktionstag auf, um die lau-
fenden Verhandlungen über TTIP, 
CETA und andere Freihandelsver-
träge zu stoppen und eine alternati-
ve Handelspolitik voranzubringen, 
die Menschenrechte, Demokratie 
und Umwelt an die erste Stelle setzt. 
Der Aktionstag wird unseren Wider-
spruch in den Straßen von Europa 
öffentlich sichtbar machen. Wir wer-
den die Debatte über diese Politik 
in die Öffentlichkeit tragen, von der 
die EU-Kommission und die euro-

http://www.babylonberlin.de
mailto:mireille.remesch@agrarkoordination.de
mailto:mireille.remesch@agrarkoordination.de
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päischen Regierungen sie fernhalten 
wollen. Und wir werden uns für eine 
alternative Handelspolitik einsetzen. 
Wir sind solidarisch verbunden mit 
BürgerInnen und Gruppen in al-
ler Welt, die unsere Besorgnisse für 
Umwelt, Demokratie, Menschen-
rechte und soziale Rechte teilen.  
Der Einsatz, mit dem wir BürgerIn-
nen aus Europa, Kanada und den 
USA unsere Stimmen hörbar ma-
chen, wird TTIP und CETA stoppen. 
Daher werden alle Organisationen, 
Einzelpersonen und Bündnisse zu 
dezentralen, selbstorganisierten Ak-
tionen überall in Europa aufgerufen 
sich am Samstag, dem 11.10.2014, 
am Protest gegen TTIP & Co mit 
kreativen Aktionen und lokalen De-
monstrationen zu beteiligen. Lasst an 
dem dezentralen Aktionstag unseren 
gemeinsamen Widerstand vor Ort und 
europaweit sichtbar werden! 

Die Koordination in Deutschland 
übernimmt attac.  
Mehr Informationen unter: 
www.attac.de/kampagnen/
freihandelsfalle-ttip/aktionen/
aktionstag-1110/.

„BRÜCKEN IN DIE ZUKUNFT – 
WANDEL VOR ORT 

GESTALTEN“
8. Netzwerk21-Kongress 2014: 

Bundesweiter Fortbildungs- und 
Netzwerkkongress für lokale 

Nachhaltigkeitsinitiativen
23. – 24.10.2014, München

Nachhaltigkeit mit Leben füllen, Ak-
teure mit Ideen und Projekten für die 
Zukunft zusammenführen – das ist 
der bundesweite Fortbildungs- und 
Netzwerkkongress für lokale Nachhal-
tigkeitsinitiativen. Dabei geht es um 
die Organisation einer neuen Mitver-
antwortung und um starke Impulse 
für die Transformation der Gesell-
schaft. Nur in gemeinsamer Verant-
wortung von Politik, Gesellschaft und 
BürgerInnen lassen sich die Heraus-
forderungen des Wandels im Interes-
se des Gemeinwohls meistern. Neben 
dieser Frage werden Praxisbeispiele 
diskutiert, die zukunftsfähige Lösun-
gen und Herausforderungen auf dem 
Weg dahin illustrieren. Best practice-
Beispiele werden auf dem Markt der 
Möglichkeiten und Exkursionen prä-
sentiert, sowie Raum zum Erfahrungs-
austausch geboten. Eine Besonderheit 
im diesjährigen Programm bilden 

vier Workshopreihen zu den Themen 
Partizipation, Konsum, Energie und 
Mobilität. 

Anmeldung bis 10.10.2014 unter: 
www.netzwerk21kongress.de/ 

„10 JAHRE FREIWILLIGE 
LEITLINIEN ZUM RECHT AUF 

NAHRUNG“
Fachkongress

11.11.2014, 11–19 Uhr

Anlässlich des zehnten Jahrestages der 
„Freiwilligen Leitlinien zum Recht auf 
Nahrung“ organisieren Brot für die 
Welt – Evangelischer Entwicklungs-
dienst, die Deutsche Welthungerhil-
fe, FIAN Deutschland, die Deutsche 
Kommission Justitia et Pax, MISE-
REOR und das Deutsche Institut für 
Menschenrechte einen Fachkongress 
mit Podiumsdiskussionen und Work-
shops. Vertreterinnen und Vertreter 
aus Politik, Wissenschaft, Zivilgesell-
schaft und Privatwirtschaft blicken 
zurück und werten aus, inwiefern 
die Umsetzung des Menschenrechts 
auf angemessene Nahrung seit Ver-
abschiedung der Leitlinien vorange-
kommen ist und welche Herausforde-
rungen es noch zu meistern gilt. Ein 
besonderer Fokus liegt dabei auf der 
Umsetzung des Menschenrechts auf 
Nahrung in und durch Deutschland.

Kontakt:  
Ute Peters: mail@recht-
auf-nahrung-kongress.de 
(Teilnehmermanagement, Logistik)

Veranstaltungsort:  
Evangelisches Werk für Diakonie und 
Entwicklung, Caroline-Michaelis-
Straße 1, 10115 Berlin

„FAIR HANDELN. WIE KANN 
DER WELTWEITE HANDEL 

GERECHT GESTALTET 
WERDEN?“

Seminar
14. – 15.11.2014, Arbeitnehmer-

Zentrum Königswinter 

Ein Großteil unserer Produkte des 
täglichen Bedarfs kommt aus den un-
terschiedlichsten Ländern der ganzen 
Welt und wird weltweit gehandelt. In 
der Theorie zum Vorteil aller. Aber der 
weltweite Handel hat Gewinner und 
Verlierer. Das Seminar bietet Ihnen 

die Chance, sich praxisorientiert mit 
dieser Thematik auseinanderzusetzen. 
Sie erfahren, wer die Gewinner und 
Verlierer des Handelssystems sind. 
Wir untersuchen die Spielregeln des 
internationalen Handels und fragen 
nach Ursachen für Ungleichgewich-
te. Welche Möglichkeiten gibt es, den 
Handel gerechter zu gestalten? Einen 
besonderen Fokus legen wir auf das 
Konzept des Fairtrade. Wir zeigen, 
wie Sie sich selbst engagieren können: 
Für faires Handeln.

Das ausführliche Seminarprogramm 
und Infos zur Anmeldung unter: 
www.azk.de

„NEUES ZIEL, NEUES GLÜCK: 
SUSTAINABLE DEVELOPMENT 

GOALS“
Strategietage für (Jugend-)

Verbände und Gruppen
15. – 17.11.2014, Haus Wasserburg, 

Vallendar

Ziel der Strategietage ist es, innovati-
ve Ansätze und aktuelle Informatio-
nen zu globalen Herausforderungen 
kennenzulernen und verstehbar zu 
machen, nach deren Bezug zur Le-
benswelt junger Menschen zu fra-
gen, sich zu gelungenen Beispielen 
der Umsetzung in Aktionen und 
Kampagnen auszutauschen, sowie 
Bausteine für die jeweilige Praxis zu 
entwickeln. Diesmal wollen wir uns 
mit den Sustainable Development 
Goals (SDG), dem Themenkomplex 
der Nachhaltigen Entwicklung und 
ihren politischen Prozessen widmen 
und deren Bedeutung für unsere Ar-
beit beleuchten. Wir fragen uns, wie 
und mit welchen Rolle (Jugend-)Ver-
bände und Initiativen frühzeitig bzw. 
gut vorbereitet in den SDG-Prozess 
einsteigen können, wo die Chancen 
für die Bildungsarbeit liegen und wel-
che Auswirkungen globale Nachhal-
tigkeitsziele auf unsere Arbeit haben 
können.

Anmeldung bis zum 20.10.2014 mit 
Angaben zu Name, Organisation, 
An- und Abreisedatum an: 
anmeldung@haus-wasserburg.de

Mehr Infos unter:  
www.haus-wasserburg.de/aktuelles/
veranstaltungen/2014/03/18/
strategietag-14-11-15

http://www.netzwerk21kongress.de/
mailto:mail@recht-auf-nahrung-kongress.de
mailto:mail@recht-auf-nahrung-kongress.de
http://www.azk.de/
mailto:anmeldung@haus-wasserburg.de
http://www.haus-wasserburg.de/aktuelles/veranstaltungen/2014/03/18/strategietag-14-11-15
http://www.haus-wasserburg.de/aktuelles/veranstaltungen/2014/03/18/strategietag-14-11-15
http://www.haus-wasserburg.de/aktuelles/veranstaltungen/2014/03/18/strategietag-14-11-15
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